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Der Rathauskater stellt die 
provokante Frage, ob seine Ko-
lumne selbst erdacht ist, oder 
von einem ChatBot stammt. 
Wer sich‘s künftig einfach ma-
chen möchte beim Entwurf 
seiner Vorträge und Grußwor-
te, kann sich aus dem www 
bedienen – Urheberrechts-
verletzungen selbstverständ-
lich inbegriffen.� S. 15

Bayerischer Landkreistag zur Asyl- und Migrationspolitik:

Kommunen  
brauchen Luft 
zum Atmen!

Den Eindruck, dass Brüssel weit weg ist von Bayern, hin-
terließen bei den bayerischen Landrätinnen und Landrä-
ten anlässlich ihrer letztjährigen Tagung in Brüssel die Ge-
spräche zur Asyl- und Migrationspolitik mit Vertretern der 
EU-Kommission. „Dass die kommunale Flüchtlingsaufnah-
me in Bayern und der Bundesrepublik Deutschland insge-
samt durch den Zustrom von Kriegsflüchtlingen aus der 
Ukraine einerseits und Asylsuchenden andererseits am Li-
mit ist, schien dort bisher wenig präsent zu sein“, bilan-
ziert der Bayerische Landkreistag.

Die aktuelle Situation sei ver-
gleichbar mit 2015/2016, wes-
halb der Kommunalverband im 
Namen seiner 71 Landkreise in 
einem aktuellen Positionspa-
pier umso dringlicher die Euro-
päische Union und insbesonde-
re die Bundesregierung auffor-
dert, dafür zu sorgen, dass die 
Aufnahme von Flüchtlingen und 
Migranten nach Deutschland 
auf Dauer stärker und auch be-
grenzend gesteuert wird. 

Wirksamere Sicherung  
der EU-Außengrenzen

Konkret bedarf es aus Sicht 
des Verbandes einer wirksa-
meren Sicherung der EU-Au-
ßengrenzen, um illegale Einrei-
sen von Flüchtlingen zu begren-
zen, die von vornherein keine 
Bleibeperspektive in der EU ha-
ben. Zudem müsse die Rückfüh-
rung von nicht aufenthaltsbe-
rechtigten Ausländern von allen 
EU-Mitgliedstaaten effektiv voll-
zogen werden. Die EU müsse da-
zu auch Möglichkeiten erhalten, 
fehlendes mitgliedstaatliches 
Engagement zu sanktionieren.

Im Sinne einer gerechten Las-
tenverteilung bedürfe es im Rah-
men eines neuen Dublin-Verfah-
rens grundsätzlich verbindlicher 
Verteilungsquoten auf einzelne 
EU-Mitgliedstaaten oder, sofern 
diese Quoten nicht eingehalten 
werden, wirksamer Ausgleichs-
mechanismen für untererfül-
lende EU-Mitgliedstaaten. Auch 
sei eine EU-Harmonisierung von 

Asylverfahrens- und Asylbewer-
berleistungsregelungen uner-
lässlich. So sollten existenzsi-
chernde Unterstützungsleistun-
gen zumindest annähernd ver-
gleichbar in den Mitgliedstaaten 
gestaltet werden.

Europaweit geordnete Asyl- 
und Migrationspolitik

Nur eine europaweit geord-
nete Asyl- und Migrationspoli- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Kemnath in der Oberpfalz: 

Finanzstärkste Kommune
Die einstige Kreisstadt Kemnath im Landkreis Tirschenreuth 
ist die mit Abstand finanzstärkste Kommune im Freistaat. 
Laut neuen Zahlen des Bayerischen Städtetags verfügt die 
5.590 Einwohner zählende Kommune über ein stolzes Finanz-
volumen von 13.490 Euro je Einwohner. Auf den Plätzen zwei 
und drei rangieren Grünwald und Gräfelfing mit 10.900 Euro 
und 7.400 Euro pro Einwohner. Der Gesamtschnitt aller baye-
rischen Kommunen liegt bei 1.000 Euro.

Ursache der guten Einnahmesituation in Kemnath ist die 
2018 erfolgte Ansiedlung eines Siemens-Tochterunternehmens 
beim bestehenden Siemens-Werk. Da die Firma nun Gewerbe-
steuer am Ort zahlt, verzeichnete Kemnath 2022 Einnahmen in 
Höhe von über 100 Millionen Euro. Vor der Ansiedlung hatte 
der Stadtrat den Gewerbesteuer-Hebesatz auf 230 Punkte, den 
bayernweit niedrigsten Wert, gesenkt. 

Laut Bürgermeister Roman Schäffler hat sich die Ansiedlung als 
Glücksfall erwiesen. 2018, als er noch als Kämmerer tätig war, sei 
der Fokus vor allem darauf gerichtet gewesen, das Siemens-Werk 
selbst und damit 1.200 Arbeitsplätze zu sichern. In Kemnath sei 
heute auch die Grundsteuer deutlich abgesenkt und die Beiträ-
ge für Kindergartenplätze habe man größtenteils abgeschafft. So 
profitierten die Bürger direkt von den Einnahmen.

Diese Finanzkraft wirkt sich auch auf den Landkreis Tirschen-
reuth (1.920 Euro je Einwohner) aus: Etwa die Hälfte der Steu-
ereinnahmen reicht Kemnath als Umlage an den Kreis, im ver-
gangenen Jahr rund 53 Millionen Euro. „Ohne die Stadt Kemnath 
würde der Landkreis nach wie vor auf Schlüsselzuweisungen an-
gewiesen sein“, erläutert Landrat Roland Grillmeier, verweist 
aber auch auf weitere Kommunen, die sich gut entwickelten und 
es dem Kreis ermöglichen, mehr freiwillige Leistungen zu über-
nehmen. Tatsächlich liegen drei der fünf stärksten Gemeinden 
im nördlichsten Landkreis des Bezirks. Auch dieser profitiert 
über die Bezirksumlage von der guten Entwicklung. � DK

Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetags: 

Neue Wege  
gehen

„Die Gesundheitsversorgung in Deutschland wird aktuell 
in weiten Teilen nicht in der erwarteten Qualität sicher-
gestellt. Reformen der Krankenhausfinanzierung sind not-
wendig und überfällig“, betonte der Vizepräsident des 
Deutschen Städtetags, Oberbürgermeister Burkhard Jung 
aus Leipzig, nach den Sitzungen von Präsidium und Haupt-
ausschuss in Chemnitz. Jung warnte vor Krankenhaus-In-
solvenzen in den nächsten Monaten, wenn nicht schnell 
Hilfen vor Ort ankämen.

Viele Krankenhäuser stehen 
laut Deutschem Städtetag mit 
dem Rücken zur Wand. Die hö-
heren Kosten wegen der Inflati-
on, zum Beispiel für Medizinpro-
dukte und die steigenden Ener-
giepreise, können durch Fall-
pauschalen nicht refinanziert 
werden. Weil Personal fehlt, 
werden teilweise Stationen ge-
schlossen und es können we-
niger Patienten aufgenommen 
werden. Etliche Krankenhäuser 
sind derzeit existenziell bedroht, 
jedes fünfte Haus ist absehbar 
insolvenzgefährdet. Die Kom-
munen müssen oft in Windeseile 
viele Millionen Euro zuschießen, 
damit die Versorgung der Men-
schen sichergestellt wird. „Das 
kann nur eine Notlösung sein. 
Städte sind keine Ausfallbürgen, 
weil Bund und Länder ihre Haus-
aufgaben nicht gemacht haben 
und Defizite nicht ausgleichen. 
Jetzt müssen vor allem die ver-
sprochenen 6 Milliarden Euro 
des Bundes aus dem Härtefall-
fonds zügig und unbürokratisch 
vor Ort ankommen“, forderte 
Verbandsvize Burkhard Jung.

Gemeinsame 
Krankenhausreform

Jung zufolge ist es der richti-
ge Weg, dass Bund und Länder 
gemeinsam die Krankenhausre-
form angehen und bis zum Som-
mer einen Referentenentwurf 
abliefern wollen. Die Städte er-
warten außerdem, dass Bund 
und Länder sich unverzüglich 
über ein gemeinsames Konzept 
für eine funktionierende Kran-
kenhausplanung verständigen.

„Wir brauchen einen Plan, der 
die Versorgung der Patientin-
nen und Patienten sicherstellt 
und die gegebenen Realitäten 
berücksichtigt, beispielsweise 
absehbar weniger verfügbare 
Fachkräfte. Dazu gehört auch 
frisches Geld im System, denn 

eine bloße Umverteilung besei-
tigt nicht die jahrelange struk-
turelle Unterfinanzierung der 
Krankenhäuser“, unterstrich der 
Vizepräsident.

Vollständige Refinanzierung 
von Kostensteigerungen

Konkret fordern die Städ-
te, die Vorhaltekosten mindes-
tens in Höhe von 60 Prozent an-
zusetzen. Allein das Pflegebud-
get macht ungefähr 30 Prozent 
aus. Die empfohlenen 40 Pro-
zent reichten nicht, um struk-
turelle Unterfinanzierung zu be-
seitigen. Dazu zähle auch, die 
vollständige Refinanzierung der 
künftigen Kostensteigerungen 
sicherzustellen. Zudem wird für 
� (Fortsetzung auf Seite 4)„Aktiv und selbstbestimmt –  

Seniorenpolitik in Bayern“
Sozialministerin Scharf stellte Leitlinien vor

Im Jahr 2040 werden rund 3,5 Millionen Menschen über 65 Jah-
re in Bayern leben. Die Senioren werden damit ein Viertel der Ge-
samtbevölkerung bilden. Daher sei eine starke, aktive Senioren-
politik unverzichtbar, wie Sozialministerin Ulrike Scharf bei der 
Präsentation der Leitlinien „Aktiv und selbstbestimmt – Senioren-
politik in Bayern“ feststellte. Die zehn seniorenpolitischen Leitli-
nien zeigen neue Wege zum Beispiel in den Bereichen Wohnen, 
Mobilität, Engagement und Teilhabe aller Generationen auf. Sie 
sind eine Bestandsaufnahme des bisher Erreichten und gleichzei-
tig ein Gerüst für die künftige Seniorenpolitik im Freistaat. 

1. Alter(n) ist vielfältig – diffe-
renzierte Altersbilder etablie-
ren: Mit der Seniorenakademie 
und dem Seniorenmitwirkungs-
gesetz unterstützt die Bayeri-
sche Staatsregierung die Po-
tenziale älterer Menschen und 
macht deutlich, wie wichtig ihr 
ehrenamtliches Engagement 
und Mitwirkung älterer Men-
schen für die Gesellschaft sind.
2. Alter(n) ist aktiv – Engage-
ment und Teilhabe stärken: Im 
Jahr 2014 wurde die Senioren-
akademie Bayern ins Leben ge-
rufen. Sie wird vom Bayerischen 
Staatsministerium für Familie, 
Arbeit und Soziales mit jährlich 
rund 120.000 Euro gefördert. 
Die Seniorenakademie bietet 
ein umfassendes Seminarpro-
gramm für ältere bürgerschaft-
lich engagierte Menschen in 
ganz Bayern an. Bis 2021 konn-
ten bereits rund 4.200 Teilneh-
mer fortgebildet werden. Die 
Weichen für die Teilhabe Älterer 
am Arbeitsleben wurden in Bay-
ern bereits seit 2012 durch die 
Initiative „Ältere und Arbeits-
welt“ gestellt.

3. Alter(n) ist mobil – Mobi- 
lität erhalten: Vielfältig sind die 

Bemühungen, in Stadt und Land 
bedarfsorientierte Mobilitätsan-
gebote auszubauen, um gleich- 
wertige Lebensbedingungen in 
allen Gegenden Bayerns zu ge-
währleisten. Diese reichen von 
Bürgerbussen und Begleitser-
vices mit Haustürabholung über 
On-Demand-Angebote bis hin 
zu landkreisweiten Mitfahrzent-
ralen. Auf barrierefreie Bahnhö-
fe und Haltestellen sowie bar-
rierefreie Fahrzeuge im öffent-
lichen Personenverkehr wird 
besonders Wert gelegt. Beson-
deres Augenmerk wird darauf 
gerichtet, intelligente Verknüp-
fungen von Schienenpersonen-
nahverkehr, Busverkehr, flexib-
len Bedienformen und Individu-
alverkehr zu erreichen.
4. Alter(n) ist digital – Digi-
talisierung unterstützen: Mit 
dem seit 2018 laufenden Mo-
dellprogramm „Schulungsan-
gebote für ältere Menschen im 
Umgang mit digitalen Medi-
en“ wurden bislang in 57 Mehr-
generationenhäusern niedrig-
schwellige Kursangebote und 
Mediensprechstunden mit einer 
Fördersumme von ca.670.000 
Euro unterstützt. Seit Ende 2021 

wurde zudem mit staatlicher 
Förderung eine zentrale Stel-
le („MuT-Profis – das gfi Netz-
werk“) aufgebaut, die die Un-
terstützung und Professiona-
lisierung von Multiplikatoren 
von Digitalangeboten für ältere 
Menschen zur Aufgabe hat. Zu-
dem bietet das Staatsministe-
rium für Umwelt und Verbrau-
cherschutz zur Weiterführung 
seit 2018 in Kooperation mit der 
Bayerischen Landeszentrale für 
neue Medien und den bayeri-
schen Verbraucherverbänden, 
der Verbraucherzentrale Bayern 
und dem Verbraucher-Service
Bayern das Projekt „Smart Sur-
fer – Fit im digitalen Alltag“ an. 
Dabei handelt es sich um eine 
Seminarreihe, eigens konzipiert 
für ältere Onliner, die ihre Me-
dienkompetenz weiter ausbau-
en wollen. 
5. Alter(n) ist miteinander – 
Dialog der Generationen för-
dern: Die 88 bayerischen Mehr-
generationenhäuser sind über 
alle Altersgrenzen hinweg Or-
te der Begegnung. In den „offe-
nen Treffs“ kommen Menschen 
zusammen, knüpfen Kontakte 
und unterstützen sich gegensei-
tig. Mit der seit 2016 existieren-
den Wanderausstellung „Mehr-
generationenhäuser in Bayern“ 
wird umfassend über die Ar-
beit der Mehrgenerationenhäu-
ser in Bayern informiert. Um 
den Zusammenhalt der Genera-
tionen zu unterstützen, gibt es 
seit 2017 die berufsbegleiten-
de Weiterbildung zum „Genera- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Dietz 

96190 Untermerzbach 
am 04.02.

Bürgermeister Manfred Schuster 
91793 Alesheim 

am 08.02.

Bürgermeister  
Dieter Springmann  
91465 Ergersheim  

am 10.02.

Bürgermeister Peter Imminger 
82496 Oberau 

am 11.02.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Thomas Stadelmann  
97475 Zeil am Main 

am 02.02.

Bürgermeisterin  
Gabriele Wohlhöfler  
86488 Breitenthal 

am 03.02.

Bürgermeister  
Claus Schwarzmann  
91330 Eggolsheim 

am 10.02.

Bürgermeister  
Thomas Totzauer  

82296 Schöngeising 
am 12.02.

Bürgermeister Willy Lehmeier 
86637 Wertingen 

am 13.02.

ZUM 55. GEBURTSTAG
 Bürgermeisterin Anna Meier 

84565 Oberneukirchen 
am 05.02.

Bürgermeister Christian Kiendl 
84069 Schierling 

am 09.02.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Landrat Thorsten Freudenberger 

89231 Neu-Ulm  
am 12.02.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Timo Ehrhardt 

96337 Ludwigsstadt 
am 08.02.

Bürgermeister  
Martin Bernreuther  

95349 Thurnau 
am 11.02.

Bürgermeister Jürgen Schnabel 
95194 Regnitzlosau  

am 14.02.

ZUM 30. GEBURTSTAG
Bürgermeister Philip Laaber 

95358 Guttenberg  
am 12.02.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

GZ Akademie GZ

Große Projekte kommunizieren
28. Februar 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Es gibt Projekte, die eine Menge Geld kosten, die der Bürger aber 
gar nicht wirklich wahrnimmt. Der Tiefbau kann ein Lied davon sin-
gen. Wenn hier gearbeitet wird, dann erkennt der Bürger das am 
besten daran, dass seine Mobilität in irgendeiner Form gehemmt 
wird. Außerdem kostet das Ganze hohe Summen, die aus Sicht der 
Bürger „versickern“. Die wenigsten wissen, was eine funktionieren-
de Infrastruktur wert ist. Also sollte man solche Projekte beson-
ders gut kommunizieren. Der Vortrag gibt Hinweise, wie das gelingt 
und zeigt auch ein paar Beispiele zu diesem Thema.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt.� r
Rechtssicheres Gemeinde- oder Stadtblatt
14. März 2023, 14:00 - 16:00 Uhr

Gemeindeblätter sind nach dem Urteil zum Stadtblatt in Crails-
heim inhaltlich und im Layout eingeschränkt. Vieles darf nicht 
mehr mitgeteilt werden - vieles, was gerade das Zwischenmensch-
liche in einer Kommune ausmacht. Das hat seine Berechtigung. 
Aber was bleibt dann noch für die Gemeindeblätter übrig? Wie re-
alisiert man ein attraktives Blatt mit eingeschränkten Inhalten? Der 
Vortrag zeigt Wege für ein qualitätvolles Blatt, das nicht in Konkur-
renz zur freien Presse tritt.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt.� r
Rentabler Umbau von Kläranlagen – Ein Best-Practise-Beispiel
15. März 2023, 10:00 - 11:30 Uhr

Kläranlagen sind die großen Energiefresser in den Kommunen. Das 
kostet zunehmend mehr Geld und verursacht beachtlichen Co2-Aus-
stoß. Sowohl die finanzielle Seite als auch der Umweltschutzgedan-
ke sind gute Gründe, sich mit einem möglichen Umbau der Kläranla-
gen zu beschäftigen. Die Stadt Bad Kissingen hat eine Lösung gefun-
den, die zwar zunächst einige Investitionen nötig macht, dafür aber 
auf lange Zeit gesehen Planungssicherheit, Kostensicherheit und eine 
vollständige Dekarbonisierung ermöglicht. 
Referent: Thomas Hornung ist der Leiter des Tiefbaureferats der 
Stadt und hat diese raffinierte Lösung gefunden. Er stellt in seinem 
Vortrag vor, wie sein rentables Energiewende-Projekt realisiert wer-
den kann. Gerne beantwortet er im Anschluss Fragen aus dem Zu-
hörerkreis. �
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: kostenlos� r
Social Media für Kommunen
9. Mai 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Über die Nutzung von Sozialen Netzwerken wird viel diskutiert. 
Was ist für Bürgermeister*innen sinnvoll zu nutzen? Wovon hängt 
es ab, wie Informationen an die Öffentlichkeit getragen werden? 
Und wie sollen Politiker und Verwaltungen agieren? Der Vortrag 
öffnet Gedanken und Wege der Social Media-Nutzung und der 
sinnvollen Alternativen. Diskutieren Sie mit!
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt.� r
Bildrechte und DSGVO
Teil 1: 13. Juni 2023, 14:00 - 16:30 Uhr
Teil 2: 11. Juli 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Die Menschen lieben Bilder. Bilder können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb können weder Politik noch Verwaltung 
auf Bilder verzichten. Doch was muss man wissen, um nicht in die 
Fallen der Betrüger und die Mühlen der Justiz zu geraten. Das Gan-
ze ist nicht so einfach, wie man glaubt – aber auch nicht so schwie-
rig, wie befürchtet. Aber es braucht Zeit, um Sicherheit zu gewin-
nen. Deshalb wird dieser Vortrag zweigeteilt. Ihre Fragen dazu sind 
herzlich willkommen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 290,- € zzgl. MwSt.� r

Medientraining: Grundkenntnisse
7. Februar 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Sie haben etwas zu sagen! Klar, denn Sie arbeiten als Pressere-
ferenten, in der Öffentlichkeitsarbeit oder als "Entscheider" für Ih-
re Heimat. Doch wie vermitteln Sie am besten Ihre Inhalte? Wie 
springen die Medien auf Ihre Bekundungen an? Und wie ticken 
Journalisten eigentlich? All das erfahren Sie in diesem Seminar. Für 
Sie wird es ab sofort kein Problem sein, mit der Presse zu agieren, 
denn mit diesem Kurs sind Sie auch in der Präsentation und Ihrer 
Rhetorik gewappnet und wissen, wie man sich, seine Schutzbefoh-
lenen und die Heimat in der Öffentlichkeit präsentiert.

Inhalt: Wie ticken Journalisten? Wie präsentiere ich am besten? 
Welche Situationen gibt es? Rhetorik, Tipps & Tricks
Referent: Maximilian von Rossek, Politikjournalist
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt.� r

Klausurtagung der CSU-Landtagsfraktion:

Bayern 2030: Die Zukunft  
beginnt jetzt!

Unter dem Motto „Bayern 2030: Die Zukunft beginnt jetzt!“ dis-
kutierte die CSU-Landtagsfraktion im Rahmen ihrer traditionellen 
Winterklausurtagung in Kloster Banz mit hochkarätigen Gästen 
aus Wirtschaft, Politik und Gesellschaft wichtige Zukunftsfragen 
zu den Themen Energie, Sicherheit, Innovation und Migration. 
Mit seiner Grundsatzrede stimmte Bayerns Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder die Abgeordneten auf den Landtagswahlkampf ein.

„Wirtschaft, Familie, Sicher-
heit – Bayern ist in vielen Berei-
chen die unangefochtene Num-
mer Eins in Deutschland.“ Basis 
hierfür sei die erfolgreiche Ar-
beit der CSU. „Fast alle der mehr 
als 500 Vorhaben aus dem Ko-
alitionsvertrag sind umgesetzt 
oder in Planung“, betonte Söder.

Topthema Bildung

Für die kommenden Monate 
will der Ministerpräsident den 
Blick vor allem auf das Thema 
Bildung lenken. Bayern habe be-
reits jetzt einen Höchststand bei 
Lehrerstellen. Bis 2028 sollen 
insgesamt 6.000 weitere Lehr-
erstellen hinzukommen, darü-
ber hinaus 2.000 Stellen für Ver-
waltungskräfte, Schulpädagogen 
und Schulpsychologen. In der 
Lehrerausbildung erteilte Söder 
dem Modell „Einheitslehrer“ er-
neut eine klare Absage. Im Fokus 
stünden stattdessen mehr Flexi-
bilität und mehr Praxiserfahrung 
beim Lehramtsstudium. Neben 
einem Praxis-Semester sollen 
Studenten auch im Nachmittags-
unterricht und für Nachhilfe ein-
gesetzt werden. 

Kostenlose Meisterausbildung

Geplant ist auch die Stärkung 
der beruflichen Bildung. Ebenso 
wie ein Studium soll ab 2024 die 
Meisterausbildung im Freistaat 
kostenlos sein. Hierfür stün-
den mehr als 100 Millionen Eu-
ro bereit. Zudem kündigte Sö-
der für bayerische Studenten 
und Azubis zum Wintersemes-
ter 2023/2024 ein vergünstig-
tes bundesweites Nahverkehr-
sticket für 29 Euro an.

Neben einem Sonderpro-
gramm für Kliniken im ländli-
chen Raum in Höhe von 20 Mil-
lionen Euro pro Jahr sprach sich 
der Ministerpräsident für die 
Förderung des ÖPNV aus. Da-

zu zählten der Neubau von Rad-
wegen mit einer Länge von ins-
gesamt 1.500 Kilometern bis 
2030 und vergünstigte Mitnah-
memöglichkeiten für Fahrräder 
in Zügen.

Finanzielle Solidität

Auch die finanzielle Solidi-
tät bleibe weiterhin ein wichti-
ger Markenkern der CSU. Ange-

finanzpolitischen Herausforde-
rungen aus und würdigte die 
Entwicklung des Wirtschafts- 
und Innovationsstandortes Bay-
ern zum „Silicon Valley Europas“ 
durch Investitionsentscheidun-
gen von IT-Giganten wie App-
le, Google und Microsoft. In der 
Resolution „Bayern 2030. Inno-
vation ist jetzt!“ bekannten sich 
die Abgeordneten zu einer Fort-
setzung der seit Jahrzehnten ge-
zielten Innovations- und Struk-
turpolitik im Freistaat, um Bay-
erns Spitzenposition im globa-
len Standortwettbewerb weiter 
auszubauen. 

Über aktuelle außenpolitische 
Bewährungsproben diskutier-
ten die Abgeordneten mit Bot-
schafter Dr. Christoph Heusgen, 
Vorsitzender der Münchner Si-
cherheitskonferenz. Im Rahmen 
der Resolution „Gemeinsam si-
cher“ würdigte die CSU-Frakti-
on anschließend Bayerns Rol-
le als Sicherheitsland Nummer 
eins in Deutschland und be-
schloss Maßnahmen, diese Po-
sition auch künftig einnehmen 
zu können. „Wir setzen uns auf 
Bundesebene dafür ein, die 
Außen-Sicherheitsarchitektur 
im Rahmen einer eng koordi-
nierten Europäischen Verteidi-
gungspolitik zu reformieren und 
die Bundeswehr konsequent auf 
Landes- und Bündnisverteidi-
gung auszurichten“, heißt es in 
der Resolution. 

Im Ernstfall vernetzt agieren

Zudem hätten Corona-Pande-
mie und Katastrophen gezeigt, 
„dass wir im Ernstfall vernetzt 
agieren und konzertiert vorge-
hen müssen. Dieses Miteinan-
der wollen wir stärken. Daher 
werden wir den Katastrophen-
schutz in Bayern fortentwickeln 
und die Krisenfähigkeit unseres 
Landes nachhaltig stärken.“ Der 
Grundsatz der „Verantwortung 
vor Ort“ solle bleiben, „jedoch 
werden wir die überregionalen 
Einsatzstrukturen weiterentwi-
ckeln“. Durch die Einrichtung 
zentraler staatlicher Katastro-
phenschutzlager, in denen Eng-
passressourcen bereitgestellt 
werden, werde die örtliche Ka-
tastrophenabwehr unterstützt. 

Die Mitglieder der „Letzten 
Generation“ verfolgten zwar ein 
legitimes Ziel, doch berechtige 
dies nicht zum Aufruf zu Straf-
taten, macht die CSU-Fraktion 
weiter deutlich. Der Staat müs-
se entschlossen gegen strafba-
res Handeln von Aktivisten vor-
gehen und dieses unterbinden. 

Datenschutz  
ist nicht Täterschutz

Sorge bereitet den Abgeord-
neten im Zusammenhang mit 
den neuen Herausforderungen 
der Verbrechensbekämpfung, 
dass die Möglichkeiten moder-
ner Technik hierzu nicht in dem 
Umfang genutzt werden kön-
nen, wie es erforderlich und 
möglich wäre. „Unter strikter 
Beachtung der Verfassung, so-
wie internationaler und natio-
naler Rechtsakte müssen We-
ge gefunden werden, präventi-
ve und repressive Polizeiarbeit 
auf dem jeweils aktuellen Stand 
der Technik zu ermöglichen. Da-
bei geht es beispielsweise dar-
um, dass die Ermittlungsbehör-
den im Kampf gegen Kindes-
missbrauch die erforderlichen 
Instrumente wie eine Speicher-
pflicht und den entsprechenden 
Zugriff auf IP-Daten zur Hand 
haben und effiziente KI-Lösun-
gen zur schnellen Auswertung 
und Analyse von umfangrei-
chem Daten- und Bildmaterial 
einsetzen können“, so die Frak-
tion. Die Bundesregierung müs-

se hier endlich zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen tä-
tig werden. Mehr denn je gelte, 
den Datenschutz nicht zum Tä-
terschutz werden zu lassen.

Energie-Perspektiven

Im Rahmen des Austauschs 
mit Leonhard Birnbaum, Vor-
standsvorsitzender der E.ON SE, 
diskutierte die Fraktion über die 
aktuellen Herausforderungen 
Deutschlands für eine sichere 
und bezahlbare Energieversor-
gung und mögliche Hemmnisse 
für die Energiewende durch die 
Ausgestaltung der Energiepreis-
bremse. 

Im Expertenpanel mit Wolf-
gang Geisinger, Geschäftsführer 
der Geothermie Unterhaching 
GmbH & Co KG, Karl Heinz Gru-
ber, Geschäftsführer und Vor-
stand der VERBUND-Wasser-
kraftgesellschaften in Österreich 
und Deutschland, sowie Mar-
co Krasser, Geschäftsführer der 
SWW Wunsiedel GmbH, infor-
mierten sich die Abgeordneten 
konkret zum Thema „Erdwärme, 
Wasserkraft, Wasserstoff – Pers-
pektiven für die Zukunft“. 

Die Ampel in der Pflicht

In der Resolution „Für eine be-
zahlbare, nachhaltige und siche-
re Energieversorgung in Bay-
ern“ wurde die Ampel aufge-
rufen, ihren energiepolitischen 
Kurs zu ändern und die Rahmen-
bedingungen deutlich zu verbes-
sern. Vordringlich sei zunächst 
die wirtschaftspolitische Verant-
wortung beim Umbau der Ener-
gieversorgung. Überdies müss-
ten alle Energien gleichwertig 
ins Visier genommen und der 
Umbau der Energieversorgung 
intelligent und innovationsoffen 
gestaltet werden.

Wasserkraft,  
Biogas und Bioenergie

„Den Ausbau von Wasser-
kraft, Biogas und Bioenergie in 
Deutschland muss der Bund als 
sehr wichtige regionale, grund-
lastfähige und nachhaltige Ener-
gieträger weiter beschleunigen 
und durch eigene Förderpro-
gramme stärken“, lautet eine 
weitere Forderung. „Das riesi-
ge Potenzial der Geothermie 
machen wir durch eine umfas-
sende Unterstützungsstruktur 
für Kommunen, Energieversor-
ger und Projektierer bei der Pla-
nung und Genehmigung nutz-
bar, jüngst z.B. durch eine per-
sonelle Verstärkung der Ge-
nehmigungsbehörden und eine 
Erhöhung der finanziellen Mittel 
für die Geothermieforschung. 
Von der Ampel fordern wir auch 
die deutliche Erhöhung der fi-
nanziellen Mittel in der Bundes-
förderung für effiziente Wärme-
netze und die schnelle Umset-
zung der im Koalitionsvertrag 
angekündigten Fündigkeitsver-
sicherung.“

Regionale Modellprojekte

Erneuerbar erzeugte Energie 
vor Ort effizient für Strom, Ver-
kehr und Wärme zu nutzen und 
intelligent mit Speichern zu kom-
binieren, bundesweit in regiona-
le Modellprojekte zu investieren 
und damit die Kommunen bei 
ihren Energieplänen zu unter-
stützen, sei eine nationale Her-
ausforderung. Problematisch ist 
laut CSU-Fraktion, dass die Am-
pel durch die Ausgestaltung der 
Erlösabschöpfung Investitionen 
in innovative regionale Energie-
projekte massiv erschwert hat. 
Deutschland brauche dringend 
ein neues Strommarktdesign, 
mit dem der Ausbau der erneu-
erbaren Energien vorangebracht 
werden kann.

Zuwanderung steuern

Angesichts der enormen 
Fluchtbewegungen erörterten 
die Abgeordneten auch die da-

mit verbundenen Herausforde-
rungen und verabschiedeten ei-
ne Resolution, die noch einmal 
die Position der CSU-Fraktion 
zusammenfasst: Zuwanderung 
steuern. Ordnung gewährleis-
ten. Integration fördern.

„Die Bundesregierung muss 
endlich die angekündigte ‚Rück-
führungsoffensive‘ starten“, heißt 
es darin. Die Bürgerinnen und Bür-
ger erwarteten zurecht, dass es 
zur konsequenten Rückführung 
abgelehnter Asylbewerber kommt 
und vor allem schwere Straftäter 
und Gefährder abgeschoben wer-
den. 

Wer über seine Identität 
täuscht oder diese verschleiert, 
müsse stärker als bisher bestraft 
werden. Des Weiteren sei die Lis-

te der sicheren Herkunftsländer 
auszuweiten.

Zwar benötige Deutschland die 
Zuwanderung von qualifizierten 
Fach- und Arbeitskräften, jedoch 
lehnt die Fraktion eine Zuwande-
rung, die ungesteuert bleibt, an 
die zu wenig Anforderungen ge-
stellt werden, die aufgrund zu 
wenig eingeforderter Integration 
zu Parallelgesellschaften führt 
und dauerhaft unsere Sozialsys-
teme belastet, strikt ab. Aufgabe 
der Bundesregierung sei es, die-
sen Respekt durch Leistung zum 
Tragen zu bringen und migrati-
onspolitische Weichen im Sin-
ne Deutschlands zu setzen. „Dies 
bleibt die derzeitige Bundesre-
gierung leider schuldig“, so die 
abschließende Botschaft. � DK

Dr. Markus Söder. 	 Bild: Staatskanzlei

sichts der enormen finanziellen 
Belastungen in Höhe von fast 10 
Milliarden Euro pro Jahr kündig-
te Söder eine Klage gegen den 
Länderfinanzausgleich an. Mit 
Blick auf die Landtagswahlen am 
8. Oktober 2023 schwor er die 
Fraktion schließlich auf einen 
„Marathon mit Volldampf“ ein.

Im Anschluss tauschte sich 
die Fraktion mit Antoine Bar-
re, Managing Director von App-
le Deutschland, Österreich und 
Schweiz, Stephan Winkelmei-
er, Vorstandsvorsitzender der 
Bayerischen Landesbank, sowie 
Prof. Dr. Siegfried Russwurm, 
Präsident des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie, über 
die aktuellen wirtschafts- und 
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wer heute über die Errich-
tung neuer Kultureinrichtun-
gen nachdenkt, ist schnell mit 
einer Reihe an Bedenken kon-
frontiert: Muss das gerade 
jetzt sein? Wir müssen sparen. 
Die Energiekrise. Die Inflation. 
Und noch dazu erscheinen uns 
andere Dinge oft dringlicher zu 
sein als Kultur. Da kann ich ver-
stehen, dass die Planung eines 
neuen Museums nicht überall 
auf Verständnis stößt.

Und dennoch hat sich der Be-
zirk Oberbayern dafür entschieden, in der Stadt 
Dachau ein Arbeiter- und Industriekulturmuse-
um zu etablieren. Für den Bezirk sind das wichti-
ge Themen, die er schon lange verfolgt: So setzt 
sich beispielsweise unsere Wanderausstellung 
„Hartes Brot-Gutes Leben?“ mit den Arbeitswel-
ten in Oberbayern von 1830 bis in die Moderne 

auseinander. Vielleicht war die Ausstellung be-
reits in Ihrer Gemeinde zu Gast? Aber auch die 
Denkmalpflegeförderung des Bezirks widmet 
sich bewusst den gebauten Zeugnissen der In-
dustriegeschichte Oberbayerns und kommt kei-
neswegs nur Schlössern, Kirchen, Stadt- oder 
Bauernhäusern zugute.

Doch es bleibt die Frage: Wie schaffen wir es, 
gerade jetzt einen Schritt weiterzugehen und der 
Arbeiter- und Industriekultur Oberbayerns ihrer 
Bedeutung entsprechend mehr Raum zu geben – 
nämlich als Museum? Wir haben es so gemacht, 
wie es auch im Kreis von Verwandten und Freun-
den üblich ist, wenn jemand ein größeres Vorha-
ben plant, das mit Verbündeten besser zu stem-
men ist: Man schaut und hört sich um, ob was 
„zam geht“. 

Fündig geworden sind wir in der kommuna-
len Familie: Gemeinsam mit dem Landkreis und 
der Stadt Dachau möchte der Bezirk Oberbay-
ern nun sogar ein größeres Vorhaben angehen 
– das Museumsforum Dachau, das eines Tages 
Strahlkraft für ganz Oberbayern und darüber hi-
naus entfalten soll. Auf dem Gelände der ehe-
maligen Papierfabrik sollen damit unter einem 
Dach gleich mehrere Kultureinrichtungen einzie-
hen, so haben wir es im Herbst gemeinsam ent-
schieden.

Das Museumsforum soll in Dachau bereits be-
stehenden Institutionen eine neue, zeitgemäße 
Heimat geben: der Gemäldegalerie, der Neuen 
Galerie und dem Bezirksmuseum, die ebenfalls 
Teil des Museumsforums werden. Perspektivisch 
wird überlegt, weitere Institutionen einzuglie-
dern, zum Beispiel die Druckwerkstatt der Künst-
lervereinigung Dachau oder das Papiermuseum. 
Als neue Einrichtung soll das Arbeiter- und Indus-
triekulturmuseum entstehen, nicht als Museum 
des Bezirks, sondern als eine von mehreren In-
stitutionen, die im Museumsforum unter einem 
Dach vereint sind. Eine Win-win-Situation auch 

für die beiden anderen Part-
ner, sind doch beispielsweise 
die Immobilien der schon vor-
handenen Museen in die Jah-
re gekommen und müssten mit 
gewaltigen Finanzaufwand sa-
niert werden. 

Als Behörden, die sich über 
Steuergelder finanzieren, und 
verantwortungsvoll mit diesen 
umgehen, haben wir uns be-
wusst für diesen Weg entschie-
den. Wir sehen darin den gro-
ßen Vorteil, dass wir alle von 
den Synergien profitieren, die 
das Museumsforum bietet. So 
wird es beispielsweise einen 

gemeinsamen Eingangsbereich geben und ein 
gemeinsames Depot. Letzteres ist auch für die 
schon bestehenden Dachauer Museen wichtig, 
die dafür aktuell Lagerflächen anmieten müs-
sen. Und nicht zuletzt hat „eine“ Museumsdirek-
tion das Gesamtkonzept Blick.

Das Museumsforum wird nicht neu gebaut, 
sondern in die vorhandenen denkmalgeschütz-
ten Gebäude der ehemaligen Papierfabrik ein-
ziehen, die dafür ertüchtigt werden. Bereits 
2016 haben alle drei kommunalen Träger – also 
Bezirk, Landkreis und Stadt Dachau – eine Mach-
barkeitsstudie in Auftrag gegeben, die in den 
Folgejahren aktualisiert und durch eine museo-
logische Fachstudie ergänzt wurde. Ziel war es, 
die Machbarkeit des Projekts besser einschätzen 
zu können. Das Ergebnis war positiv: Die zu er-
wartende Zahl an Museumsbesuchen ist vielver-
sprechend, und das Alleinstellungsmerkmal der 
Einrichtung ist gegeben.

Im nächsten Schritt möchte der Bezirk dem 
bereits bestehenden Zweckverband Dach- 
auer Galerien und Museen beitreten. Dafür hat 
der Bezirkstag von Oberbayern Ende 2022 in sei-
ner Plenarsitzung grünes Licht gegeben. Aktu-
ell wird eine neue, gemeinsame Satzung erstellt, 
die die Konzeption des Museumsforums inklu-
sive des Arbeiter- und Industriekulturmuseums 
berücksichtigt. Eine Gründungsdirektion wird 
auch zügig gesucht werden müssen. Die mit die-
ser Aufgabe betraute Person soll in den nächs-
ten fünf Jahren die Geschäftsstelle des dann ver-
größerten Zweckverbands leiten und innerhalb 
dieser Zeit eine wissenschaftliche und organi-
satorische Konzeption vorlegen – für das Muse-
umsforum im Ganzen und das Arbeiter- und In-
dustriekulturmuseum im Besonderen. Dazu ge-
hören neben inhaltlichen Ideen auch Dinge wie 
die Baugenehmigung und der Architekturwett-
bewerb, die Personalstruktur, steuerliche Aspek-
te und die Akquise von Fördermitteln. 

Meine große Hoffnung ist, dass das gelingt 
und wir nach spätestens fünf Jahren mit der Um-
setzung des gemeinsamen Konzepts beginnen 
können. Und wenn alles gut läuft, steht dann in 
einer Reihe von Jahren das neu eröffnete Mu-
seumsforum Dachau vielleicht auf der Liste der 
Ausflüge, die Sie zusammen mit der Familie und 
Freunden planen.

Auch wenn bis dahin noch viel Arbeit vor uns 
liegt: Meine langjährige Erfahrung als Kommu-
nalpolitiker sagt mir, dass es sich immer lohnt, 
nach vorn zu schauen, Neues zu wagen und ei-
nen langen Atem zu bewahren. Nicht nur in Kri-
senzeiten ist das leichter, wenn Kommunen da-
bei eng zusammenarbeiten und Synergien nut-
zen.

GZ KOLUMNE
Josef Mederer

Museumsneubau  
in Krisenzeiten

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Josef Mederer
Bezirkstagspräsident von Oberbayern

Staatsminister Füracker:

Für schlüssige Gesamtkonzepte
Bayerns Finanzminister Albert Füracker hat sich erneut für eine 
Neuordnung der Bund-Länder-Finanzen ausgesprochen. „Er hof-
fe, dass möglichst noch in diesem Jahr eine neue Föderalismus-
kommission einberufen werde, sagte er der Zeitung „Welt“. Das 
Gremium könnte dann sowohl die Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Land als auch den Finanzkraftausgleich zwischen den 
Ländern neu regeln.

Füracker zufolge wird die be-
reits angekündigte Klage Bay-
erns gegen den Finanzkraftaus-
gleich noch im ersten Halbjahr 
beim Bundesverfassungsgericht 
in Karlsruhe eingereicht. Mit 
der Klage erhofft sich der Frei-
staat unter anderem Klarheit in 
der Frage, wie viel seiner Ein-
nahmen er an andere Bundes-
länder abgeben muss. Nach Be-
rechnungen des bayerischen Fi-
nanzministeriums hatte Bayern 
im vergangenen Jahr fast zehn 
Milliarden Euro in den Finanz-
kraftausgleich der Länder und 
damit erneut weit mehr als die 
Hälfte eingezahlt. 

Gegen verpflichtende 
Bargeld-Obergrenze

Ablehnend steht Füracker der 
geplanten EU-Einführung einer 
verpflichtenden Bargeld-Ober-
grenze von 10.000 Euro gegen-
über. „Bargeld ist geprägte Frei-
heit: Es ist schnell, direkt und 
greifbar, schützt die Privatsphä-
re und ist unabhängig von tech-
nischer Infrastruktur. Unsere 
Bürgerinnen und Bürger müssen 
weiter die Wahlfreiheit haben, 
wie sie bezahlen möchten. Die 
Regelungswut der EU nimmt im-
mer absurdere Züge an“, machte 
der Finanzminister deutlich. 

Vermutlich sei eine Bargeld- 
Obergrenze nur der erste Schritt 
und damit der Einstieg in eine 
schleichende Abschaffung des 
Bargelds, so Füracker. Vor allem 
für Privatpersonen würden sich 
dabei künftig Schwierigkeiten er-

geben, wie zum Beispiel beim si-
cheren Abwickeln eines privaten 
Gebrauchtwagenverkaufs. Für 
den Minister steht außer Frage: 

recht könne hier wichtige Anreize 
schaffen und die Investitionskraft 
der hiesigen Wirtschaft stärken. 
Die USA, so der Minister, seien 
hier Vorreiter: Mit dem „Inflation 
Reduction Act“ förderten sie ihre 
Wirtschaft mittels Steuervortei-
len bei Investitionen in erneuer-
bare Energien bereits massiv.

„Die Ampel jedoch unterstützt 
unsere Unternehmen beim kli-
maneutralen Umbau kaum – 
insbesondere die im Koalitions-
vertrag angekündigte ‚Superab-
schreibung‘ für Investitionen in 
den Klimaschutz lässt weiter auf 
sich warten. Es darf nicht sein, 
dass Deutschland im Vergleich 
zu anderen Ländern hier immer 
weiter ins Hintertreffen gerät. 
Wir müssen mit gezielten steu-
erlichen Maßnahmen Investitio-
nen fürs Klima aktiv anschieben 
und die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Unternehmen sichern“, 
betonte Füracker. 

Belohnung für energetische 
Gebäudeertüchtigung

Wenn Unternehmen ihre Ge-
bäude energetisch ertüchtigen, 
sollten sie diese Investition stets 
sofort als Betriebsausgabe ab-
ziehen können. Zusätzlich wür-
den verbesserte steuerliche Ab-
schreibungsmöglichkeiten für 
Investitionen in den Klimaschutz 
den Unternehmen mehr Liquidi-
tät verschaffen und so den not-
wendigen Umbau der Wirt-
schaft vorantreiben. „Darüber 
hinaus brauchen wir eine um-
fassende Unternehmenssteuer-
reform. „Der Wirtschaftsstand-
ort Deutschland und damit auch 
Bayern darf im internationalen 
Wettbewerb nicht weiter zu-
rückfallen – der Bund muss das 
endlich aktiv angehen“, forderte 
Füracker. � DK

Winterklausur der FW-Fraktion: 

Bayern krisensicher aufstellen
Versorgungssicherheit, erneuerbare Energien, Steuerpolitik und Eh-
renamt: Bei ihrer Winterklausur in Chieming hat sich die FW-Land-
tagsfraktion mit der aktuellen Krisensituation befasst und Maß-
nahmen gegen Energieknappheit und Inflation diskutiert. Bei einer 
Pressekonferenz am 13. Januar zogen der Fraktionsvorsitzende Flo-
rian Streibl, Wirtschaftsminister und stellvertretender Ministerprä-
sident Hubert Aiwanger, der Landtagsvizepräsident und asylpoliti-
sche Fraktionssprecher Alexander Hold, die Ehrenamtsbeauftragte 
der Staatsregierung Eva Gottstein, der Heimatabgeordnete Niko-
laus Kraus sowie der Parlamentarische Geschäftsführer Dr. Fabian 
Mehring eine Bilanz der Beratungen.

Fraktionsvorsitzender Flori-
an Streibl zeigte sich mit den Er-
gebnissen des Austauschs zu-
frieden: „Wir haben klare Vor-
stellungen davon, wie Bayern 
krisensicher und zukunftsfest 
aufgestellt werden kann.“ Da-
zu zählten allen voran spürba-
re und leistungsgerechte Steu-
erentlastungen. Von letzteren 
müssten insbesondere Mittel-
schicht und untere Lohngrup-

pen profitieren. „Wir wollen als 
Gegenmodell zum Bürgergeld 
starke Anreize für Erwerbstätig-
keit setzen und fordern von Ber-
lin unter anderem, 2.000 Euro 
Verdienst pro Monat steuerfrei 
zu stellen.“

Erbschaftsteuer abschaffen

Um Anreize für den eigenge-
nutzten Immobilienerwerb zu 

schaffen, fordert die Freie Wäh-
ler-Landtagsfraktion außer-
dem die vollständige Abschaf-
fung der Erbschaftsteuer, denn 
infolge des massiven Anstiegs 
der Grundstückspreise verschie-
be sich die Einkommensstruk-

Albert Füracker.	 Bild: Eleana Hegerich

„Der Staat muss zielgerichtet ge-
gen Geldwäsche vorgehen. Die 
bestehenden Instrumente nach 
dem Geldwäschegesetz müs-
sen entschieden durchgesetzt 
und die Kooperation der Ermitt-
lungsbehörden weiter intensi-
viert werden. Digitales Bezahlen 
verhindert aber nicht zwingend 
oder automatisch kriminelles 
Handeln. Gerade die zunehmen-
de Cyberkriminalität zeigt, wie 
vielfältig die Möglichkeiten für 
kriminelles Handeln gänzlich oh-
ne Bargeld sind.“

Darüber hinaus rief Füracker 
dazu auf, Unternehmen bei Kli-
ma-Investitionen endlich ak-
tiv zu unterstützen. Das Steuer-

ten Weg, auch der Windkraft 
im Freistaat neuen Schwung zu 
verleihen.

Kritik an gesellschaftlichen  
Fehlentwicklungen

„Wir wollen die vernünftige 
Mehrheit der Gesellschaft zu-
sammenhalten“, so der Partei-
chef. Das bedeute für seine Frak-
tion auch, dass sie sich traue, ge-
sellschaftliche Fehlentwicklun-
gen zu kritisieren. Wohnen sei 
kaum noch bezahlbar, Energie-
preise auf einem Rekordhoch, 
die Inflation immer noch auf 
sehr hohem Niveau. All das sei 
das Ergebnis einer vermeintlich 
sozialen rot-grünen Politik. „Kri-
sensicherheit heißt für uns vor 
allem: starke Wirtschaft, stabi-
le Landwirtschaft und sichere, 
günstige Energie.“ 

Lösungen für die Migration

Angesichts der steigenden Zu-
wanderung in den Freistaat hal-
ten es die FW für wichtig, ver-
nünftig und ideologiefrei nach 

Lösungen für die Migration zu 
suchen. Die Kommunen kä-
men angesichts der Vielzahl von 
Flüchtlingen zunehmend an ih-
re Belastungsgrenze. Deshalb 
wolle man weiter auf EU-Ebe-
ne für eine gerechte Verteilung 
in Europa kämpfen.  Wichtig sei 
auch, den Ehrenamtlichen Hilfe-
stellungen anzubieten. Überdies 
müsse gelten: „Überall dort, wo 
unsere Regeln nicht respektiert 
werden, muss unser Rechtsstaat 
konsequent agieren.“ Konkret 
müssten Gefährder und Straftä-
ter konsequent abgeschoben 
werden, unterstrich Aiwanger.

Genauso wichtig sei es aber, 
Asylbewerber durch Spracher-
werb sowie einen niederschwel-
ligen Zugang zu Ausbildung und 
Arbeit zu integrieren. Die Ein-
bürgerung sei rasch abzuwi-
ckeln, um dem Fachkräfteman-
gel entgegenzuwirken. Die Ber-
liner Pläne zur Reform des Ein-
bürgerungsgesetzes lehne seine 
Fraktion allerdings ab: „Gleich 
zu Beginn des Aufenthalts ein-
zubürgern, halte ich für einen 
völligen Irrweg. Einbürgerung 

muss der Schlussstein eines er-
folgreichen Integrationsprozes-
ses sein.“

Infrastruktur  
für das Ehrenamt

Mit Blick auf das Thema Eh-
renamt gelte es zunächst, die 
Infrastruktur auszubauen. „Eh-
renamt braucht Hauptamt!“ Au-
ßerdem seien flächendeckende 
hauptamtliche Ansprechpart-
ner für die Vereine in allen Lan-
desteilen Bayerns erforderlich. 
„Ziel muss sein, dass künftig in 
jedem Landkreis ein Ansprech-
partner zur Verfügung steht“, 
betonte Aiwanger. Außerdem 
wollen die Freien Wähler die Ju-
gend frühzeitig an das Ehrenamt 
heranführen. Und zu guter Letzt 
sei eine neue Anerkennungskul-
tur wichtig: „Wir wollen es nicht 
bei Ehrungen und Auszeichnun-
gen für verdiente Ehrenamtliche 
bewenden lassen, sondern un-
sere Wertschätzung auch mo-
netär zum Ausdruck bringen – 
etwa durch eine Anpassung der 
Freibeträge.“ � DK

Veranstaltungshinweis:

18. Müller-BBM Fachgespräche
Erfahrungsaustausch zwischen  

Behörden, Kommunen, Betreibern und Beratern 
am 15./16. März 2023 in München

Über 1.000 Teilnehmer/-innen haben seit 2016 an den Müller- 
BBM Fachgesprächen teilgenommen und die Tagungen mit Dis-
kussionsbeiträgen aktiv mitgestaltet. Der Erfahrungsaustausch 
zwischen Vertretern/-innen von Behörden, Kommunen, Betrei-
bern und Beratern hat sich zwischenzeitlich in der Fachwelt als 
feste Größe im Bereich Bauleitplanung, Lärmimmissionsschutz 
und Luftreinhaltung etabliert. Auch 2023 berichten hochkaräti-
ge Referentinnen und Referenten aus der Verwaltung, der In-
dustrie und der Beratung von ihrem Arbeitsalltag und über ak-
tuelle Praxisbeispiele.

Die »Müller-BBM Fachgespräche« fördern den Erfahrungs-
austausch, vermitteln aktuelles Wissen und unterstützen die 
Teilnehmenden so bei der täglichen Arbeit. Der Kontakt zu Ver-
treterinnen und Vertretern verschiedener Branchen, der Aus-
tausch mit Vollzugsbehörden und die Nähe zu Expertinnen und 
Experten ist wesentlicher Bestandteil dieser Fachtagungsreihe. 
Bedienstete von Behörden erhalten einen Rabatt von 50 %. In-
formationen und Anmeldung unter www.MuellerBBM.de� r

Hubert Aiwanger. � r

tur zunehmend. Familienbesitz 
wandere dadurch zunehmend in 
die Hände von Investoren und in 
den Städten würden die Mieten 
nach oben getrieben. Zudem sei 
es höchste Zeit, Wohnen auch in 
den eigenen vier Wänden wie-
der bezahlbarer zu machen, un-
ter anderem mit einer Bayeri-
schen Wohnraummilliarde für 
Ersteigentümer.

Laut Parteivorsitzendem Hu-
bert Aiwanger sind die FW ein 
Garant für ein stabiles Bayern: 
„Ob Energiewende, Stärkung 
des Wohnungsmarktes oder 
Resilienz der bayerischen Wirt-
schaft: Wir haben die Ideen, 
um Bayern zukunftsfest aufzu-
stellen.“ Der Freistaat sei Spit-
zenreiter bei der Wasserstoff-
produktion, Vorreiter bei Pho-
tovoltaik und auf einem gu-

https://www.muellerbbm.de/veranstaltungen/seminare-workshops/18-mueller-bbm-fachgespraeche-maerz-2023/
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tik werde letztlich die Errungen-
schaft eines von Freizügigkeit 
geprägten Schengenraums si-
chern können. „Deshalb fordern 
wir, dass die Bundesrepublik 
Deutschland als größter EU-Mit-
gliedstaat noch stärker und mit 
höchster Priorität auf eine zeit-
nahe Einigung drängt“, heißt es 
weiter. Europa müsse seine Ent-
wicklungspolitik danach gestal-
ten, dass nachhaltig die Situati-
on in den Herkunftsländern, ins-
besondere den afrikanischen 
Staaten so stabilisiert wird, dass 
Migration aus wirtschaftlichen 
Gründen sich nicht noch stärker 
ausweitet. Mit vielen kleinen 
unterstützenden Projekten und 
Partnerschaften bringe sich eine 
Vielzahl bayerischer Kommunen 
bereits ein. Dies aber sei nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein, 
wenn nicht die übergeordnete 
Politik intensiver tätig wird.

EU-Blue Card

„Um den uns wirtschaftlich 
schwächenden Fachkräfteman-
gel in Europa zu überwinden“, 
gilt es laut Bayerischem Land-
kreistag überdies, auch Formen 
der legalen (Erwerbs-)migration 
aus Drittstaaten zu stärken. Die 
Vorschläge der EU-Kommission 
zur legalen Migration aus dem 
vergangenen Jahr, wie etwa die 
Reduzierung des Verwaltungs-
aufwands und die Zuwanderung 
hochqualifizierter Arbeitskräfte 
mittels einer EU-Blue Card fän-
den in ihren Grundsätzen die 
Unterstützung der bayerischen 
Kommunen. Dabei sollten be-
reits im Heimatland erste deut-
sche Sprachkenntnisse vermit-
telt werden. Bei der Anerken-
nung von Berufsabschlüssen so-
wohl im akademischen Bereich 
wie auch sonst seien weitere Er-
leichterungen bei Drittstaatsan-
gehörigen und vor allem auch 
Unionsbürgern wünschenswert. 
„Dieser Appell richtet sich an 
EU, Bund und Freistaat Bayern.“

„Auf nationaler Ebene benö-
tigen wir schnelle Entscheidun-
gen über Asylanträge und in 
Asylgerichtsverfahren genauso 
wie die konsequente Rückfüh-
rung abgelehnter Asylbewer-
berinnen und Asylbewerber im 
Rahmen einer gezielten Rück-
führungsoffensive. Hierfür sind 

effektive und praktikabel ausge-
staltete Rückübernahmeabkom-
men mit den Herkunftsländern, 
insbesondere denjenigen, die 
sich der Aufnahme ihrer Staats-
bürger hartnäckig verschließen, 
unabdingbar“, lautet eine wei-
tere Forderung. Zügige Verfah-
ren und ein konsequenter Voll-
zug der Ausreisepflicht sende-
ten das klare Signal, dass von 
Anfang aussichtslose Asylanträ-
ge auch nicht durch bloßen Zeit- 
ablauf in ein Aufenthaltsrecht in 
der Bundesrepublik münden.

Begrenzung des  
ungesteuerten Zugangs

„Ohne eine spürbare Begren-
zung des ungesteuerten Zu-
gangs vor Ort wird die Inte- 
gration auf kommunaler Ebe-
ne scheitern“, ist der Bayerische 
Landkreistag überzeugt. Die Ka-
pazitäten für die Unterbringung 
von Geflüchteten in geeigne-
tem Wohnraum, die Ressourcen 
für die soziale Betreuung sowie 
die notwendigen Plätze für Kin-
der in Kindertageseinrichtungen 
und Schule seien in den baye-
rischen Kommunen nahezu er-
schöpft. Helferkreise stünden 
nicht mehr in der Menge und 
Einsatzbereitschaft wie in der 
ersten Flüchtlingskrise zur Ver-
fügung und die Mitarbeiter der 
Landratsämter seien durch die 
Dauerkrisenbewältigung ausge-
brannt. Auch die Stimmung in 
der Bevölkerung sei nach den 
vielen Krisen und Problemen 
nicht mehr so aufgeschlossen 
wie bisher.

Mehrbelastungen müssen 
ausgeglichen werden

Der Kommunalverband for-
dert vehement, dass die flücht-
lingsbedingten Mehrbelastun-
gen der Kommunen bei den Kos-
ten der Unterkunft vollständig 
ausgeglichen werden. Dies gel-
te auch für die weiteren flücht-
lingsbedingten Kosten, insbe-
sondere im Bereich der Kin-
derbetreuung und der Schulen 
sowie im Bereich der Eingliede-
rungshilfe und Hilfe zur Pflege 
sowie den Krankenhilfen nach 
SGB XII. „Den Kommunen darf 
nicht die finanzielle Luft zum At-
men genommen werden“, lautet 
die abschließende Botschaft. DK
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tionenmanager“. Eine generati-
onenbewusste Haltung im Bür-
gerschaftlichen Engagement ist 
wiederum Ziel des Fortbildungs-
programms zum „Generatio-
nenwerker“.
6. Alter(n) ist Zu Hause – Woh-
nen zu Hause erhalten: Seit 
2006 ist die staatlich finanzier-
te Koordinationsstelle „Wohnen 
im Alter“ mit Sitz in München als 
kompetente Ansprechpartnerin 
für Kommunen, Initiativen so-
wie Bürger in Bayern aktiv. Be-
reits 1984 wurde die Beratungs-
stelle Barrierefreiheit der Baye-
rischen Architektenkammer mit 
Unterstützung der Bayerischen 
Staatsregierung eingerichtet. 
Seit ihrer Gründung wird sie 
vom Bayerischen Staatsministe-
rium für Familie, Arbeit und So-
ziales gefördert. Kooperations-
partner sind die derzeit rund 
90 Wohnberatungsstellen in 
Bayern. Überdies wurden beim 
Projekt „Revitalisierung von 
Einfamilienhausgebieten“ für  
die Modellkommunen Marktro-
dach (Landkreis Kronach), Karl-
stadt (Landkreis Main-Spessart) 
und Langenneufnach (Landkreis 
Augsburg) geeignete Lösungs-
ansätze erarbeitet, die es insbe-
sondere älteren Menschen er-
möglichen sollen, in vertrauter 
Umgebung wohnen bleiben zu 
können. Außerdem bietet die 
Koordinationsstelle Pflege und 
Wohnen mit Sitz in München 
seit 2020 ein umfangreiches In-
formations-, Beratungs- und 
Serviceangebot.  
7. Alter(n) ist auch Neues wa-
gen – Alternative Wohnfor-
men schaffen: Mit dem Förder-
programm „Selbstbestimmt Le-
ben im Alter – SeLA“ fördert das 
Bayerische Staatsministerium 
für Familie, Arbeit und Soziales 
Konzepte für ein selbstbestimm-
tes Leben im Alter. Darüber hin-
aus bietet die staatlich finanzier-
te Koordinationsstelle „Wohnen 
im Alter“ Initiatoren alternativer 
Wohnprojekte kostenfreie Bera-
tung und Begleitung beim Auf-
bau neuer Projekte. Für pflege-
bedürftige Menschen unter-
stützt das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Gesundheit und 
Pflege durch eine Investitions-
kostenförderung die Entstehung 
ambulant betreuter Wohnge-
meinschaften.
8. Alter(n) ist Mitgestalten – 
Partizipation und Mitwirkungs-
möglichkeiten älterer Men-
schen stärken: Um die politi-

sche Mitwirkung älterer Men-
schen in Bayern auf örtlicher 
und überörtlicher Ebene noch 
weiter zu verbessern, hat die 
Bayerische Staatsregierung ein 
Seniorenmitwirkungsgesetz auf 
den Weg gebracht. Damit sollen 
die Gemeinden angehalten wer-
den, eine ehrenamtliche Senio-
renvertretung einzurichten. Als 
Arbeitshilfe für die Gemeinden 
wird das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Familie, Arbeit und 
Soziales einen Orientierungsleit-
faden erstellen. So werden be-
reits gewachsene und bewährte 
kommunale Beteiligungsstruk-
turen gestärkt.
9. Alter(n) ist Sicherheit – Fi-
nanzielle Absicherung gewähr-
leisten: Mit der Anerkennung 
weiterer Kindererziehungszei-
ten für vor 1992 geborene Kin-
der (Mütterrente I und II), der 
besseren Anerkennung von Zei-
ten der Pflege Angehöriger und 
Verbesserungen bei Erwerbs-
minderungsrenten wurden be-
reits wichtige Schritte umge-
setzt. Das Flexi-Rentengesetz 
erleichtert es seit 2017, neben 
dem Bezug von Altersrenten 
und Erwerbsminderungsrenten 
rentensteigernd hinzuzuverdie-
nen und dadurch den Übergang 
vom Erwerbsleben in die Rente 
selbstbestimmter zu gestalten. 
Für eine Stärkung der betriebli-
chen Altersvorsorge wurden mit 
dem Betriebsrentenstärkungs-
gesetz 2017 und dem Grundren-
tengesetz 2020 bereits Weichen 
für eine höhere Verbreitung ge-
stellt. 
10. Alter(n) ist lokal – Sorge und 
Mitverantwortung in der Kom-
mune ausbauen: Veränderte fa-
miliäre Strukturen und die Zu-
nahme der Anzahl älterer Men-
schen erfordern es zunehmend, 
in Ergänzung zu den vorhande-
nen innerfamiliären Struktu-
ren außerfamiliäre Netze auf-
zubauen, die älteren Menschen 
Sicherheit geben sowie Teilha-
be und Engagement ermögli-
chen. 2018 wurde das Modell-
programm „Aktive generatio-
nenfreundliche Gemeinde“ auf-
gelegt. Ein erfolgreiches und 
umfassendes Konzept für eine 
seniorenfreundliche Gemein-
de stellen die sog. seniorenge-
rechten Quartierskonzepte dar. 
Damit schaffen die Gemein-
den Rahmenbedingungen dafür, 
dass ältere Menschen so lange 
wie möglich selbstbestimmt in 
der vertrauten Umgebung leben 
können. � DK
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eine Reform der mangelhaf-
ten Investitionsfinanzierung der 
Länder plädiert. Der Bund soll-
te mit eigenen Haushaltsmitteln 
in die Investitionsfinanzierung 
einsteigen. Auch müsse die un-
ausweichliche Reduzierung der 
Krankenhausstandorte geplant 
werden und langfristig erfol-
gen. Ungeplante Schließungen 
durch Insolvenzen seien zu ver-
meiden. Bund und Länder müss-
ten die Defizite der kommuna-
len Krankenhäuser auffangen, 
die eine ganze Region weit über 
die Stadtgrenze hinaus versor-
gen. Die regionale Gesundheits-
versorgung dürfe nicht aus dem 
städtischen Haushalt finanziert 
werden. Überdies sei dafür Sor-
ge zu tragen, dass Universitäts-
kliniken und Großkrankenhäu-
ser als Maximalversorger gleich-
behandelt werden.

Nach Jungs Worten halten es 
die Städte für erforderlich, dass 
Bund und Länder bei der Reform 
auch die ambulante Versorgung 
mitdenken, die vielerorts bereits 
ihre Leistungsgrenze erreicht ha-
be. Gerade die ambulante Not-
fallversorgung sei in den vergan-
genen Wochen zum Teil vor ei-
nem Kollaps gestanden. Zentra-
les Problem seien immer mehr 
Einsätze bei gleichzeitiger Per-
sonalnot. Schon jetzt fingen die 
Krankenhäuser die Defizite der 
ambulanten Strukturen auf, ob-
wohl sie keinen Auftrag haben 
und Leistungen nicht refinan-
ziert werden. Aus Jungs Sicht 
„wäre es widersinnig, wenn be-
stimmte Krankenhäuser schlie-
ßen müssen, obwohl die Leis-
tungsfähigkeit der Arztpraxen 
im ländlichen Raum und in man-
chen großstädtischen Quartie-
ren weiter abnimmt. Die Häuser 
könnten dort als zentrale ambu-
lante Versorgungszentren sinn-
voll genutzt werden.“

Innenstädte und Ortskerne

Sorge bereitet dem Deutschen 
Städtetag auch die schwierige 
Situation in vielen Innenstädten 
und Ortskernen. Wie das Prä-
sidiumsmitglied, Oberbürger-
meister Thomas Kufen aus Es-
sen, deutlich machte, „folgen 
hohe Energiepreise und der Ein-
bruch der Kaufkraft durch Infla-
tion auf Corona-Schließungen. 
Und der Online-Handel wächst 
weiter. Früher erfolgreiche Kon-
zepte haben heute keine Über-
lebenschance. Unsere Innen-
städte müssen sich deshalb neu 
erfinden. Wir wollen mehr Mög-
lichkeiten für Begegnung und Er-
lebnis bieten, mit einer höheren 
Aufenthaltsqualität. Nutzungs-
vielfalt, saubere, einladende öf-

fentliche Räume, mehr Grün 
und Wasser in der Stadt sind da-
für zentral. Die Menschen wün-
schen sich Orte zum Ausru-
hen und Verweilen. Mehr grü-
ne und blaue Infrastruktur zahlt 
zugleich auf den Umbau zur kli-
magerechten Stadt ein. Da-
mit das gelingen kann, fordern 
wir Bund und Länder auf, ih-
re Innenstadt-Programme dar- 
auf auszurichten.“

Trotz vieler Bemühungen der 
Städte verlören viele Innenstäd-
te aktuell weiter an Attraktivi-
tät. Läden und ganze Gebäude 
stünden teilweise leer. Studien, 
wie die Deutschlandstudie In-
nenstadt 2022 der CIMA GmbH 
zeigten: Die Bedeutung des Ein-
kaufens schwindet, besonders 
für die unter 30-Jährigen, unter-
strich Kufen.

Verlust zentraler Ankerpunkte

Er wies darauf hin, dass die 
möglichen weiteren Schließun-
gen von Filialen von Galeria 
Karstadt Kaufhof die Innenstädte 
vor Ort hart treffen werden, denn 
die Filialen seien zentrale Anker-
punkte. „Viele Städte bangen 
und kämpfen um den Erhalt ih-
rer Kaufhäuser. Nicht überall wird 
es gelingen. Städte, die davon ge-
troffen werden, brauchen des-
halb schnelle und gezielte Hilfe, 
um Alternativen zu entwickeln.“

In etlichen Städten gebe es 
bereits konkrete Ideen, Pläne 
oder bereits umgesetzte Projek-
te, wie ehemalige Kaufhäuser 
wieder mit Leben gefüllt wer-
den können: als Universitäts-
standort oder Schule, mit Start-
ups, Kultur oder Bürgerservice, 
als Mehr- Generationenhaus 
oder Wohn- Areal. 

Der Deutsche Städtetag 
sprach sich dafür aus, dass die 
von Galeria Karstadt Kaufhof- 
Schließungen betroffenen Städ-
te auch nachträglich noch För-
deranträge für das Bundespro-
gramm „Zukunftsfähige Innen-
städte und Zentren“ einreichen 
können. Außerdem solle der 
Bund unbedingt prüfen, ob der 
Zwischenerwerb von Großim-
mobilien in Einzelfällen förder-
fähig werden kann. Überdies 
fordern die Städte den Bund 
auf, die fast ein Jahr verspätet 
bereitgestellten Mittel des Bun-
desprogramms in Höhe von 250 
Millionen Euro über 2023 hin-
aus zur Verfügung zu stellen. 
„Denn immer noch gibt es Lie-
ferschwierigkeiten und man-
gelt es teilweise an Material und 
Personal. Das wird einen fristge-
rechten Abruf der Mittel erheb-
lich erschweren oder womög-
lich sogar unmöglich machen“, 
erläuterte Kufen. � DK

Gedenkakt zu Ehren der Opfer  
des Nationalsozialismus
Landtagspräsidentin Aigner: „Die Verteidigung der Demokratie  

beginnt mit einem guten Gedächtnis“

Der Bayerische Landtag und die Stiftung Bayerische Gedenkstät-
ten haben in einem gemeinsamen Gedenkakt an die Opfer des 
Nationalsozialismus erinnert. Im Mittelpunkt standen in diesem 
Jahr Friedhöfe als Gedenk- und Erinnerungsorte sowie die große 
Zahl an polnischen Opfern des Nationalsozialismus.

Neben Landtagspräsidentin 
Ilse Aigner und Stiftungsdirek-
tor Karl Freller sprachen bei der 
Veranstaltung auch Münchens 
Oberbürgermeister Dieter Rei-
ter sowie Magdalena Wężyk, 
die Urenkelin des am Friedhof 
am Perlacher Forst begrabenen 
polnischen Ermordeten Julian 
Bartys. Am Gedenkakt nahmen 
auch die Überlebenden und 
Zeitzeugen Abba Naor und Ernst 
Grube teil. 

Wappnen gegen  
Ungeheuerlichkeiten

Die Landtagspräsidentin un-
terstrich in ihren Gedenkwor-
ten: „Die Verteidigung der De-
mokratie beginnt mit einem gu-
ten Gedächtnis. Auch deshalb 
setze ich mich für ein nachhalti-
ges, aufrichtiges, empathisches 
Gedenken ein, weil ich über-
zeugt bin: Die Erinnerung an die 
Vergangenheit macht uns nicht 
schwächer – sie macht uns stär-
ker. Wer verstanden hat, wozu 
Menschen imstande sind, ver-

gisst das nie wieder. Wir können 
nicht jedes Unrecht verhindern. 
Aber wir können uns wappnen – 
gegen die Ungeheuerlichkeiten, 
die möglich bleiben.“

Unrecht nie wieder zulassen

Der Direktor der Stiftung Bay-
erische Gedenkstätten, Karl Frel-
ler, betonte in seiner Anspra-
che: „Der Ehrenhain I auf dem 
Friedhof am Perlacher Forst ist 
die drittgrößte KZ-Grabstätte in 
Bayern. Er ist gleichermaßen ein 
Erinnerungsort und ein Ort der 
Aufarbeitung. Neben den gro-
ßen Ehrenfriedhöfen in Dachau 
und Flossenbürg existieren im 
gesamten Freistaat heute 75 
KZ-Grabstätten. Oftmals sind sie 
die letzten steinernen Zeugen 
der NS-Verbrechen in Bayern. 
Es muss unsere Aufgabe sein, 
sie aktuell ins Bewusstsein der 
Menschen zu bringen und nicht 
nur, sie als Gedenkorte zu erhal-
ten. Mit unserem gemeinsamen 
Gedenken bestätigen wir gleich-
zeitig unsere historische Verant-

wortung und bekräftigen unse-
re Bereitschaft für heute und die 
Zukunft, derartiges Unrecht nie 
wieder zuzulassen.“

Oberbürgermeister Dieter Rei- 
ter sagte in seiner Rede: „Wir 
werden auch niemals müde 
werden, an die Opfer der nati-
onalsozialistischen Gewalt- und 
Willkürherrschaft zu erinnern 
und für Toleranz und Weltoffen-
heit einzutreten. Und für eine 
lebendige und wehrhafte demo-
kratische Stadtgesellschaft, für 
Freiheitsrechte, für die Rechte 
von Minderheiten und Anders-
gläubigen. Und all denjenigen, 
die an diesen Grundfesten des 
friedlichen, solidarischen und 
mitmenschlichen Zusammen-
lebens rütteln, sei gesagt, dass 
wir sie niemals gewähren las-
sen. Das sage ich hier und heu-
te vor dem Hintergrund unse-

rer historischen Verantwortung, 
das sage ich den Feinden der 
Demokratie und dies ist auch 
Konsens in der gesamten de-
mokratischen Münchner Stadt-
gesellschaft, die den Feinden 
der Demokratie jedes Mal aufs 
Neue die Stirn bietet.“

Magdalena Wężyk, die Uren-
kelin des am Friedhof am Per-
lacher Forst begrabenen, pol-
nischen Ermordeten Julian Bar-
tys, hob hervor: „Für mich und 
meine Familie ist dies ein beson-
derer Ort und er hat eine große 
emotionale Bedeutung. Als ich 
erfahren habe, wo die Urne mei-
nes Urgroßvaters bestattet ist, 
war ich fassungslos vor Freude. 
Jetzt können wir ihn besuchen, 
eine Kerze in den Grablampen 
anzünden.“

Vor dem Gedenkakt legten 
Landtagspräsidentin Ilse Aigner, 
Stiftungsdirektor Karl Freller, 
Oberbürgermeister Dieter Rei-
ter, der Generalkonsul der Repu-
blik Polen Jan Maciej Malkiewicz 
sowie Magdalena Wężyk am Eh-
renhain I Kränze nieder. Zahlrei-
che Persönlichkeiten aus Gesell-
schaft, Politik und Kirche nah-
men an dem Gedenken teil. � r

Kommunen brauchen ...

Neue Wege ...

Aktiv und selbst ...

Familienministerin Ulrike Scharf: 

Bayern finanziert Sprach-Kitas 
künftig mit Landesmitteln

„Bayern ist Familienland und springt für den Bund ein“  
Förderversprechen für den Ganztagsausbau bekräftigt

Die bayerische Familienministerin Ulrike Scharf verkündet, das 
erfolgreiche Programm „Sprach-Kitas“ auch ohne Bundesmittel 
weiterführen zu wollen: „Die Ampel duckt sich weg, aber Bay-
ern steht fest an der Seite der Kinder, Familien und Kita-Fachkräf-
te! Wenn der Bund Mitte des Jahres 2023 die Förderungen der 
Sprach-Kitas auslaufen lässt, springt Bayern ein und finanziert das 
Programm in den Jahren 2023 und 2024 weiter!“

Scharf betont: „Die Qualität 
in der frühkindlichen Bildung 
und sprachliche Förderung un-
serer Kleinsten haben für den 
Freistaat Bayern oberste Priori-
tät. Qualifiziertes Kita-Personal 
engagiert sich mit viel Herz und 
wird als Dank vom Bund im Re-
gen stehen gelassen. Das kann 
ich nicht akzeptieren. Wir lassen 
die Kinder, die Familien und un-
sere Fachkräfte nicht alleine. Das 
Sprach-Kita Programm wird im 
Freistaat fortgesetzt. Es ist ein 
Skandal, dass die Ampel dieses 
für die Integration so fundamen-
tale Programm auslaufen lässt.“

Zudem bekräftigte Scharf das 
Förderversprechen für den Ganz-
tagsausbau: „Wir ermöglichen 
die Schaffung von 130.000 neu-
en Ganztagsplätzen bis 2028. Der 
Ganztagsausbau dient den Fami-

lien in Bayern – sie brauchen eine 
verlässliche Kinderbetreuung! Das 
ist die familien- und sozialpoliti-
sche Verantwortung unserer her- 
ausfordernden Zeit, der wir uns 
aktiv stellen. Wir setzen mit dem 
Ganztagsausbau ein wuchtiges Si-
gnal für die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf. Das Ganztagsver-
sprechen zur Förderung der Kom-
munen wird zum Markenkern un-
serer bayerischen Familienpolitik 
– im Dienste der Eltern und Kin-
der im Freistaat.“ 

Erneut versicherte Scharf, 
dass das Förder-Versprechen für 
die Kommunen gilt: Für jeden 
Ganztagsplatz für Grundschul-
kinder, den die Kommunen bis 
zum Jahr 2029 schaffen, garan-
tiert der Freistaat eine finanziel-
le Unterstützung bei den Investi-
tionskosten. � r
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Wir nutzen unser innovativstes Tool schon seit  
über 170 Jahren: echte Nähe. Denn nichts geht 
über persönlichen Kontakt vor Ort. Okay, wir  
bieten natürlich auch Online- und Mobile Banking,
Apps sowie mobiles Bezahlen mit unseren  
Digitalen Karten. Wir sind ja nicht von gestern.

Für Kunden 

da sein heißt 

auch dort sein.

Aktualisierte BdSt-Broschüre „Kommunalkompass“:

Tipps zum Sparen in der Kommune 
Kapitel 3: Schule und Kultur 

Die Politik ist dazu aufgerufen, die öffentlichen Haushalte nachhal-
tig zu sichern – nicht nur in Bund und Ländern, sondern auch bis hin- 
ein in die Kommunen. In diesem Sinne wurden in der aktualisier-
ten BdSt-Broschüre „Kommunalkompass – Tipps zum Sparen in der 
Kommune“ Vorschläge, die sich bei der Haushaltskonsolidierung be-
währt haben, grundlegend überarbeitet. 

Für die Städte und Gemeinden 
werden die Aufgaben als Schul-
träger zu einer immer größeren 
Herausforderung. Nicht nur die 
weiter zunehmende Digitalisie-
rung von Unterricht und Verwal-
tung führt zu notwendigen Inves-
titionen, sondern auch neue pä-
dagogische Konzepte mit kleine-
ren Lerngruppen (Kurssysteme, 
Binnendifferenzierung) erzeu-
gen Anpassungsbedarf bei den 
Schulgebäuden. Hinzu kommen 
die Ganztagsbetreuung mit Mit-
tagsverpflegung und Schulgebäu-
de mit hohen Sanierungsrück-
ständen. Die Summe der beste-
henden Probleme ist in manchen 
Kommunen so groß, dass über 
eine grundlegende Neuplanung 
des Schulkonzepts nachgedacht 
werden muss.

Durchgängig zweizügig

Aus Sicht des Bundes der Steu-
erzahler ist insbesondere aus pä-
dagogischen Gründen die roman-
tische Vorstellung von wohnort-
nahen Klein- und Kleinstschulen 
abzulehnen. Für die Vorhaltung 
von Fachräumen und -sammlun-
gen sowie für einen qualifizierten 
Fachunterricht mit entsprechen-
der Vertretung im Krankheitsfall 
sollte eine Schule durchgängig 
mindestens zweizügig sein.

Feste Schuleinzugsbereiche er-
leichterten die Bedarfsplanung 

und seien die Voraussetzung für 
eine leistungsfähige Schülerbe-
förderung. Um gegenseitige Sy-
nergieeffekte zu nutzen, sollten 
Schülerbeförderung und öffentli-
cher Nahverkehr möglichst integ-
riert werden. Eine flexible Anpas-
sung der Stundenplanzeiten kön-
ne auch örtliche Verkehrsproble-
me entzerren.

Gesamtkonzept erarbeiten

Vor energetischen Einzelmaß-
nahmen sollte laut BdSt ein Ge-
samtkonzept erarbeitet werden, 
das insbesondere auch eine digi-
tale Regelung der Gebäudetech-
nik beinhaltet. Sinnvoll sei dies 
auch vor Nachbesserungen bei 
Brandschutzmaßnahmen.

Umfassende Digitalisierungs-
konzepte erforderten eine hohe 
Planungskompetenz, die in der 
Regel nur durch externe Berater 
sichergestellt werden kann. Da-
bei sei darauf zu achten, dass die 
Beratung produkt- und anbieter-
neutral erfolgt. Für einen hohen 
Grad der Digitalisierung sei ein 
entsprechender Administrations-
aufwand unverzichtbar. „Dieser 
kann und sollte nicht durch die 
Lehrkräfte geleistet werden, weil 
sich diese auf den Unterricht kon-
zentrieren müssen“, heißt es. 

Bei Schulgebäuden mit hohem 
Sanierungsrückstand und keiner 
anforderungsgerechten Raum- 

ausstattung gelte es überdies zu 
prüfen, ob ein Neubau die wirt-
schaftlichere Alternative dar-
stellt. Für die Finanzierung ge-
be es unterschiedliche Konsoli-
dierungsvorschläge für den kom-
munalen Haushalt, die teilweise 
auch private Investoren mit ein-
beziehen. „Für die notwendi-
gen Wirtschaftlichkeitsverglei-
che sollte sich die Kommune an-
bieterneutral beraten lassen. Bei 
einem Schulneubau sollte auf ei-
ne möglichst multifunktionale 
Nutzung geachtet werden, um 
die Räume außerhalb des Unter-
richts für Veranstaltungen, Volks-
hochschulen und andere Einrich-
tungen nutzen zu können.“

Kultur und Bildung

Ohne Frage haben Kommu-
nen auch einen Kultur- und Bil-
dungsauftrag. Gleichzeitig unter-
liegen diese sogenannten freiwil-
ligen Leistungen einem perma-
nenten Einsparungsdruck. Dieser 
Zwiespalt hat dazu geführt, dass 
viele Kommunen zwar zahlrei-
che Kultur und Bildungsmaßnah-
men (mit) finanzieren, sich jede 
einzelne Einrichtung aber nicht 
ausreichend ausgestattet emp-
findet, um ihren Auftrag in der 
gewünschten Qualität erfüllen 
zu können. „Darum gilt hier das 
Motto: Weniger ist mehr! Die 
Kommunen sollten sich im Kul-
tur- und Bildungsbereich auf we-
nige Maßnahmen konzentrieren, 
die dann aber auch eine beson-
dere Strahlkraft erzielen“, betont 
der Bund der Steuerzahler.

Mehrspartentheater sind nach 
seinen Angaben sehr teuer, weil 

neben den künstlerischen En-
sembles auch eine große Zahl  
von technischen, kaufmännischen 
und sonstigen Mitarbeitern mit 
hohen tariflichen Eingruppierun-
gen zu finanzieren sind. Für be-
nachbarte Kommunen böten sich 
Theaterverbünde an, die mit ih-
ren Produktionen mehrere Büh-
nen bespielen. Ensembles, Werk-
stätten und Leitung könnten zu-
sammengelegt werden. Durch die 
Übernahme von Inszenierungen 
anderer Häuser sei es möglich, das 
Repertoire kostengünstig zu er-
weitern.

Eine Verlängerung der Spielzeit 
(zum Beispiel als Sommerthea-
ter) ermögliche die Erhöhung der 
Besucherzahlen, heißt es weiter. 
In spielfreien Zeiten sollten die 
Bühnen und Häuser auch für an-
dere kulturelle Zwecke zur Ver-
fügung stehen. Museen und Ga-
lerien sollten nur dann in kom-
munaler Trägerschaft betrieben 
werden, wenn sie tatsächlich ei-
ne überregionale Bedeutung auf-
weisen. Für die Durchführung 
von Kulturveranstaltungen jeg-
licher Art sei es sinnvoll, nach 
Möglichkeit (dauerhafte) Sponso-
ren zu finden.

Stadtbibliotheken  
und Volkshochschulen

Die Kostenbelastung durch 
Museen und Galerien könne 
ebenso wie die von Stadtbiblio-
theken deutlich gesenkt werden, 
wenn die Öffnung auf Zeiten ho-
her Besucherzahlen konzentriert 
wird, weil das Aufsichts- und Kas-
senpersonal dann besser ausge-
lastet ist. Für besondere Besuch-
ergruppen sei es ratsam, flexible 
Führungstermine zu vereinbaren.

Insbesondere für kommuna-
le Archive, Musik und Volkshoch-
schulen biete sich „eine gemein-
same Trägerschaft durch benach-

barte Gemeinden“ an. Beim Be-
trieb kommunaler Musikschulen 
sei zu beachten, dass es freiberuf-
lich tätige Musiklehrer und freie 
Musikschulen gibt. Eine Konkur-
renz durch subventionierte kom-
munale Angebote müsse vermie-
den werden.

Volkshochschulen sollten sich 
auf ihren Bildungsauftrag kon-
zentrieren, so der BdSt. „Kurse, 
die der Freizeitgestaltung dienen, 
sollten nur dann angeboten wer-
den, wenn sie eine volle Kosten-
deckung erzielen.“ Zudem sollten 
sich Stadtbüchereien mit digita-
len Medien und Fernleihe-Ange-
boten an den aktuellen Bedarf 

anpassen. Sie böten sich auch 
als geeignete Orte für kulturelle 
Veranstaltungen sowie Kurse der 
Musik und Volkshochschulen an.

Ein weiterer Ratschlag: „Dorf-
gemeinschaftshäuser sollten in 
die Trägerschaft privater Verei-
ne und Organisationen überge-
hen.“ Außerdem sei bei der Su-
che von Sponsoren für Kultur- 
und Bildungsaufgaben darauf zu 
achten, dass es sich tatsächlich 
um privatwirtschaftliche Gelder 
handelt und nicht der Gebüh-
renhaushalt von öffentlichen 
Einrichtungen (zum Beispiel der 
eigenen Stadtwerke) belastet 
wird. � DK

Genossenschaftsverband Bayern (GVB):

Dr. Gerhard Walther neuer  
ehrenamtlicher Verbandspräsident
Mit Dr. Gerhard Walther, Vorsitzender des Vorstands der VR-Bank 
Mittelfranken Mitte, übernimmt einer der bisherigen Stellvertre- 
ter von Wolfgang Altmüller den Vorsitz des Verbandsrats des GVB. 

Der Verbandsrat hat ähnliche Aufgaben wie ein Aufsichts-
rat in Unternehmen. Die Wahl von Walther ist ein klares Zei-
chen, dass die Arbeit des Rats mit Kontinuität fortgeführt wird.  
Die Staffelübergabe von Altmüller, der das Amt seit 2016 inne-
hatte, an Walther findet zum Verbandstag des GVB am 13. Juli 
2023 statt. Altmüller, Vorstandsvorsitzender der ‚meine Volks-
bank Raiffeisenbank‘ in Rosenheim, ist seit November 2022 
Verbandsratsvorsitzender des Bundesverbands der Deutschen 
Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR). Er bleibt weiterhin 
Mitglied im GVB-Verbandsrat. Albert Griebl, Vorstandssprecher 
der VR-Bank Rottal-Inn, übernimmt das frei gewordene Mandat 
des Stellvertreters von Walther.

Das genossenschaftliche Urgestein Walther startete seine 
berufliche Karriere mit einer Bankausbildung bei der ehemali-
gen Volksbank Rothenburg ob der Tauber. Nach mehreren Fu-
sionen ist er heute Vorstandsvorsitzender der VR-Bank Mittel-
franken Mitte. Mit einer Bilanzsumme von ca. 4 Mrd. Euro ge-
hört sie zu den zehn größten Volks- und Raiffeisenbanken in 
Bayern. Walther wurde 2021 in den Verbandsrat des GVB ge-
wählt und ist seitdem Mitglied des Präsidiums und Stellvertre-
tender Vorsitzender. Er ist in der genossenschaftlichen Finanz-
gruppe gut vernetzt und fungiert unter anderem als Mitglied 
des DZ-Bank-Verwaltungsrats sowie des BVR-Verbandsrats. � r

https://bayern.vr.de/privatkunden.html
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Stadtfinanzen 2022
Schlaglichter des Deutschen Städtetags

Zu den aktuell größten Herausforderungen der kommunalen 
Haushalte gehören die Auswirkungen des russischen Angriffskrie-
ges gegen die Ukraine. Das Augenmerk der Publikation „Stadtfi-
nanzen 2022 – Schlaglichter des Deutschen Städtetags“ richtet 
sich daher auf die vielfältigen Folgen der Krise: auf die zunehmen-
de Zahl an Geflüchteten, die steigenden Energiepreise, die Infla-
tionsentwicklung und die Auswirkungen des Rückgangs der Wirt-
schaftsleistung auf die kommunalen Haushalte. Daneben werden 
aber auch die finanzrelevanten Themen jenseits der Ukraine-Kri-
se überblicksmäßig dargestellt.

Auch wenn die Halbwertszeit 
der verschiedensten Finanzpro-
gnosen in einem atemberauben-
den Maß abnimmt, so sind die 
Schlussfolgerungen dennoch be-
ständig. „Aufgabenausweitung 
oder Mindereinnahmen sind für 
die Kommunen so oder so nicht 
verkraftbar“, heißt es. Bund und 
Länder sind laut Deutschem 
Städtetag gefordert, Risiken zu 
minimieren oder zu übernehmen 
und sich an Mehrbelastungen zu 
beteiligen.

Spannend gestaltet sich hier 
der Kampf gegen Gewerbesteu-
eroasen. Die Erfolge des Bun-
des im Kampf gegen ausländi-

sche Steueroasen gehen mit ei-
nem Anstieg eines nicht nur für 
die Kommunen schädlichen Steu-
erwettbewerbs im Inland einher. 
Eine kleine Anzahl von Gewerbe-
steueroasen gefährdet hier zu-
nehmend das Gewerbesteuer-
aufkommen aller Kommunen 
und die Funktionsfähigkeit des 
gemeindlichen Hebesatzrechts. 
„Bund und Länder müssen daher 
jetzt zusätzlich auch die unfairen 
Wettbewerbspraktiken inländi-
scher Gewerbesteueroasen ent-
schlossen bekämpfen“, fordert 
der Kommunalverband.

Am gemeindlichen Hebesatz-
recht bei der Gewerbesteuer sei 

dabei festzuhalten. Städte und 
Gemeinden seien in einigen Fäl-
len schon heute nicht mehr in der 
Lage, ein für die Zwecke der Infra-
strukturfinanzierung auskömmli-
ches Hebesatzniveau zu wählen, 
weil andernfalls Gewinnverlage-
rungen in Gewerbesteueroasen 
drohen. Diese betrieben keinen 
Steuerwettbewerb im erwünsch-
ten Sinn; ihre unsolidarische Stra-
tegie ziele allein darauf ab, orts-
fremde Unternehmen zu bloßen 
Gewinnverlagerungen in die ei-
gene Gemeinde zu bewegen. Der 
Ort der wirtschaftlichen Aktivität 
und der Ort der steuerlichen Ge-
winnermittlung fielen dann aus-
einander. 

Das originäre Besteuerungs-
recht der Betriebsstätten-Ge-
meinden bei der Gewerbesteu-
er werde unterlaufen. Zugleich 
setzten die Gewerbesteueroasen 
damit einen ruinösen Steuersen-
kungswettlauf in Gang. Länger-
fristig werde dadurch das Gewer-
besteueraufkommen aller Kom-
munen gefährdet und die Funk-

tionsfähigkeit des gemeindlichen 
Hebesatzrechts ausgehöhlt.

Gemeindlicher Steuer-  
und Standortwettbewerb

Vor diesem Hintergrund hat 
der Hauptausschuss des Deut-
schen Städtetages im vergange-
nen Jahr nachstehende Eckpunk-
te für ein Maßnahmenpaket ge-
gen unfaire Praktiken im Hebe-
satzwettbewerb beschlossen: 
•	 Anhebung des Gewerbesteuer- 

Mindesthebesatzes von 200 
auf 320 Prozent

•	 Anhebung des gewerbesteuer-
lichen Hinzurechnungssatzes 
von 25 auf 30 Prozent.

•	 Rückführung des Hinzurech-
nungsfreibetrags von 200.000 
auf 100.000 Euro. 

•	 Einführung eines vollständi-
gen Betriebsausgabenabzugs-
verbots für Zahlungen an ver-

Die Befürchtung der Frank- 
furter Notenbanker ist nicht aus 
der Luft gegriffen. Denn aktuelle 
Entwicklungen im Finanzbereich 
sprechen eher für das schleichen-
de Aus des Geldautomaten. Noch 
stehen rund 7.000 Bankautoma-
ten im Freistaat. Den weit über-
wiegenden Anteil stellen Spar-
kassen und Genossenschaftsban-
ken mit knapp 6.600 Geräten. Al-
lerdings haben allein die beiden 
Verbundgruppen im laufenden 
Jahrzehnt bereits mehr als 700 
Geldmaschinen für immer ausge-
schaltet. Die Tendenz wird anhal-
ten, wie Branchenexperten hin-
ter vorgehaltener Hand bestäti-
gen.

Kauf- und Zahlungsverhalten 
der Bundesbürger ändern sich. 
Das zeigt eine wissenschaftli-
che Studie der Bundesbank vom 
Sommer 2022 zum baren und un-
baren Zahlungsverkehr. Die Be-
völkerung in Deutschland kauft 
nicht nur zunehmend gerne im 
Internet, was entsprechende un-
bare Bezahlmethoden zur Folge 
hat. Darüber hinaus zahlen Kun-
den auch im stationären Handel 
immer öfter mit Zahlungskarten, 
Smartphone oder anderen digita-
len Endgeräten.

Akzeptanz von Karten-  
und Smartphonezahlungen

Corona hat die Akzeptanz von 
Karten- und Smartphonezahlun-
gen in Geschäften befördert, aber 
der Trend besteht schon länger, 
wie Zahlen der Bundesbank vom 
Juli 2022 zeigen. Wurden 2017 
noch 74,3 Prozent aller alltägli-
chen Zahlungen in bar getätigt, 
so waren es 2021 mit 58 Prozent 
schon deutlich weniger. Es finden 
sich auch abseits der Metropolen 
zunehmend mehr Händler, Cafes, 
Bäckereien und Metzger, die be-
reits auf der Ladentür darauf hin-
weisen, dass (ausschließlich) Kar-
tenzahlung erwünscht ist. Und 
selbst auf Parkplätzen in Städten, 
zunehmend aber auch an Aus-
flugszielen im ländlichen Raum, 
kann nur zu oft lediglich mit Kar-
te oder Bezahlapp das notwendi-
ge Ticket gelöst werden. Wenn 

aber zunehmend Karten und di-
gitale Bezahlformen zum Einsatz 
kommen, dann braucht es immer 
weniger Bargeld und damit Auto-
maten, die es verfügbar machen.

20.000 Euro Betriebskosten 
für einen Automaten

Das kommt den Banken entge-
gen. Insbesondere in Zeiten stei-
gender Energiekosten. Höherer 
Stromkosten und Energiekosten 
rund um die Befüllung der Au-
tomaten mit Bargeld schlagen 
sich spürbar in den Betriebskos-
ten nieder. Sie lagen schon vor 
der Energiekrise oft deutlich jen-
seits der 20.000 Euro per annum 
für einen Automaten. Abgesehen 
von hochfrequentierten Standor-
ten werden Bankomaten so zu-
nehmend zum Zuschussgeschäft 
für Kreditinstitute.

Das kann sich aber kaum noch 
ein Kreditinstitut leisten. Zumal 
viele Banken nach wie vor un-
ter Druck stehen, was die Redu-
zierung der Kosten angeht. Die 
Bilanzkonferenzen im Frühjahr 
werden zudem zeigen, dass eine 
Reihe von Banken mit sinkenden 
Erträgen zu kämpfen hat. Bishe-
rige Ertragsquellen wie das Bau-
finanzierungsgeschäft lahmen, 
die turbulente Börsen- und Zins- 
entwicklung im letzten Jahr ist 
an vielen Kreditinstituten nicht 
spurlos vorgegangen, steigende 
Lohnkosten drücken aufs Ergeb-
nis. In Summe werden die Spar-
bemühungen der Banken weiter 
steigen. Manches der bisherigen 
Bankeninfrastruktur wird dann 
zur Debatte stehen – und damit 
eben auch die Geldautomaten. 

Geldautomatensprengungen 
mehr als verdoppelt

Wenig förderlich sind für des-
sen Zukunft die zahlreichen kos-
tenintensiven Regulierungsan-
forderungen, was den Betrieb 
von Geldausgabemaschinen an-
geht. So dürfen Kreditinstitute 
nur dann Banknoten wieder aus-
geben, wenn sie zuvor auf Echt-
heit und Umlauffähigkeit geprüft 
sind. Ein regulatorischer Nachteil 

Leiser Abschied  
vom Geldautomaten

Ein Gastbeitrag von Dr. Jürgen Gros

Werden Geldautomaten zum Auslaufmodell? Laut Erkenntnissen 
der Bundesbank vom Jahresende 2022 wohl kaum. Die Bargeld-
versorgung scheint flächendeckend gesichert und die Abdeckung 
mit Geldautomaten gut. „Eine Unterversorgung speziell von länd-
lichen Gebieten ist nicht zu beobachten“, schreibt die Bundesbank 
in ihrem Monatsbericht vom Dezember. Frei von Sorge ist die Bun-
desbank freilich nicht und lässt aufhorchen. Denn würde die Bar-
geldinfrastruktur ausgedünnt, dann könnte das „der Beginn einer 
Abwärtsspirale sein, in der eine schlechtere Bargeldversorgung zu 
einer geringeren Nutzung von Bargeld führt und umgekehrt,“ hält 
die Bundesbank mahnend fest. 

gegenüber Abhebungen an ei-
ner Ladenkasse, denn dort „wird 
das für die Auszahlung verwen-
dete Bargeld zuvor nicht maschi-
nell auf Echtheit geprüft“, wie 
die Bundesbank in ihrem Dezem-
ber-Bericht festhält. Zur echten 
Kostenbelastung wird für Banken 
aber die zunehmende Häufigkeit 
von Geldautomatensprengun-
gen. Binnen Jahresfrist hat sich 
die Zahl der gesprengten Geld-
automaten im Freistaat laut LKA 
auf 37 mehr als verdoppelt. Der 
angerichtete Sachschaden und 
die Gefährdung von Leib und Le-
ben der im Umfeld von Geldau-
tomaten wohnenden Menschen 
sind mittlerweile erheblich. Die 
besorgniserregende Entwick-
lung hat die Politik alarmiert. Un-
ter dem Vorsitz von Bundesin-
nenministerin Nancy Faeser fand 
Anfang November 2022 in Ber-
lin ein Runder Tisch „Geldauto-
matensprengung“ statt. Die teil-
nehmenden Versicherungs- wie 
Bankenvertreter verabschiede-
ten einen umfangreichen Maß-
nahmenkatalog zur Schadenprä-
vention. Die wird für die Kredit- 
institute gleichwohl nicht zum 
Nulltarif zu haben sein, wie Bran-
cheninsider anführen. Es sei nicht 
auszuschließen, dass es zu der im 
Papier genannten „Ultima Ratio“ 
komme, nämlich den Abbau von 
Standorten. 

Dass aber noch nicht aller Ta-
ge Abend ist, was den Geldau-
tomaten angeht, zeigt das Bei-
spiel der Raiffeisen-Volksbank 
Bad Staffelstein. Auch sie ist ein 
Kreditinstitut, das zwei Automa-
ten durch Sprengung verloren 
hat. „Wir haben nach der Spren-
gung entschieden, die Filiale 
nicht zu schließen und den Geld-
automaten nicht abzubauen“, 
sagt Vorstand Norbert Gellert. 
Und so steht in der oberfränki-
schen Marktgemeinde Ebensfeld 
zwischenzeitlich einer der mo-
dernsten Geldautomaten Bay-
erns. Aber wie Gellert dann doch 
selbst einräumt, „ist das vielleicht 
gegen den Trend.“

Über unseren Autor

Der an der Ludwig-Maximili-
ans-Universität in München pro-
movierte Politikwissenschaftler 
Jürgen Gros (53) war zwei Jahr-
zehnte im Management verschie-
dener bayerischer Verbände tä-
tig, zuletzt als Präsident des Ge-
nossenschaftsverbands Bayern. 
Schwerpunktmäßig beschäftigt 
er sich mit finanzwirtschaftlichen 
und mittelstandspolitischen The-
men. � r

bundene inländische Domizil-
gesellschaften. 

•	 Einführung einer Pflicht zur 
Mitteilung von gemeindege-
bietsüberschreitenden Steuer-
gestaltungen bei der Gewerbe-
steuer an die betroffenen Ge-
meinden in Anlehnung an die 
§§ 138d bis 138h der Abgaben-
ordnung. 

•	 Erweiterung des § 21 Absatz 3 
Finanzverwaltungsgesetz durch 
ein eigenständiges Recht der 
Gemeinden zur Durchführung 
von Gewerbesteuer- Sonder-
prüfungen in Verbindung mit 
einem Remonstrationsrecht ge-
genüber dem zuständigen Fi-
nanzamt, soweit Gewerbesteu-
erpflichtige eine Betriebstätte 
in der Gemeinde unterhalten 
oder in den letzten drei Jahren 
unterhalten haben. 

Der Bund sei aufgefordert, die-
se Vorschläge umzusetzen, wer-

de sich doch mit diesen Maßnah-
men wieder mehr Fairness im ge-
meindlichen Steuer- und Stand-
ortwettbewerb einstellen.

Auswahlverfahren  
für den Verwaltungsrat

Mit Blick auf die Umsetzung 
von Basel III, in dessen Rahmen 
EU-Parlament und die Mitglied-
staaten u.a. um die zentrale Fra-
ge „Wie stark können bei der 
Transformation der internationa-
len Vorschriften Besonderheiten 
der europäischen Wirtschaft und 
der europäischen Banken berück-
sichtigt werden?“, ringen, berüh-
ren die Vorschläge der EU-Kom-
mission zunächst die Thematik  
der Mindestkapitalanforderun-
gen. Aber auch die Governance 
von Leitungs- und Aufsichtsorga-
nen soll neugestaltet werden. Die 
Anforderungen an Aufsichtsgre-
mien und ihre Mitglieder werden 
unter dem Schlagwort „Fit & Pro-
per“ zusammengefasst. Die Vor-
schläge sehen unter anderem vor, 
dass eine Eignungsbeurteilung 
von Mitgliedern der Aufsichtsor-
gane bereits im Vorfeld ihrer Be-
nennung vorgenommen wird.

Mit den Vorschlägen zum eu-
ropäischen Bankenpaket 2021 
soll laut Deutschem Städtetag 
nun ein erheblicher Eingriff in die 
ausgewogene und gut funktio-
nierende kommunale Aufbauor-
ganisation lokal tätiger Sparkas-
sen erfolgen. Eine vorab vorge-
nommene Eignungsbeurteilung 
von Mitgliedern der Aufsichtsor-
gane von Sparkassen widerspre-
che nicht nur wichtigen Grund-
sätzen der kommunalen Selbst-
verwaltung und der EU-Verträ-
ge, sondern sei zudem praktisch 
nicht umsetzbar. Allein die ge-
wählte Vertretung des kommu-
nalen Trägers dürfe für die Be-
setzung der Verwaltungsratsmit-
glieder verantwortlich sein. Diese 
demokratisch legitimierte Ent-
scheidung dürften auch die Spar-
kassen durch eine eigene (insti-
tutsinterne) Bewertung der Kan-
didaten nicht in Frage stellen. 

Kommunen und Sparkassen 
erwarten, dass die „Fit and Pro-
per“-Vorschläge im Bankenpaket 
2021 angepasst werden: „Das be-
stehende demokratische mit der 
kommunalen Trägerschaft ver-
bundene Auswahlverfahren für 
Mitglieder von Verwaltungsräten 
in kommunalen Sparkassen darf 
in keiner Weise beeinträchtigt 
werden“, heißt es im Bericht.

„Wer bestellt, bezahlt.“

Dank aktueller Rechtspre-
chung gibt es bei der Wirkung 
des Konnexitätsprinzips Positi-
ves zu vermelden – „auch wenn 
der Weg noch lang ist, bis wirklich 
gilt: Wer bestellt, bezahlt.“ Positiv 
ist aus Sicht des Deutschen Städ-
tetags, dass der Grundgedanke 
der Konnexität mittlerweile in die 
Verfassungen aller Flächenlän-
der Eingang gefunden hat – auch 
wenn die Ausgestaltung unter-
schiedlich ist. 

Das Konnexitätsprinzip stär-
ke grundsätzlich die Position 
der Kommunen gegenüber dem 
Land. Dennoch weise es Rege-
lungslücken auf. Je nach landes-
rechtlicher Ausgestaltung seien 
diese von erheblichem Gewicht. 
Beispielhaft gewähre das nord-
rhein-westfälische Konnexitäts-
prinzip keinen Schutz, wenn der 
Bund Aufgabenerweiterungen 
vornimmt, aber auf Landesebene 
eine Aufgabenzuweisung an die 
Kommune bereits besteht. Be-
sondere Bedeutung erhalte die-
ser Umstand in der Sozialgesetz-
gebung. Auch die Frage, wie die 
Kostenfolgen neuer Gesetze zu 
bemessen seien, werde regelmä-
ßig aufgeworfen. 

Die Problematiken zeigten sich 
auch in anderen Bundesländern. 
Der Kommunalverband geht da-
von aus, dass sich die Diskussion 
um eine Evaluation und Weiter-
entwicklung des Konnexitätsprin-
zips in den Ländern in den nächs-
ten Jahren mehren wird. � DK

LfA-Förderbilanz 2022: 

Mittelstand investiert  
trotz Krisenstimmung

2022 war für die LfA Förderbank Bayern eines der erfolgreichsten 
Förderjahre. Mit einem Kreditvolumen von rund 2,6 Milliarden Euro 
für die bayerischen Unternehmen und Kommunen wurde erneut ein 
Spitzenwert erzielt. Davon wurden etwas mehr als 2,1 Milliarden Eu-
ro im Rahmen programmgebundener Förderkredite vergeben. Trotz 
der zahlreichen Unsicherheiten wie der Energiekrise lagen die För-
derzahlen damit in etwa wieder auf dem hohen Niveau des Vorjah-
res. Insgesamt nutzten rund 4.500 Unternehmen und Kommunen 
die Angebote der LfA.

Besonders hohe Nachfrage 
gab es im vergangenen Jahr nach 
den Förderangeboten der LfA für 
Gründungs- und Wachstums-
vorhaben. In diesen beiden För-
derfeldern wurden Kredite von 
mehr als 1,6 Milliarden Euro zu-
gesagt. Allein beim Startkredit 
für Gründungen und Unterneh-
mensnachfolgen stiegen die Dar-
lehenszusagen um über 12 Pro-

men mit einem Jahresumsatz bis 
zu 500 Millionen Euro können das 
eigenständige bayerische Förder-
programm unbürokratisch über 
die Hausbanken beantragen. 

Die im Frühjahr 2020 rasch 
nach Beginn der Pandemie einge-
führten Corona-Sonderprogram-
me sind Mitte 2022 ausgelaufen.

Wirtschaftsminister und LfA- 
Verwaltungsratsvorsitzender Hu-
bert Aiwanger erklärt: „Förderung 
und Investition sind bei Unterneh-
mensübergaben und Neugrün-
dungen das entscheidende Funda-
ment, um die Weichen auf Erfolg 
zu stellen. Die LfA ist mit ihrem at-
traktiven und umfassenden För-
derangebot für Zukunftsinvestiti-
onen ein wichtiger Partner. Gera-
de der Mittelstand und das Hand-
werk müssen in den nächsten 
Jahren die Transformation genau-
so meistern wie eine große Zahl an 
Unternehmensübergaben. Bayern 
ist ein Gründerland. München ist 
die führende Start-Up-Hauptstadt 
in Deutschland. Die Wirtschafts-
politik kann hier mit einer auf die 
Zukunft ausgerichteten Agenda 
unterstützen: So müssen die Un-
ternehmenssteuern gesenkt, die 
Erbschaftssteuer abgeschafft und 
die bürokratischen Hürden beim 
Schritt in die Selbstständigkeit 
abgebaut werden. Des Weiteren 
müssen die Fördermöglichkeiten 
weiter verbessert werden, damit 
Betriebsnachfolgen, Neugründun-
gen und die Transformation hin 
zu einer nachhaltigen und digita-
len Wirtschaft gelingen können. 
Das Förderangebot der LfA für die-
se Bereiche bildet einen wesentli-
chen Baustein für eine nachhalti-
ge Zukunft der bayerischen Wirt-
schaft. Zudem stabilisiert die LfA 
mit ihrem Engagement die Be-
triebe in wirtschaftlich herausfor-
dernden Zeiten.“ 

„Die LfA konnte auch 2022 den 
bayerischen Mittelstand mit pass-
genauen Förderangeboten wirk-
sam unterstützen. Es stimmt zu-
versichtlich, dass die Unterneh-
men trotz der vielfältigen Her- 
ausforderungen und der lange 
Zeit eingetrübten Stimmungsla-
ge in diesem Umfang in ihre Zu-
kunftsfähigkeit investiert haben. 
Die LfA wird den bayerischen Be-
trieben auch weiterhin mit be-
darfsgerechten Förderangeboten 
insbesondere in Zukunftsfeldern 
wie Innnovation und Digitalisie-
rung, erneuerbare Energien und 
Energieeffizienz tatkräftig zur Sei-
te stehen“, erläutert Dr. Bernhard 
Schwab, Vorstandsvorsitzender 
der LfA Förderbank Bayern. � r

Dr. Bernhard Schwab.	 Bild: LfA

zent auf nun knapp 528 Millionen 
Euro. Fast die Hälfte davon wur-
de für – die für den langfristigen 
Erfolg des Wirtschaftsstandorts 
wichtigen – Unternehmensüber-
gaben eingesetzt. Beim Investiv-
kredit für Erweiterungs- und Mo-
dernisierungsvorhaben speziell 
von kleinen und mittleren Betrie-
ben nahm das Zusagevolumen 
um über 11 Prozent auf rund 384 
Millionen Euro zu. 

Energiekredit Regenerativ

Auch der seit Mai vergange-
nen Jahres verfügbare Energie-
kredit Regenerativ, mit dem die 
LfA Investitionen zur Strom-, Wär-
me- und Kälteerzeugung auf Ba-
sis erneuerbarer Energien fördert, 
stieß auf großes Interesse: Bis En-
de 2022 wurden Kredite in Höhe 
von 79 Millionen Euro zugesagt, 
besonders zum Ende des Jahres 
zog die Nachfrage deutlich an. Mit 
dem neuen Förderangebot trägt 
die LfA dazu bei, die Abhängigkeit 
der Betriebe von der Entwicklung 
der Energiepreise zu reduzieren.

Energieliquiditätskredit

Um Unternehmen, die auf-
grund der stark gestiegenen 
Energiepreise von Liquiditäts-
schwierigkeiten betroffen sind, 
zu entlasten, hat die LfA Anfang 
Dezember den „Energieliquidi-
tätskredit“ eingeführt. Unterneh-
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Die neuen Möglichkeiten  
einer vereinfachten Beschaffung 

für Kommunen in Bayern
Von Julian Pfeuffer, LL.M., Oberverwaltungsrat, München*

Problemaufriss: Kommunen kommt seit Beginn der Corona-Krise 
im ersten Quartal im Jahr 2021 eine wesentliche Rolle zu.  Die Um-
setzung der von Bund und Ländern vorgesehenen Corona-Schutz-
maßnahmen ist vom ersten Tag an auch auf der kommunalen 
Ebene erfolgt. Besonders der Aufgabenbereich der kommunalen 
Ordnungsbehörden wurde durch die Pflicht zur Kontrolle von Impf- 
und Genesenennachweisen sowie der Einhaltung der Verhaltens-
vorschriften der diversen Corona-Verordnungen erweitert. Auch als 
Schulaufwandsträger waren die Kommunen bei der Beschaffung 
von Luftreinigern (mit finanzieller Unterstützung durch die Länder 
und den Bund) gefordert. 
Mit dem russischen Überfall auf die Ukraine vom 24. Februar 2022, 
wurden die Kommunen zudem mit den Auswirkungen eines Krie-
ges in Europa konfrontiert. Dies betrifft einerseits die Aufnahme 
von Flüchtlingen aus der Ukraine und den damit einhergehenden 
Rechtsfolgen. Andererseits sind die Kommunen, wie auch die Ver-
braucher, den durch den Krieg weiterhin hohen Preissteigerungen 
am Markt ausgesetzt und müssen diese, anders als Unternehmen 
und private Haushalte, unter Berücksichtigung des Haushaltsrechts 
(Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Verwaltung) sowie des Ver-
gaberechts berücksichtigen. Auch hat die Bundesregierung Maßnah-
men zur Energieeinsparung in öffentlichen Nichtwohngebäuden per 
Verordnung aufgestellt. Überdies ist die Sanktionsverordnung (EU) 
2022/576 umzusetzen. Insbesondere Art. 5k enthält ein Zuschlags-
verbot sowie ein Vertragserfüllungsverbot bei der Vergabe und 
Durchführung öffentlicher Aufträge und Konzessionen zulasten von 
Personen, Einrichtungen und Organisationen mit Bezug zu Russland. 
Während oberschwellige Vergabeverfahren aufgrund des Zuschlags-
verbots durch Prüfung einer Eigenerklärung der Bieter verkompli-
ziert werden, müssen auch sämtliche ursprünglich oberschwellig 
ausgeschriebenen bestehenden Verträge auf einen Russlandbezug 
überprüft werden. Die Erfüllung dieser Verträge ist ab dem 11. Ok-
tober 2022 verboten. Nicht zuletzt warnt das Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik (BSI) auch aus Sicherheitsaspekten 
seit dem 15. März 2022 vor dem Einsatz der Virenschutzsoftware 
des russischen Herstellers Kaspersky und empfiehlt den Ersatz durch 
alternative Produkte. 

Vor diesem Hintergrund kom-
men nachfolgend beschriebe-
ne Erleichterungen im Hinblick 
auf die Beschaffung speziell den 
Kommunen in Bayern sehr ent-
gegen. 

106 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 GWB kön-
nen durch eine Verhandlungs-
vergabe mit oder ohne Teilnah-
mewettbewerb oder durch ei-
ne Beschränkte Ausschreibung 
ohne Teilnahmewettbewerb 
vergeben werden. 

•	 Die Geltungsdauer der obig ge-
nannten Erleichterungen wird 
bis zum 31.12.2023 verlängert. 

Flexible Beschaffung möglich 

Speziell die Erhöhung des Net-
to-Auftragswerts für den Direkt- 
auftrag ermöglicht den Kommu-
nen eine notwendige flexible Be-
schaffung. Für die Praxis bedeu-
tet dies, dass kein formales Ver-
gabeverfahren mehr notwendig 
ist und damit keine e-Vergabe 
genutzt werden muss (vgl. § 14 
UVgO). Durch die systematische 
Stellung des Direktauftrags am 
Ende des Unterabschnitts 1 der 
UVgO und dadurch, dass er nicht 
im Katalog des § 8 Absatz 1 UVgO 
erwähnt wird, wird nämlich deut-
lich, dass es sich beim Direktauf-
trag gerade nicht um ein Verga-
beverfahren handelt. Es ist le-
diglich der Haushaltsgrundsatz 
der Sparsamkeit und Wirtschaft-
lichkeit aus Art. 61 Gemein-
deordnung Bayern zu beachten. 
Dies kann dadurch geschehen, 
dass der Marktpreis bekannt ist 
und (kurz) dokumentiert wird 
(z.B.: bei gängigen Produkten 
wie FFP-Masken, Verpflegungs-
leistungen etc.) oder eine kur-
ze (Internet-)Recherche das wirt-
schaftlichste Angebot belegt. In 
unklaren Fällen sind formlos drei 
Angebote einzuholen. Aus Grün-
den der Gleichbehandlung (Art. 
3 GG, Art. 118 Abs. 1 Bayerische 
Verfassung) soll der öffentliche 
Auftraggeber zudem zwischen 
den beauftragten Unternehmen 
wechseln. 
2.	Wegfall der Schriftform aus 

Art. 38 Abs. 2 GO durch das 
Bayerische Digitalgesetz (Bay-
DiG) bei der Vergabe von öf-
fentlichen Aufträgen und Kon-
zessionen
Durch das Bayerische Digital-

gesetz wurde dem Art. 38 Abs. 
2 Gemeindeordnung Bayern ab 
dem 01.08.2022 folgender Satz 
4 angefügt: „Bei der Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen und Kon-
zessionen genügt die Textform, 
soweit eine andere Rechtsvor-

schrift nichts Abweichendes be-
stimmt.“ Ausreichend zur Wah-
rung des Textformerfordernisses 
ist damit eine lesbare Erklärung, 
in der die Person des Erklärenden 
genannt ist und die auf einem zur 
dauerhaften Wiedergabe der Er-
klärung geeigneten Datenträger 
abgegeben wird (vgl. die Legalde-
finition in § 126b BGB). 

Eine eigenhändige Unterschrift 
des Erklärenden oder eine qua-
lifizierte elektronische Signatur 
sind damit nicht mehr erforder-
lich. Dem Textformerfordernis 
kann daher beispielsweise auch 
durch Erklärung mittels Fax oder 
E-Mail genügt werden. 

Elektronische Abwicklung  
ohne Medienbruch

Noch interessanter ist es je-
doch, dass diese Änderung es 
den Gemeinden erleichtert, öf-
fentliche Aufträge und Konzes-
sionen nunmehr ohne Medien-
bruch vollumfänglich elektro-
nisch abzuwickeln. Vor Einfüh-
rung des neuen Satz 4 musste der 
Zuschlag gem. §§ 127, 168 Abs. 2 
Satz 1 GWB in Verbindung mit § 
58 VgV bzw. § 43 UVgO nach Art. 
38 Abs. 2 S. 1 GO grundsätzlich 
schriftlich erteilt werden. 

Dies führte in der Praxis zu ei-
nem Medienbruch innerhalb ei-
nes Vergabeverfahrens. In ober-
schwelligen Verfahren sind für 
öffentliche Auftraggeber und 
Unternehmen gem. § 97 Abs. 
5 GWB und § 9 Abs. 1 VgV für 
das Senden, Empfangen, Wei-
terleiten und Speichern von Da-
ten grundsätzlich die Nutzung 
von Geräten und Programmen 
für die elektronische Datenüber-
mittlung (elektronische Mittel) 
verpflichtend. Für sog. unter-
schwellige Vergaben gibt es ei-
ne gleichlautende Regelung in 
§ 7 UVgO. § 38 Abs. 1 und Abs. 
3 UVgO stellen dabei ausdrück-
lich klar, dass die elektronische 
Form den Anforderungen an die 
Textform genügt. Aufgrund die-
ser Vorgaben haben sich viele 
öffentliche Auftraggeber für die 
Einführung einer sog. e-Vergabe 
Software entschieden, welche 
den Anforderungen an die elek-
tronische Datenübermittlung so-
wie der notwendigen Dokumen-
tation gem. § 8 VgV bzw. § 6 UV-
gO gerecht wird. Während das 
gesamte formale Vergabever-
fahren innerhalb der sog. e-Ver-
gabe abgewickelt werden konn-
te, musste das Zuschlagsschrei-
ben aufgrund der Vorgabe der 
Schriftform aus Art. 38 Abs. 2 GO 
stets schriftlich (d.h.: mit eigen-
händiger Unterschrift) erfolgen 
und dieses Zuschlagsschreiben 
musste postalisch bzw. per Fax 
verschickt werden. 

Der Verzicht auf die Schrift-
form gem. § 126 BGB bei öffent-
lichen Aufträgen und Konzessio-
nen harmonisiert nunmehr die 
Gemeindeordnung mit den ver-
gaberechtlichen Bestimmungen 
und löst das bis dato bestehende 
Spannungsverhältnis zwischen 
dem Vergabe- und dem Kommu-
nalrecht. 

Insofern kann künftig über 
die e-Vergabe der Zuschlag er-
teilt werden. Hier ist darauf zu 
achten, dass eine anonymisierte 
Form der Unterzeichnung nicht 
opportun ist (nicht möglich ist 
z.B.: Mit freundlichen Grüßen, 
Ihre Vergabestelle). Auch wenn 
oftmals im Rahmen von Verga-
beverfahren keine Namen von 
Sachbearbeitern genannt wer-
den, um unerwünschte Kontakt-
aufnahmen durch Bieter zu ver-
meiden, so muss zumindest das 
Zuschlagsschreiben die natürli-
che Person des Erklärenden un-
ter Angabe der Amtsbezeich-

Julian Pfeuffer, LL.M., Oberver-
waltungsrat, München. � r

Erleichterungen in Bayern: 

1.	Vergabeerleichterungen nach 
Nr. 1.2.11 der IMBek über die 
Vergabe von Aufträgen im 
kommunalen Bereich 
Die bayerische Staatsregierung 

hat am 06.09.2022 beschlossen, 
den Anwendungsbereich der we-
gen der Corona-Pandemie und 
den Ukraineflüchtlingen befristet 
erhöhten Wertgrenzen für Verga-
beverfahren staatlicher und kom-
munaler Auftraggeber inhaltlich 
auszudehnen und die Geltungs-
dauer der Erleichterungen zu ver-
längern. Zur Bewältigung der Her- 
ausforderungen während der ak-
tuellen, wirtschaftlich herausfor-
dernden Krisensituation sollen 
damit Vergaben im Unterschwel-
lenbereich beschleunigt und für 
die Vergabestellen flexibler ge-
staltbar werden.

Folgende Erleichterungen gel-
ten ab dem 17.09.2022:
•	 alle Beschaffungen (Bau-, Lie-

fer- und Dienstleistungen) 
bis zu einem voraussichtli-
chen Netto-Auftragswert von 
25.000 Euro können durch Di-
rektauftrag vergeben werden.

•	 alle Liefer- und Dienstleis-
tungen bis zu einem voraus-
sichtlichen Netto- Auftrags-
wert unterhalb des jeweiligen 
EU-Schwellenwertes nach § 

nung benennen, um klarzustel-
len, dass die Erklärung in amtli-
cher Eigenschaft, also namens 
der Gemeinde, abgegeben wur-
de. Weiterhin muss die Person 
des Erklärenden gem. Art. 38 
Abs. 2 Satz 3 GO innerhalb der 
Kommune die schriftliche Ver-
pflichtungsermächtigung (insbe-
sondere hinsichtlich der Höhe 
des Vertrages) haben. 

Fazit

Das Vergaberecht selbst hat 
bereits Regelungen implemen-
tiert, welche den Umgang mit 
Krisen meistern. Diese Rege-
lungen sehen jedoch stets eine 
Prüfung des Einzelfalls vor, wel-
che dringend benötigte Verwal-
tungskapazitäten bindet. Mit 
den in diesem Beitrag vorge-
stellten Änderungen wird die 
Verwaltung der bayerischen 
Kommunen langfristig (bis 
31.12.2023!) entlastet und kann 
sich den bestehenden Aufgaben 
widmen. Letztlich darf die we-
sentliche Funktion des Vergabe-
rechts nicht vergessen werden: 
Vergaberecht existiert nicht um 
seiner selbst willen, sondern ist 
primär die sächliche und logisti-
sche Grundlage für die Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben. 

*Unser Autor Julian Pfeuffer, 
LL.M. ist Jurist in der Vergabe-
stelle 1 der Landeshauptstadt 
München. Er betreut unter an-
derem die stadtweite Beschaf-
fung von Bürobedarf, Drucksa-
chen, Umzügen, strategischen 
Dienstleistungen, Fahrzeugen, 
Gebäude- sowie Sicherheits-
dienstleistungen. Der Aufsatz 
gibt ausschließlich seine persön-
liche Meinung wieder. 

Den Text inklusive Fußno-
ten finden Sie online in Ausgabe 
3/2023 unter www.gemeindezei-
tung.de/jump-page. � r

100 Jahre Sparkasse Wallersdorf:

Verlässlichkeit 
als höchstes Gut

„Auch nach hundert Jahren ist die Sparkasse Wallersdorf fest 
verankert“, unterstrich Walter Strohmaier, Vorstandsvorsitzen-
der der Sparkasse Niederbayern-Mitte und Bundesobmann der 
deutschen Sparkassen, im Rahmen einer Feierstunde in der Spar-
kassengeschäftsstelle Wallersdorf (Landkreis Dingolfing-Landau). 
Dies liege am Vertrauen, das die Kunden der Sparkasse nach wie 
vor schenken. Dafür sei er sehr dankbar, bekräftigte Strohmaier.

Weil die „Ware Geld“ in Se-
kundenbruchteilen um die Welt 
gesendet werden kann, kämen 
auf Kreditinstitute große Verän-
derungen zu, betonte Strohmai-
er. Wichtig sei, dass die Sparkas-
se sich dem Wandel anpasst, um 
attraktiv zu bleiben: „Wir wer-
den diesen Weg weiterhin be-
hutsam, aber konsequent gehen 
und uns den vielfältigen Her- 
ausforderungen von der Digita-
lisierung bis zu den gesetzlichen 
Rahmenbedingungen stellen.“ 
Strohmaier gab seiner Hoffnung 
Ausdruck, dass der Sparkasse 
auch künftig das Vertrauen der 
Bürger - auch im Interesse der 
ländlichen Region und Struktur 
- geschenkt werde.

Dienstleister  
für die Menschen

Landrat Werner Bumeder 
zeigte sich stolz darauf, dass die 
Sparkasse Wallersdorf bereits 
seit so langer Zeit für die Men-
schen als Dienstleister agiert. 
Zur Gründungszeit der Spar-
kassen wurden als Ziele festge-
schrieben, den Spargedanken 
zu fördern, Armut zu beseiti-
gen, bzw. allen Bürgern den Zu-
gang zu Bankgeschäften mög-
lich zu machen. Vieles habe sich 
seit dieser Zeit verändert: Der 

Zugang zu Bankgeschäften wer-
de, wenn auch mittlerweile auf 
zahlreichen digitalen Wegen, 
nach wie vor angeboten, jedoch 
hätten sich die Themen und In-
halte zum Teil grundlegend ge-
ändert. Heute seien großes 
Fachwissen und Spezialisierung 
erforderlich, das die Sparkasse 
auch in der Region anbiete. Auf-
grund ihrer Verlässlichkeit ge-
nieße sie das Vertrauen der Be-
völkerung, hob Bumeder her-
vor.

Die Sparkasse ist verläßlicher 
Partner vor Ort

Bürgermeister Franz Aster 
stellte das Motto des Gewerbe-
vereins „Fahr nicht fort – kauf 
am Ort“ in den Mittelpunkt sei-
nes Grußwortes. Denn wie für 
alle Gewerbetreibenden sei es 
auch für die Sparkasse unerläss-
lich, dass die Menschen weiter-
hin die Leistungen vor Ort in An-
spruch nehmen. Aster dank-
te dafür, dass die Sparkasse für 
die Bürger, die Unternehmen 
und auch für die Kommunen da 
ist. „Bei Bankgeschäften sowie-
so, aber auch als Spender und 
Sponsor für Vereine, Schulen so-
wie soziale und caritative Zwe-
cke“, machte der Rathauschef 
deutlich. � DK

https://www.bvk-zusatzversorgung.de/Produkte/Freiwillige-Versicherung-PlusPunktRente
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/artikel/gastbeitraege/5490-gz-3-2023-julian-pfeuffer-ll-m-oberverwaltungsrat-muenchen-vereinfachte-beschaffung-fuer-kommunen-in-bayern-neue-moeglichkeiten
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/artikel/gastbeitraege/5490-gz-3-2023-julian-pfeuffer-ll-m-oberverwaltungsrat-muenchen-vereinfachte-beschaffung-fuer-kommunen-in-bayern-neue-moeglichkeiten
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Aktuelles DLT-Positionspapier:

Anforderungen an eine  
eigenständige Kindergrundsicherung 
In einem aktuellen Positionspapier befasst sich der Deutsche Land-
kreistag (DLT) mit „Anforderungen an eine eigenständige Kin-
dergrundsicherung“. Beschrieben werden die maßgeblichen An-
satzpunkte aus Sicht der Landkreise, die eine Vielzahl kind- und 
familienbezogener Leistungen verantworten. Im Zentrum steht da-
bei der Personenkreis der bedürftigen Kinder. Um Doppelstrukturen 
und neue Schnittstellen zu vermeiden, spricht sich der Kommunal-
verband im Ergebnis für eine differenzierte Zuständigkeit aus.

Vor dem Hintergrund der zu 
gewährleistenden Ortsnähe für 
persönliche Beratung und der di-
rekten Verknüpfung mit weiteren 
kommunalen Unterstützungsleis-
tungen sollte die Leistungsge-
währung laut DLT am besten auf 
der kommunalen Ebene angesie-
delt werden. Dabei müssten auch 
die zahlreichen Sach- und Dienst-
leistungen in den Blick genom-

men werden, nicht zuletzt die Be-
darfe für Bildung und Teilhabe. 

Garantiebetrag  
und Zusatzbetrag

Zu überlegen sei schließlich ei-
ne Differenzierung zwischen Ga-
rantiebetrag und Zusatzbetrag. 
Der Garantiebetrag, in dem das 
heutige Kindergeld aufgehen und 

der für alle Kinder und Jugend-
lichen gleich hoch sein soll, kä-
me ca. 16 Millionen Kindern zu-
gute. Der Zusatzbetrag dagegen 
solle bedürftigkeitsabhängig und 
gestaffelt gewährt werden, dies 
würde nur ca. 2 Millionen Kinder 
betreffen, macht der Deutsche 
Landkreistag deutlich. Daher 
könnte der Garantiebetrag wie 
bislang das Kindergeld von der 
Familienkasse gewährt werden, 
der die Daten der kindergeldbe-
rechtigten Kinder bereits vorlie-
gen. Für den Personenkreis der 
bedürftigen Kinder, die zusätz-
lich den Zusatzbetrag erhalten 
sollen, kamen wie bislang die für 
die Regelleistung zuständigen Be-
hörden oder die kommunale Ebe-

ne in Betracht. Dies würde Dop-
pelstrukturen und Schnittstellen 
zu den bestehenden Leistungen 
vermeiden.

Eine Bündelung der gesamten 
eigenständigen Kindergrundsi-
cherung bei der Familienkasse 
lehnt der DLT dagegen ab. „Sie 
würde des Aufbaus eines neuen 
Behördenstranges etc., parallel 
zu den bestehenden Leistungs-
trägern bedürfen, die weiterhin 
die erforderlichen Leistungen für 
die Eltern sowie aufstockende 
oder individualisierte Leistungen 
für die Kinder bei überschießen-
den Bedarfen gewähren“, heißt 
es. Dies würde die Parallelstruk-
turen, zusätzlichen Schnittstellen 
und die Unübersichtlichkeit für 
alle Beteiligten weiter erhöhen. 

Die Übertragung der Aufgabe 
an die Familienkasse der Bundes-
agentur für Arbeit wäre zudem 
verfassungswidrig, da Bundes-
gesetze nach dem Grundgesetz 
grundsätzlich von den Ländern 
auszuführen sind. Die engen Vor- 
aussetzungen des Art. 87 Abs. 3 
GG, der es dem Bund ausnahms-
weise ermöglicht, neue Leistun-
gen mit eigenen Mittel- und Un-
terbehörden auszuführen, seien 
nicht gegeben.

Schnittstellen abbauen

Alternativ zur Schaffung einer 
neuen eigenständigen Kinder-
grundsicherung könnten die viel-
fältigen Schnittstellen zwischen 
den bestehenden Transferleis-
tungen weiter abgebaut werden. 
Auch hierbei wird laut DLT darauf 
zu achten sein, dass es nicht zu 
Verwerfungen bei den leistungs-
berechtigten Personenkreisen 
oder den Leistungen im Vergleich 
zum heutigen System kommt.

Insbesondere sollten die 
Schnittstellen zum Unterhalts-
vorschuss vereinfacht werden: 
„Es ist eine langjährige kom-
munale Forderung, die unnöti-
ge Doppelbürokratie beim Zu-
sammenspiel von Unterhaltsvor-
schussgesetz und SGB II/SGB XII 
abzuschaffen, indem Leistungs-
berechtigte nach dem SGB II/
SGB XII keinen Anspruch auf Leis-
tungen nach dem Unterhaltsvor-

schussgesetz geltend machen 
müssen. Dies würde an den Leis-
tungen für die Kinder nichts än-
dern, aber den Aufwand für alle 
Beteiligten deutlich verringern.“

Ebenso verbessert werden 
sollte der Umgang mit dem Kin-
derzuschlag bei schwankenden 
Einkommen. Weil der Kinderzu-
schlag nicht mehr auf den mo-
natlichen Bedarf ausgerichtet 

ist, führten Änderungen in den 
Einkommensverhältnissen da-
zu, dass in einzelnen Monaten 
ergänzend zum Kinderzuschlag 
SGB 11- Leistungen gewährt wer-
den müssen. Damit erhielten 
die Kinder gleichzeitig Kinder-
zuschlag von der Familienkasse 
und SGB 11-Leistungen vom Job-
center. Dies gelte es zu bereini-
gen. � DK

Versicherungskammer Bayern:

Erfolgreich  
und für die Zukunft gut gerüstet

Der Konzern Versicherungskammer bleibt auch in unsicheren Zei-
ten ein sicherer Partner und hat sich 2022 in einem anspruchsvol-
len Marktumfeld erneut gut positioniert. „Wir verzeichnen mit ei-
nem Anstieg von rund 3 Prozent im laufenden Beitrag über alle 
Geschäftsfelder und Kundengruppen ein ertragreiches Wachstum“, 
sagte Frank Walthes, Vorsitzender des Vorstands. Die gesamten 
Beitragseinnahmen des Konzerns Versicherungskammer liegen bei 
knapp 9 (9,28) Mrd. Euro. Hier zeigt sich der marktweit zu beobacht-
ende Rückgang im Einmalbeitragsgeschäft Leben. Im 10-Jahresver-
gleich liegt die Versicherungskammer beim durchschnittlichen lau-
fenden Beitragswachstum mit rund 2,7 Prozent pro Jahr weiterhin 
deutlich über Markt (rd. 2,1 Prozent).

Schaden-  
und Unfallversicherung

In der Schaden- und Unfallver-
sicherung wird ein Wachstum der 
laufenden Beiträge von voraus-
sichtlich 3,5 Prozent im selbst ab-
geschlossenen Geschäft und da-
mit Beitragseinnahmen von gut 
2,9 Mrd. Euro erzielt. Besonders 
zum Beitragswachstum beigetra-
gen haben die Sachversicherun-
gen. Das Geschäftsjahr wies ei-
nen planmäßigen Schadenverlauf 
auf. Geringere Aufwendungen 
für Schäden aus Naturereignissen 
wurden durch inflationsbedingt 
höhere Schadendurchschnitte 
in der Kraftfahrt- und Sachver-
sicherung nahezu kompensiert. 
Die vereinfachte Schaden-Kos-
tenquote (brutto) liegt, nach den 
vorläufigen Zahlen, bei rund 92 
(98,7) Prozent.

Kranken-  
und Pflegeversicherung

Die beiden Kranken- und Pfle-
geversicherer, die Bayerische 
Beamtenkrankenkasse und die 
bundesweit tätige Union Kran-
kenversicherung, erzielten nach 
den vorläufigen Geschäftszahlen 
2022 Prämieneinnahmen in Hö-
he von rund 3 Mrd. Euro. Das ent-
spricht einem Anstieg der laufen-
den Beiträge von rund 3,5 Pro-
zent. Besonders gut hat sich das 
Geschäft in der Zusatzvorsorge 
im betrieblichen Bereich entwi-
ckelt. Die beiden Krankenversi-
cherer der S-Finanzgruppe entwi-
ckeln sich, als drittgrößte private 
Krankenversicherungsgruppe in 
Deutschland, zu einem umfas-
senden Partner in der Gesund-
heits- und Pflegevorsorge ihrer 
rund 3,3 Millionen Kunden.

Lebensversicherung

In der Lebensversicherung 
konnte, bei Betrachtung der vor-
läufigen Zahlen, bei den laufen-
den Beiträgen ein Wachstum von 
0,6 Prozent erreicht werden. Bei 
den Einmalbeiträgen ergab sich, 
wie im Markt, ein im zweistel-
ligen Prozentbereich liegender 
Rückgang. Der Konzern Versiche-
rungskammer geht hier mittel-
fristig wieder von einer Stabilisie-
rung aus.

Durch die auf Rendite und Si-
cherheit ausgelegte kollektive 
Kapitalanlage und weiterer Vor-
teile gegenüber anderen Finanz-
produkten sind Lebens- und Ren-
tenversicherungen weiterhin von 
zentraler Bedeutung für die Al-
tersvorsorge. Aufgrund des ge-
stiegenen Zinsniveaus konnte 
die Gesamtverzinsung inklusi-
ve Schlussüberschüsse um 0,75 
Prozentpunkte auf 2,75 Prozent 
bei den Einmalbeiträgen bzw. 2,8 
Prozent bei den laufenden Beiträ-
gen angehoben werden.

Kapitalanlage

Im Konzern Versicherungskam-
mer wird ein Volumen von rund 
73 Mrd. Euro an Kapitalanlagen 
(inkl. Drittgeschäft) gemanagt. 
Das Kapitalanlageergebnis zeig-
te sich 2022, trotz der hohen Vo-
latilitäten an den Finanzmärkten, 
mit einer Nettoverzinsung von 
rund 1,9 Prozent erfreulich re-
sistent. Dies ist der Verdienst ei-
nes umsichtigen Kapitalanlagen-
managements mit einer voraus-
schauenden und ausgewogenen 
Steuerung von Rendite und Si-
cherheit.

Jahresergebnis

Als ganz besonders erfreulich 
bezeichnet Walthes die Entwick-
lung des Jahresergebnisses. Dazu 
hat vor allen Dingen die positive 
Entwicklung der Versicherungs-
technik in der Schaden- und Un-
fallversicherung beigetragen. Po-
sitiv auf das Ergebnis ausgewirkt 
haben sich zudem marktbedingt 
geringere Zinsanforderungen 
der Passivseite. Durch den Zin-
sanstieg ergeben sich ein deut-
lich verminderter Zuführungsbe-
darf bei den Pensionsrückstel-
lungen und Entlastungen bei der 
Zinszusatzreserve Leben. In der 
Krankenversicherung nutzt der 
Konzern die Ergebnisse zur Auf-
stockung der Rückstellung für 
Beitragsrückerstattung, wovon 
insbesondere die Kunden profi-
tieren.

Aufgrund der genannten Ef-
fekte wird das Konzernergebnis 
vor Steuern voraussichtlich bei 
400 Mio. Euro und damit deut-
lich über Vorjahr (305 Mio. Euro) 
liegen.

Fitch bestätigt  
Finanzstärke AA-

Die Ratingagentur Fitch bestä-
tigt dem Konzern Versicherungs-
kammer in dem aktuellen Ra-
ting vom Dezember 2022 die Fi-
nanzstärke AA-. Der Ausblick ist 
unvermindert stabil. Hervorge-
hoben werden das starke Unter-
nehmensprofil und die sehr star-
ke Kapitalausstattung. Zudem 
bezeichnet Fitch die Versiche-
rungskammer als integralen Be-
standteil der Sparkassen-Finanz-
gruppe. 

„In Zeiten zunehmender Unsi-
cherheit und Komplexität unter-
streicht das Rating unsere ver-
antwortungsvolle Fokussierung 
auf Privatkunden, kleine und 
mittlere Unternehmen sowie den 
öffentlichen Sektor“, so Walthes. 

Mitarbeitende  
werden Unternehmer

Mehr denn je achtet der Kon-
zern Versicherungskammer bei 
allen Produkt- und Serviceent-
wicklungen von Beginn an auf 
den Kundennutzen und steht da-
für vermehrt mit den Kunden im 
direkten Austausch. Die Digitali-
sierung und die Diversifizierung 
der Vertriebswege sind dafür we-
sentliche Bausteine. Mit dem, 
auch mit dem Digitalen Leucht-
turm ausgezeichneten, Projekt 
„IntraSprint“ existiert im Un-
ternehmen ein konzerninternes 
Entrepreneur-Programm für zu-
kunftsweisende Themen, die im 
Rahmen eines New Work-For-
mats von Mitarbeitenden der 
Versicherungskammer weiter-
entwickelt werden. „Ich danke 
unseren Mitarbeitenden und un-
seren Vertriebspartnern außer-
ordentlich für ihr Engagement im 
Rahmen dieses Projektes, ganz 
besonders aber auch für die ge-
samten Leistungen, die zu unse-
rem guten Ergebnis 2022 beige-
tragen haben“, sagt Walthes.

Klima und Nachhaltigkeit

Der Konzern plant bis 2025 
in Geschäftsprozessen, Infra-
struktur und Bürogebäuden kli-
maneutral zu sein. Dazu wer-
den CO2 Emissionen reduziert 
und die Energieeffizienz erhöht. 
Die Engagements in erneuerba-
re Energien haben bei der Versi-
cherungskammer schon gerau-
me Zeit erhebliche Bedeutung. 
Bis heute konnten, nach Aussa-
ge des Konzerns, mit den Invest- 
ments über 3,6 Mio. Tonnen an 
CO2 eingespart und über 560 
Tausend Haushalte mit regenera-
tiven Strom versorgt werden.

Im Zuge des im Dezember 2022 
erfolgten Beitritts der Versiche-
rungskammer zur Net Zero Asset 

Owner Alliance (NZAOA) werden 
ab dem Geschäftsjahr 2023 De-
tailziele und Umsetzungsschritte 
festgelegt. So wird bis 2030 bei 
Aktien und gelisteten Unterneh-
mensanleihen eine CO2-Redukti-
on um 50 Prozent angestrebt und 
bis 2050 die vollständige Treib-
hausgasneutralität der Kapitalan-
lagen. 

Gesellschaftliche  
Verantwortung

Der Konzern Versicherungs-
kammer übernimmt seit jeher 
gesellschaftliche Verantwortung 
und leistet für eine Reihe unter-
schiedlicher Initiativen finanzielle 
Unterstützung. Vor dem Hinter-
grund des Kriegs in der Ukraine 
wurde ein zusätzlicher Betrag für 
entsprechende Projekte zur Ver-
fügung gestellt. 

FlexEnergy ist das Motto, mit 
dem der Konzern im Zuge eines 
eigenen Energiesparprogramms 
ebenfalls gesellschaftliche Ver-
antwortung übernimmt. Anfang 
Dezember 2022 wurden mehrere 
Verwaltungsgebäude, zunächst 
für einen Zeitraum von fünf Mo-
naten, in den energetischen Win-
terschlaf versetzt, womit den in-
flationsbedingt steigenden Ener-
giekosten entgegengewirkt wird. 

Die gesellschaftliche Verant-
wortung zeigt sich auch in den 
originären Aufgaben des Ge-
schäftsbetriebs. Bei der Kapital-
anlage und Produktentwicklung 
werden die Bedürfnisse der Re-
gionen mitberücksichtigt, z.B. bei 
der Finanzierung von Infrastruk-
turprojekten, durch spezifische 
Produkte (Ernteschutzversiche-
rung, Pflegeplattform) und durch 
die Unterstützung und enge Zu-
sammenarbeit mit den Kommu-
nen und Hilfsorganisationen. � r

S-Management Services:

2023 mehr Nutzung und  
Kooperationen erwartet

Die zur DSV-Gruppe gehörende S-Management Services, Dienstleis-
ter für Formularmanagement, sieht für 2023 eine Weiterentwick-
lung im E-Government hin zu verstärker Zusammenarbeit und Nut-
zung von Synergien. Der Ausbau von Online-Verwaltungsleistungen 
wird auch nach dem OZG-Fristende im Vordergrund stehen.

Das OZG-Jahr 2022 endet und 
absehbar ist, dass das gesetzte 
Ziel, flächendeckend 575 OZG-Leis-
tungsbündel online zur Verfügung 
zu stellen, nicht erreicht wird. Den-
noch geht Peter Höcherl, Abtei-
lungsleiter Forms Development 
Public der S-Management Ser-
vices, davon aus, dass der deut-
liche Ausbau digitaler Verwal-
tungsleistungen bei den Kommu-
nen weiter im Vordergrund ste-
hen wird: „Mit dem OZG-Fristende 
mag zwar der Druck wegfallen, 
aber die Erwartungshaltung der 
Bürgerinnen und Bürger bleibt. 
Denn sie wollen immer mehr Leis-
tungen online abwickeln können 
– so wie sie es aus der Privatwirt-
schaft gewohnt sind.“

Externe Anbieter  
lindern Personalnot

Dabei stoßen die Verwaltun-
gen jedoch nach wie vor an Gren-
zen. Höcherl geht für 2023 von 
einer zunehmenden Personalnot 
in den Kommunen aus, was die 
Umsetzung von IT-Vorhaben wei-
terhin erschwert. Ein Lösungs-
weg, der die Verwaltungen aus 
diesem Dilemma führen könnte: 
mehr Standardisierung und Auto-
matisierung, wie sie eine Ausla-
gerung auch von fachlichen Ser-
vices bietet. Kümmern sich exter-
ne Anbieter wie die S-Manage-
ment Services um das konkrete 
fortwährende Bereitstellen von 
Online-Formularen und überneh-
men auch deren Anpassung et-
wa bei Gesetzesänderungen, ent-
lastet das insbesondere kleinere 
Kommunen, die neben dem Ta-
gesgeschäft kaum die Digitalisie-
rung ihrer Verwaltungsleistungen 
stemmen können.

Starker Fokus  
auf fachlichen Services

Die technischen Möglichkeiten 
für breites E-Government sind in 
der Regel gegeben. Die großen 

IT-Dienstleister für die öffentli-
che Verwaltung haben erkannt, 
dass die Zukunft in ausgelager-
ten fachlichen Services liegt. Um 
ihr technisches Angebot fach-
lich ergänzen zu können, suchen 
sie deshalb zunehmend nach Ko-
operationspartnern. So hat bei-
spielsweise die AKDB das Formu-
larangebot der S-Management 
Services in ihr Leistungsportfolio 
aufgenommen. 

Medienbruchfreie Angebote

Der aktuelle eGovernment 
Monitor 2022 bestätigt, dass das 
Problem der Digitalisierung in der 
öffentlichen Verwaltung nicht 
nur an der fehlenden Umsetzung 
liegt, sondern auch an der tat-
sächlichen Nutzung der angebo-
tenen Online-Dienste – beschrie-
ben als „digitale Nutzungslücke“: 
Trotz Online-Verfügbarkeit wer-
den die meisten der betrachte-
ten Behördenleistungen von we-
niger als der Hälfte der Menschen 
online genutzt. Ursächlich dafür 
sind zum einen die fehlende Be-
kanntheit und zum anderen die 
mangelnde Nutzungsfreundlich-
keit der digitalen Services durch 
fehlende Durchgängigkeit. Wer 
einen Verwaltungsvorgang nicht 
vollständig online abschließen 
kann, etwa weil Gebühren nicht 
online beglichen werden kön-
nen oder Anträge final manuell 
zu unterschreiben sind, wird lie-
ber gleich zum Amt gehen. Des-
halb hat die S-Management Ser-
vices eine Integration für E-Pay-
ment mit der S-Public Services 
und für Terminmanagement mit 
FrontDesk bereits etabliert. 
•	 Weitere Informationen zum 
Full-Service für Online-Formu-
lare: https://www.s-manage-
ment-services.de/onlineforms 
•	 Zur Demo einer moder-
nen Formularanwendung aus 
dem OZG-Katalog: https://
www.s-management-services.
de/demo � r

Münchener Hypothekenbank:

Starke Investorennachfrage  
nach Jumbo-Hypothekenpfandbrief

Die erste großvolumige Pfandbriefemission der Münchener  
Hypothekenbank 2023 wurde stark nachgefragt. Der Hypotheken-
pfandbrief im Jumboformat von 1 Mrd. Euro war kurz nach Öff-
nung des Orderbuchs überzeichnet. Nach rund 1,5 Stunden wur-
de das Buch bei einem Volumen von 3,5 Mrd. Euro geschlossen.

Die starke Nachfrage spiegelt sich auch im Spread wider. So er-
folgte die Emission final zu minus 9 Basispunkten unter Swap-Mit-
te. Die Laufzeit des Pfandbriefs ist 2 Jahre und 8 Monate. Der Ku-
pon beträgt 2,75 Prozent.

Höchstnote AAA

„Das enorme Investoreninteresse und der sehr gute Preis un-
terstreichen das Standing der Pfandbriefe der Münchener Hypo-
thekenbank am Markt und unseren Qualitätsanspruch als Emit-
tent“, sagte Dr. Holger Horn, Vorsitzender des Vorstands der 
Münchener Hypothekenbank. Insgesamt wurden 135 Orders aus 
15 Staaten abgegeben. Regionaler Schwerpunkt mit 75 Prozent 
des Emissionsvolumens war Deutschland, gefolgt von Investoren 
aus Südeuropa (7 Prozent) und Benelux (6 Prozent). Größte Inves-
torengruppen waren Banken mit 52 Prozent des Emissionsvolu-
mens sowie Asset Manager mit 26 Prozent und Zentralbanken mit 
19 Prozent. Die Transaktion begleiteten Barclays, Crédit Agrico-
le, DekaBank, DZ BANK, LBBW, und UniCredit. Die Ratingagentur 
Moody’s bewertet Hypothekenpfandbriefe der Münchener Hy-
pothekenbank mit der Höchstnote AAA. � r

https://www.s-management-services.de/onlineforms
https://www.s-management-services.de/onlineforms
https://www.s-management-services.de/demo
https://www.s-management-services.de/demo
https://www.s-management-services.de/demo
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Renexpo Interhydro:

Fachmesse  
für Wasserkraft

Am 30. und 31. März wird das Messezentrum Salzburg mit der Re-
nexpo Interhydro zum Branchentreffpunkt der Wasserkraft. Die 
Fachmesse bietet an zwei Tagen ein volles Programm für unter-
schiedlichste Zielgruppen, die aktiv oder passiv mit der Energiege-
winnung aus Wasser in Berührung kommen.

Informationsplattform  
für Anbieter und Kunden

Sie sind am aktuellsten Stand 
der Technik, neuen Entwicklun-
gen, sowie an Wirtschaftlichkeit 
und ökologischen Aspekten der 

Wasserkraft interessiert? Dann 
sind Sie hier richtig.

Planer, Betreiber, Hersteller, 
Investoren und Energieversor-
ger nutzen die einmalige Gele-
genheit für einen fachlichen Aus-
tausch und neue Geschäftskon-

takte. Die Anwesenheit verschie-
dener Verbände und Behörden 
bietet die Chance auf Informatio-
nen aus erster Hand, wenn es um 
Rahmenbedingungen im Allge-
meinen, aber auch in rechtlicher, 
wirtschaftlicher und umweltver-
träglicher Sicht geht.

Vertreter aus Wirtschaft, Po-
litik und Forschung diskutieren 
über Produkte, Dienstleistungen 
und Lösungen und schaffen einen 
professionellen Rahmen für zu-
kunftsträchtige, nachhaltige Ge-
spräche in Bezug auf die saubere 
Energiequelle.

Programmhighlights  
runden den Messebesuch ab

Selbstredend, dass Wasser 
an den beiden Messetagen die 
Hauptrolle spielt. Der nachhal-
tigen Energiequelle wird aber 
auch wortwörtlich eine Bühne 
geboten. Im Hydro-Forum fin-
den verschiedene Vorträge, Key-
notes und Podiumsdiskussionen 
von Ausstellern und externen Ex-
perten statt. Hydro-Profis aus al-
ler Welt kommen zusammen und 
geben ihr Fachwissen zum Bes-
ten.

Bereits der Energietalk „Ver-
sorgungssicher und unabhän-
gig durch Wasserkraft! Was muss 
jetzt geschehen?“ am Donners-
tag, 30. März, verspricht einen ak-
tuellen Einstieg in die Thematik.

Ebenfalls am ersten Messe-
tag lockt die Podiumsdiskussion 
„Ein Jahr Energiekrise: Wie steht 
es um die Wasserkraft?“, auf der  
Vertreter aus Deutschland, Itali-
en und Österreich Bilanz ziehen 
und Zukunftsperspektiven disku-
tieren. 

Am Freitag, 31. März sprechen 
Dr. Ulrich Streibl (Vorstandsspre-
cher Ökostrom AG), DI Mag. (FH) 
Gerhard Christiner (Vorstand APG) 
und DI Mag. Michael Strebl (Vorsit-
zender der Geschäftsführung Wien 
Energie) zum Thema „Die Ener-
giewende ist sichtbar! Akzeptanz-
schaffung als Herausforderung.“ 
Moderiert von Dipl.-Ing. Wolfgang 
Anzengruber (Vorstandsvorsitzen-
der a.D. Verbund AG).

Planer- und Betreibertage 
Wasserkraft

Parallel zum Messegeschehen 
werden in Kooperation mit dem 
Verein Kleinwasserkraft Öster-
reich und dem Land Salzburg die 
Planer- und Betreibertage zum 
Thema „Förderung Wasserkraft“ 
realisiert. Fördermöglichkeiten 
aus den Bereichen Klima- und 
Energiefonds, dem EAG – Erneu-
erbaren-Ausbau-Gesetz (Neuer 
richtung und Erweiterung von 
Wasserkraftanlagen, Revitalisie-
rung bestehender Anlagen), dem 
UFG – Umweltförderungsgesetz 
(Errichtung ökologischer Maß-Fachgespräche auf der Renexpo Interhydro.	 Bild: MZS Habring

nahmen) und auf Landesebene in 
Österreich und Deutschland wer-
den vorgestellt.

Was eine Fruchtfliege  
mit Wasserkraft zu tun hat

Eine unkonventionelle Heran-
gehensweise an das Thema Ener-
giekrise und -wende verspricht 
die Keynote von Science Buster 
Martin Moder am Donnerstag, 
30. März. Als Mitglied einer Wis-
senschaftskabarettgruppe hat er 
sich nicht nur der Aufklärung von 
Wissenschaftsmythen verschrie-
ben, sondern ist dem ein oder 
anderen aus diversen prämier-
ten Auftritten auch als „Droso-
phila melanogaster“ (umgangs-

sprachlich auch Fruchtfliege ge-
nannt) bekannt. Auf der Renexpo 
Interhydro nutzt er die Bühne für 
„Klimakrise endlich gelöst. Kön-
nen wir den Menschen genetisch 
an den Klimawandel anpassen? 
Oder wird die Krise doch eher 
durch Känguru-Kot-Transplante 
gelöst? Vielleicht ist nicht jeder 
Punkt des Talks sofort umsetz-
bar, dafür wissen die ZuhörerIn-
nen danach, weshalb kleine dicke 
Sautrotteln so klimagünstig sind.“

Es erwarten Sie zwei vielver-
sprechende, zukunftsträchtige 
Tage Ende März in Salzburg. Ti-
ckets sowie Informationen zu 
Ausstellern und Programm fin-
den Sie unter www.renexpo- 
interhydro.eu. � r

Energiequelle Wasser.	 Bild: MZS Habring
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Kanalbau in Deutschland:

Langfristig sparen mit Qualität
Drastisch gestiegene Baupreise, höhere Zinsen, Materialknappheit 
und enorme Energiekosten machen der Branche zurzeit das Leben 
schwer: Viele Tiefbauunternehmen sehen sich in der Schraubzwin-
ge zwischen schwierigen Preiskalkulationen für die Angebotserstel-
lung und einem stärker werdenden Spardruck auf Seiten der Kom-
munen als Hauptauftraggeber. Dabei liegt die Notwendigkeit von 
Infrastrukturerweiterungen und -instandsetzungen als wichtiger 
Bestandteil der Daseinsvorsorge auf der Hand. Besonders in Zeiten 
angespannter Haushalte sollte ein Grundsatz dabei aber nicht ver-
gessen werden: Nur wer auf Qualität achtet, spart langfristig.

Die deutsche Wirtschaft er-
lebt stürmische Zeiten. Explo-
dierende Energiekosten, Ma-
terialengpässe, steigende Zin-
sen und rasant nach oben klet-
ternden Erzeugerpreisen sorgen 
derzeit für immer neue Schlag-
zeilen. Für den Herbst 2022 
rechneten Experten mit ei-
ner zweistelligen Inflationsra-
te; Fachleute der Bundesbank 
prognostizieren, dass die deut-
sche Wirtschaft in eine Rezes-
sion rutscht: Der Ukraine-Krieg 
und die Wirtschaftssanktionen 
gegen Russland sorgen für ho-
he Gaspreise, gestörte inter-
nationale Lieferketten und mi-
litärisches Eskalationspoten-
zial. Auf die Baukonjunktur in 
Deutschland hat dies massive 
Auswirkungen, wie Umfragen 
des Hauptverbandes der Deut-
schen Bauindustrie e.V. im Jahr 
2022 unter seinen Mitglieds- 
unternehmen zeigen. Demnach 
gaben neun von zehn Firmen 
an, die Folgen des Krieges in der 
Ukraine auf ihr Unternehmen 
zu spüren. Hauptsächlich liegen 
die Probleme in der mangeln-

den Verfügbarkeit und den star-
ken Preissteigerungen bei diver-
sen Baumaterialien sowie beim 
Bruch von Logistikketten. Und 
vieles weist darauf hin, dass sich 
die wirtschaftliche Situation in 
Deutschland 2023 weiter ver-
schlechtern wird.

Kanalbau betroffen

Davon wird voraussichtlich 
auch die Auftragslage im Kanal-
bau betroffen sein. Grund hier-
für ist der mangelnde finanzielle 
Spielraum, den die Kommunen 
als Hauptauftraggeber haben. 
Zwischen dem Höhepunkt der 
Corona-Pandemie und dem Be-
ginn des Ukraine-Krieges konn-
ten die kommunalen Haushal-
te nicht ausreichend stabilisiert 
werden. Angesichts steigender 
Energiepreise und vermehrter 
Ausgaben im sozialen Bereich 
ist die Lage der Kommunen zu-
sätzlich besonders angespannt 
– ohne dass das genaue Ausmaß 
der künftigen kommunalen Be-
lastungen absehbar wäre. So ist 
zum Beispiel unklar, wie sich die 

Inflation auswirken wird und wie 
viele Kriegsflüchtlinge wie lan-
ge Hilfe benötigen. Die Progno-
sen des Deutschen Städtetages, 
des Deutschen Landkreistages 
und des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes jedenfalls sind 
zurückhaltend: Mitte August 
2022 vermeldeten die kommu-
nalen Spitzenverbände, dass sie 
für 2022 mit einem Defizit von 
5,8 Milliarden Euro rechneten 
und auch für 2023 keine Besse-
rung in Sicht sei. Um Defizite in 
den Haushalten zu begrenzen, 
seien viele Kommunen in den 
kommenden Jahren gezwungen, 
Investitionen einzuschränken.

Für den Zustand der unter-
irdischen Infrastruktur bedeu-
tet das nichts Gutes – zumal die 
Baupreissteigerungen den re-
alen Umfang der Maßnahmen 
ohnehin schmelzen lassen. Ne-
ben den stark gestiegenen Kos-
ten für die Baumaterialien sind 
dafür auch die hohen Diesel-
preise verantwortlich – schließ-
lich ist Diesel die Hauptener-
giequelle für Baumaschinen. 
Die Unternehmen der Kanal-
baubranche teilen die derzeiti-
ge Unsicherheit der Kommunen. 
So erschwert die Baukostenent-
wicklung Preiskalkulationen und 
damit die Angebotserstellung.

Qualität im Blick

Somit stehen sowohl Kommu-
nen als auch Unternehmen der 
Kanalbaubranche vor großen 
Herausforderungen. Die Not-
wendigkeit von Investitionen in 
die unterirdische Infrastruktur 
ist ihnen bekannt, gleichzeitig 
aber ist ihr Handlungsspielraum 
eingeschränkt. Vor diesem Hin-
tergrund ist die Erkenntnis um-
so wichtiger, im selben Boot zu 
sitzen. In Zeiten finanziell ange-
spannter Haushalte ist die Qua-
lität der ausgeführten Arbeiten 
umso entscheidender. Nur mit 
einwandfreier Ausführung nach 
dem aktuellen Stand der Tech-
nik können alsbaldige Reparatu-
ren vermieden und eine intak-
te Infrastruktur für die nächs-
ten Generationen sichergestellt 
werden. Kommunen sind des-
halb gut beraten, wenn sie bei 
der Herstellung und Instand-
haltung ihrer Netze auf kom-
petente, zuverlässige und leis-
tungsstarke Baupartner ver-
trauen, die bei der Ausführung 

Bayerisches Umweltministerium:

Wasserpakt und  
neues Förderprogramm

Gemeinsamer Einsatz für mehr Wasserschutz: Der vor fünf Jah-
ren geschlossene Wasserpakt wird erweitert und setzt mit zu-
sätzlichen Partnern seine erfolgreiche Arbeit fort. Hierzu haben 
Umweltminister Thorsten Glauber und Hubert Bittlmayer, Amts- 
chef des bayerischen Landwirtschaftsministeriums, mit Vertre-
tern von 15 verschiedenen Verbänden aus den Bereichen Land-
wirtschaft, Kommunen, Umwelt und Wasserwirtschaft die erneu-
erte Vereinbarung unterzeichnet. Ziel des Wasserpakts ist es, alle 
Kräfte zu bündeln und damit auf freiwilliger Basis, ergänzend zu 
den gesetzlichen Vorgaben, den Zustand der bayerischen Gewäs-
ser und den Landschaftswasserhaushalt weiter zu verbessern. 

Ziele und Maßnahmen des 
Wasserpakts stehen in Einklang 
mit der bayerischen Gesamtstra-
tegie „Wasserzukunft Bayern 
2050“. Inhaltlich wird der Was-
serpakt insbesondere um die 
Themen „Verbesserung der In-
filtrations- und Wasserspeicher-
fähigkeit der Böden“ und „Rea-
lisierung einer klimaangepass-
ten Flurgestaltung“ erweitert. 
Dies stellt den Pakt auf eine 
breitere Basis und trägt den Her- 
ausforderungen des Klimawan-
dels mit flächiger Austrocknung 
der Landschaft – wie in diesem 
Jahr vielerorts in Franken – und 
gleichzeitiger Zunahme von Stark- 
regenereignissen Rechnung. 

Mit der Erweiterung des Pak-
tes um die neuen Partner – den 
Bayerischen Gemeindetag, den 
Verband der kommunalen Un-
ternehmen, Landesgruppe Bay-
ern (VKU), den Deutschen Ver-
ein des Gas- und Wasserfaches, 
Landesgruppe Bayern (DVGW) 
und die Deutschen Vereinigung 
für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall, Landesverband Bay-
ern (DWA) – gewinnt der Was-
serpakt Minister Glauber zufol-
ge eine neue Stärke.

Bereits in den vergangenen 
Jahren habe der Pakt verschie-
dene Projekte auf den Weg ge-
bracht. So wurden beispiels-
weise die staatliche Gewässer-
schutzberatung flächendeckend 
ausgebaut, das Demonstrations-
netzwerk Gewässerschutz eta-
bliert und die Themen Wasser-, 
Boden- und Klimaschutz in der 
landwirtschaftlichen Ausbildung 
und Beratung massiv gestärkt. 
Die Initiative „boden:ständig“ 
der Verwaltung für Ländliche 
Entwicklung wird in über 100 
Projektgebieten mit regiona-
len Projektpartnern umgesetzt. 

Mit einem neuen Förderpro-
gramm will der Freistaat zudem 
Kommunen beim Ausbau ihrer 
Abwasserinfrastruktur unter-

stützen. Konkret soll damit der 
Bau der vierten Reinigungsstu-
fe auf kommunalen Kläranlagen 
gefördert werden, um die Ab-
wasserreinigung noch effektiver 
zu machen, unterstrich Umwelt-
minister Glauber in München. 

„Bayern setzt auf die stufen-
weise Erforschung und Einfüh-
rung neuer Techniken, um die 
Reinigung des Abwassers stetig 
zu verbessern“, erklärte Glauber. 
Den bereits umgesetzten drei 
Reinigungsstufen in Bayern wür-
den deshalb nach und nach vier-
te Reinigungsstufen hinzugefügt. 

In einem ersten Schritt wurde 
eine Pilotanlage auf der Kläran-
lage Weißenburg nachgerüstet. 
Nun soll den Betreibern von 13 
weiteren wichtigen Kläranlagen 
die Möglichkeit eröffnet wer-
den, Fördermittel für die freiwil-
lige Nachrüstung mit einer vier-
ten Reinigungsstufe zu beantra-
gen. Das Bayerische Umwelt-
ministerium fördert in diesem 
Programm den Bau der vierten 
Reinigungsstufe mit einem Zu-
wendungssatz von 50 Prozent; 
bei Inbetriebnahme bis Ende 
2024 sogar bis zu 70 Prozent. 
Für die nächsten vier Jahre ist 
ein Fördervolumen von 16 Mil-
lionen Euro vorgesehen.

In Bayern gibt es etwa 2.400 
kommunale Kläranlagen. Das 
Abwasser wird dort in drei Stu-
fen durch mechanische, biolo-
gische und chemische Verfah-
ren gereinigt. Danach enthält 
es aber noch verschiedene Spu-
renstoffe, die beispielsweise aus 
Arzneimitteln, Kosmetika oder 
Reinigungsmitteln stammen. Die 
Reinigungsleistung für solche 
Stoffe kann durch eine zusätzli-
che vierte Reinigungsstufe wei-
ter verbessert werden. Dafür be-
steht derzeit zwar keine rechtli-
che Verpflichtung, ein vorsorgli-
cher Ausbau von ausgewählten 
Kläranlagen ist jedoch eine sinn-
volle Zukunftsaufgabe. � DK

die geforderten Qualitätsstan-
dards berücksichtigen. Das Gü-
tezeichen Kanalbau RAL-GZ 961 
hilft Auftraggebern dabei, die 
Spreu vom Weizen zu trennen.

Anforderungen  
zur Bauausführung

Neben der Prüfung von An-
tragstellern und Gütezeichen-
inhabern auf Erfüllung der Gü-
te- und Prüfbestimmungen so-
wie der Verleihung des Güte-
zeichens zählt die Erarbeitung 
eines zwischen Auftraggebern, 
Ingenieurbüros und Auftrag-
nehmern abgestimmten Anfor-
derungsprofils zur Bewertung 
der Bietereignung zu den Aufga-
ben der Gütegemeinschaft Ka-
nalbau. In den Güte- und Prüf-
bestimmungen finden sich de-
taillierte Anforderungen an die 
Fachkunde, technische Leis-
tungsfähigkeit und technische 
Zuverlässigkeit der Bieter sowie 
an die Dokumentation der Ei-
genüberwachung. Ausführende 
Unternehmen belegen ihre Qua-
lifikation mit einem Gütezeichen 
zu einer oder mehreren Beur-
teilungsgruppen. Deren Zahl ist 
mittlerweile auf mehr als 2.600 
gestiegen.

Investition in die Zukunft

Die Themen zeigen, dass die 
Branche vor herausfordernden 
Zeiten steht. Wichtig ist umso 
mehr, dass sich Auftraggeber und 
Bauunternehmen als Partner 
verstehen. Von einer vertrauens-
vollen Zusammenarbeit profitie-
ren schließlich beide – genau wie 
von der Qualität in der Ausfüh-
rung. Gleichzeitig wird die Nut-
zungsdauer von Entwässerungs-
kanälen erhöht, wenn die Anfor-
derungen der Regelwerke bei 
Bauausführung, Sanierung, In-
spektion, Reinigung und Dicht-
heitsprüfung erfüllt werden. Ar-
beiten an der unterirdischen In-
frastruktur haben daher hohe 
Bedeutung. Die qualitätsgerech-
te Ausführung wird mit hoher 
Wahrscheinlichkeit dazu führen, 
dass Kanäle über den geplanten 
Abschreibungszeitraum genutzt 
werden können. Ein vorzeitiges 
Versagen der Bauwerke würde 
eine zusätzliche finanzielle Be-
lastung der Kommunen zur Fol-
ge haben. Kurzum – die Qualität 
bei Ausschreibung, Ausführung 
und Bauüberwachung ist maß-
gebend für die Wirtschaftlich-
keit entsprechender Investitio-
nen und die Reichweite unserer 
begrenzten Ressourcen. � r

Innovationspreis für „Abwasser-
dienstleistung Donau-Wald“

Für sein wegweisendes, interkommunales Projekt wurde das ge-
meinsame Kommunalunternehmen (gKU) „Abwasserdienstleis-
tung Donau-Wald“ mit dem Abwasser-Innnovationspreis 2022 
des Bayerischen Umweltministeriums ausgezeichnet. 

Damit ist eine Zusage für ei-
ne finanzielle Förderung des Pro-
jekts in Höhe von bis zu 400.000 
Euro verbunden. Laut Umweltmi-
nister Thorsten Glauber ist das in-
terkommunale Projekt „innova-
tiv, bündelt Know-how und Res-
sourcen und soll zur Nachahmung 
einladen. Gemeindeübergreifen-
de Kooperationen können ein Kö-
nigsweg sein.“

Im Juli 2021 haben 17 Gemein-
den aus den Landkreisen Strau-
bing-Bogen und Deggendorf das 
preisgekrönte Kommunalunter-
nehmen gegründet. Das gKU bie-
tet den beteiligten Gemeinden 

Dienstleistungen im Bereich des 
Kanalbetriebs an und betreut ein 
Kanalnetz von rund 700 Kilome-
tern Länge für etwa 48.000 Ein-
wohner. Nach dem Baukastenprin-
zip stellt das gKU den Gemeinden 
die Leistungen Betrieb und Unter-
halt der Kanalnetze, Unterlagen 
zum Wasserrecht, Bauleitplanung, 
Starkregen- und Hochwasserrisi-
komanagement zur Verfügung. 
Den Schwerpunkt der Unterstüt-
zung bilden die ressourcenscho-
nende Kanal-Reinigung, Inspekti-
on und Sanierung mit Hilfe eines 
speziellen Reinigungs- und TV-Be-
fahrungs-Fahrzeugs. � DK

https://www.renexpo-interhydro.eu/de/
https://www.renexpo-interhydro.eu/de/
https://www.renexpo-interhydro.eu/de/
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Rentables Kommunalprojekt
Wie die Stadt Bad Kissingen stabile Abwassergebühren samt Energie-Autarkie  

und vollständiger Dekarbonisierung ihrer Kläranlage erreichen will
„Es ist eine Multi-Win-Situation“, sagt Thomas Hornung, der das 
Referat Tiefbau der Stadt Bad Kissingen leitet. „In kurzen Worten: 
unser Stadtrat hat einstimmig beschlossen bis zum Jahr 2026 un-
sere Kläranlage so umzugestalten, dass wir vollkommen CO2-neu-
tral arbeiten können, von Fremdenergie weitgehend unabhän-
gig werden und gleichzeitig eine Stabilisierung der Kosten für die 
kommenden 20 Jahre erreichen.“

Bad Kissingen geht damit ein 
Vorzeigeprojekt an, das sich als 
bahnbrechend für viele Kläran-
lagen in Deutschland erweisen 
könnte. Viele Anlagen haben ak-
tuell erhöhten Sanierungsbedarf 
und überall schlagen die Ener-
giepreise ein tiefes Loch 
in die Haushaltskassen. 
Wie sich die Energieprei-
se weiterhin entwickeln, 
ist völlig unvorherseh-
bar. Dies und die Vor-
bildfunktion der Stadt 
auf dem Weg des Kli-
maschutzes waren der 
Grund, weshalb Bad Kis-
singen eine ganz neue 
Ausrichtung ihres Klär-
anlagenbetriebs such-
te. Drei mögliche Einspa-
rungs-Bereiche hat das 
Referat Tiefbau heraus-
gearbeitet.

Kluge Investitionen

Erstens will die Stadt 
nun die Wärme des Ab-
wassers durch Wärme-
pumpen nutzen und mit 
einem Stromeinsatz von 
ca. 54.000 kWh pro Jahr 
einen vierfachen Output an Wär-
meerzeugung von 215.000 kWh 
pro Jahr liefern. Dadurch spart 
die Kläranlage rund 364 Tonnen 
CO2 ein.

Zweitens baut die Stadt in der 
Kläranlage eine Photovoltaik-An-
lage samt Batteriespeicher, die 
jährlich mindestens 620.000 kWh 
Strom erzeugt und auch dem Be-
darf entsprechend speichern 
bzw. abgeben kann. Hier fallen 
weitere 160 Tonnen CO2-Emissi-
onen ersatzlos weg.

Drittens ergibt sich die Mög-
lichkeit, Primärenergie (Strom) 
einzusparen, indem vorhande-
ne Prozesse systematisch ange-
glichen werden und der Bestand 
energiereduzierend saniert wird. 
Das geschieht über Dämmung 
des Faulbehälters und eine effizi-
entere Maschinentechnik im Re-
chengebäude. So kommen die-
se Sanierungen zwar nur auf fünf 
bis zehn Prozent Energiegewinn 
– immerhin aber eine Reduktion 
der CO2-Emission von 17 Tonnen 
pro Jahr beim Faulbehälter und 
weitere 25 Tonnen CO2 -Einspa-
rung für das Rechengebäude und 
die Antriebstechnik.

Zusammen mit einigen kleine-
ren Sanierungsmaßnahmen sum-
miert sich die CO2 -Einsparung 
auf insgesamt 550 Tonnen – und 

dabei sind die Gesamt-Treibhaus-
gaswirkungen aus der Vorket-
te „Erdgasbereitstellung“ noch 
nicht einmal vollständig berück-
sichtigt. „Wir sind tatsächlich 
mit den geplanten Maßnahmen 
bei einer vollständigen Dekarbo-

nisierung der Anlage angekom-
men“, sagt Thomas Hornung.

Was den Ingenieur besonders 
stolz macht: „Wir nutzen alle Res-
sourcen, die wir auf dem Gelän-
de haben und natürlich alles, was 
der Kläranlage zugeführt wird. 
Wir stellen die benötigte Energie 
selber her, speichern sie optimal 
und nutzen sie, zu den Zeiten, in 
denen wir sie auch wirklich brau-
chen.“ Diese durchgängige Nütz-
lichkeit ist der eigentliche Genie-
streich der gesamten Planung. 

Und so sieht es aus
Zur Verdeutlichung hier der 

bisherige Kreislauf und der ge-
plante Endzustand.

Bestand

Bisher bezieht die Kläranla-
ge aus dem öffentlichen Netz 
165.000 Kubikmeter Erdgas 
(1.815 MWh) um das Blockheiz-
kraftwerk (BHKW) mit Gaskes-
sel zu betreiben. Die Faulbehälter 
mit Speicher der Kläranlage lie-
fern zusätzlich 260.000 Kubikme-
ter Faulgas.

Mit dieser Befüllung produ-
ziert das BHKW 1.145 MWh Wär-
me für die Klärprozesse und die 
Gebäudeheizung und zusätzlich 
1.140 MWh Strom, der zusam-
men mit 213 MWh Strom aus 

dem Netz in die Anlage fließt (sh. 
Bild Betriebsmodell Bestand.)

Bei dieser Konstellation gibt 
es allerdings Überschussproduk-
tion, die einerseits in einen Not-
kühler des BHKW fließen muss 
und andererseits im Stromkreis-
lauf mit ca. 128 MWh in das öf-
fentliche Netz zurückgespeist 
wird. Diese Überschüsse sollen 
durch die neue Anlage optimiert 
werden. Der Notkühler wird zu-
künftig nicht mehr nötig sein und 
die Einspeisung von Strom in das 
öffentliche Netz soll um ein Drit-

tel erhöht werden. Außerdem 
soll der Bezug aus dem Gasnetz 
vollständig entfallen.

Zukunft

Damit das möglich ist, muss 
die Energieerzeugung und -spei-
cherung aus erneuerbaren Quel-
len deutlich gesteigert werden. 
Das sieht dann folgendermaßen 
aus:

Die Kreisläufe werden dabei et-
was komplizierter, jedoch viel ef-
fizienter und steuerbarer. Drei 
wesentliche Veränderungen sind 
zu beachten: Der Verzicht auf 
Erdgas wird auf der „Stromseite“ 
kompensiert, in dem die Photo-
voltaik jährlich 620 MWh Strom 

Qualität ist viel wert

Gütesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 
www.kanalbau.com

Stadt: Hannover
Sammler VII Lange Laube – Münzstraße

Inbetriebnahme des Kanals: 1893
Bild: Tobias Woelki
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in den Kreislauf einbringt. Auf der 
„Wärmeseite“ wird mit der Rest-
wärme des gereinigten Abwas-
sers über die Wärmepumpe mit 
nur 54 MWh Strom die Prozess- 
und Gebäudewärme zur Verfü-
gung gestellt. Durch die Energie-
speicherung (Batterie und Faul-
gasbehälter) und die Entkopplung 
der Wärme- und Stromerzeu-
gung (Photovoltaik, Wärmepum-
pe, Blockheizkraftwerk) kann die 
Energieerzeugung dem Ener-
giebedarf sehr genau angepasst 
werden (sh. Bild Betriebsmodell 
Zukunft.).

Tatsächlich sinkt der Bezug 
von Strom aus dem öffentlichen 
Netz um ein Viertel, während 
gleichzeitig 33 Prozent mehr 

Strom als bisher dorthin einge-
speist wird.

Die Jahresbilanzen sind ein-
deutig. 
•	 Der Energiebedarf sinkt im 
Vergleich um über ein Drittel
•	 Der CO2-Ausstoß wird so-
gar „negativ“, da zusätzlich zum 
Null-Emissionsbetrieb eine Verrin-
gerung des Strombezugs aus dem 
öffentlichen Netz erreicht wird
•	 Die Kosten reduzieren sich um 
fast die Hälfte, während gleich-
zeitig die Einnahmen durch 
Stromnetzeinspeisung deutlich 
steigen

„Das `Perpetuum Mobile´ ist 
uns zwar nicht gelungen, aber 
wir sind sehr nahe dran“, meint 
Oberbürgermeister Dirk Vogel. 

„Und wir sind wirk-
lich überzeugt von 
dieser Lösung, denn 
der laufende Be-
trieb der Klärprozes-
se wird während der 
Umbaumaßnahmen 
nicht gestört. Letzt-
endlich führt der 
Umbau unserer Klär-
anlage nicht nur zu 
einer vollständigen 
Dekarbonisierung. 
Wir haben aufgrund 
des Verzichts auf Erd-
gas zusätzlich eine 
erhöhte Planungssi-
cherheit bezüglich 
des Energiepreises 
für die kommenden 
20 Jahre. Dies wie-
derum stabilisiert die 
Abwassergebühren, 
was allen Bürgern zu-
gutekommt.“� ggb

VKU zu „Null-Schadstoff-Paket“ der EU: 

Ersehnter Paradigmenwechsel 
Die EU-Kommission hat ihre Vorschläge für eine Überarbeitung der 
Kommunalabwasserrichtlinie und der Schadstofflisten für Ober-
flächengewässer und Grundwasser als Teil des „Null-Schadstoff“ 
Paktes veröffentlicht. Neu ist, dass die erweiterte Herstellerver-
antwortung verankert wird. Erstmals sollen Hersteller von Arznei-
mitteln und Chemikalien, deren Produkte die Gewässer verunrei-
nigen, in die Pflicht genommen werden. Insgesamt umfasst das 
Paket ein Bündel Maßnahmen, um den gleichnamigen Aktionsplan 
zum besseren Schutz der Umwelt- und Gewässerschutz umzuset-
zen. Im nächsten Schritt werden das Europäische Parlament und 
der Ministerrat ihre Positionen zu den Vorschlägen erarbeiten.

Im Paket enthalten ist insbe-
sondere eine umfassende Über-
arbeitung der Kommunalabwas-
serrichtlinie und eine weitrei-
chende Ausweitung des Anwen-
dungsbereichs. Die Zielsetzung 
soll vom Umweltschutz auf Ge-
sundheitsschutz, Reduktion von 
Treibhausgasemissionen, Ver-
besserung von Governance und 
Transparenz des Sektors, den 
besseren Zugang zu sanitären 
Anlagen und regelmäßiges Mo-
nitoring von für die öffentliche 
Gesundheit relevanten Parame-
tern erweitert werden.

Geplant ist, die Nährstoffein-
träge in Gewässer über ver-
schärfte Grenzwerte für Stick-
stoff und Phosphor am Ablauf 

der Kläranlage weiter zu redu-
zieren. Neu eingeführt werden 
sollen Grenzwerte für Mikro-
schadstoffe und damit verbun-
den neue Vorgaben für die er-
weitere (vierte) Reinigungsstufe 
auf Kläranlagen. Die Kommission 
möchte die vierte Reinigungs-
stufe bis 31.12.2035 verpflich-
tend für alle Kläranlagen größer 
oder gleich 100.000 Einwohner 
einführen. Gleichzeitig soll bis 
zum 31.12.2040 die vierte Rei-
nigungsstufe ebenfalls für Sied-
lungsgebiete zwischen 10.000 
und 100.000 Einwohnern überall 
dort eingeführt werden, wo hö-
here Mikroschadstoffkonzentra-
tionen ein Risiko für die mensch-
liche Gesundheit oder die Um-
welt darstellen.

Klare Kriterien

Aus VKU-Sicht ist bei den er-
höhten Anforderungen an Klär-
anlagen ein genauer Blick not-
wendig: Welche Anlagen kon-
kret für eine wirksame Spuren-
stoffreduzierung im Sinne von 
Wirtschaftlichkeit und Nach-
haltigkeit geeignet sind, muss 
sorgfältig geprüft werden. Da-
zu braucht es klare Kriterien, die 
auch die Situation vor Ort be-
rücksichtigen und den Betrei-
bern die notwendige Planungs- 
und Investitionssicherheit ge-
ben.

Energie-Audits

Der Entwurf sieht vierjährige 
Energie-Audits für Kläranlagen 
ab 100.000 EW bis Ende 2025 
sowie für Kläranlagen ab 10.000 
EW bis Ende 2030 vor. Darüber 
hinaus soll die gesamte jährlich 
produzierte Energiemenge aus 
Erneuerbaren Energien, die auf 
Kläranlagen größer oder gleich 

10.000 Einwohner erzeugt wird, 
bis Ende 2030 50 % des Energie-
bedarfs dieser Kläranlagen de-
cken. Bis Ende 2040 soll sich die-
ser Anteil dann auf 100 % erhö-
hen.

Besonders begrüßenswert ist 
laut VKU, dass die EU-Kommis-
sion ihre Forderung aufgegrif-
fen und die Einführung einer er-
weiterten Herstellerverantwor-
tung vorgeschlagen hat. Dass die 
EU-Kommission die Hersteller 
von Schadstoffen stärker in die 
Pflicht nimmt, hat der Verband 
kommunaler Unternehmen als 
zentrale und überfällige Weiter-
entwicklung und als Meilenstein 
europäischer Umweltpolitik un-
terstützt. Das vorgeschlagene 
System soll auf Arzneimittel und 
Körperpflegeprodukte abzielen 
und zum einen zusätzliche Kos-
ten für die vierte Reinigungsstu-
fe abdecken und zum anderen 
einen Anreiz bieten, dass weni-
ger schädliche Produkte auf den 
europäischen Markt in Verkehr 
gebracht werden.

In Bezug auf Niederschlags-
wasser sollen die Mitgliedstaa-
ten laut Entwurf integrierte 
Wassermanagementpläne in al-
len großen Kläranlagen und den-
jenigen über 10.000 Einwoh-
ner, bei denen ein Umweltrisi-
ko besteht, umsetzen. Präven-
tiven Maßnahmen inklusive der 
Einrichtung grüner Infrastruktu-
ren und einer Verbesserung be-
stehender Sammlungs- und Be-
handlungssysteme sei Vorrang 
einzuräumen. Bis 2040 soll dann 
ein indikatives EU-Ziel für alle 
Anlagen über 10.000 Einwohner 
folgen.

Klimaneutralität  
und Energieeffizienz

Im Rahmen des Grünen De-
als gelte es zudem, neue Vorga-
ben im Bereich Klimaneutrali-
tät und Energieeffizienz aufzu-
nehmen. Jeder Mitgliedstaat soll 
bis Ende 2040 sicherstellen, dass 
die Betreiber von Abwasserbe-
seitigungsanlagen Klimaneutra-
lität erreichen, indem die benö-
tigten Energiemengen vollstän-
dig aus erneuerbaren Energien, 
vornehmlich durch Nutzung der 

eigenen Energiequellen (z.B. PV, 
Schlamm etc.), gedeckt werden. 
Bis Ende 2025 ist geplant, Ener-
gieaudits für alle Anlagen über 
100.000 Einwohner und bis En-
de 2030 über 10.000 Einwohner 
verpflichtend einzuführen.

Der VKU hat sich dafür ausge-
sprochen, die Bedingungen, un-
ter denen sich kommunale Ab-
wasserentsorger im Ausbau er-
neuerbarer Energien engagieren 
können, zu vereinfachen. Auch 
hat der Verband darauf hinge-
wiesen, dass das Klimaneutrali-
tätsziel das Ziel, die Gewässerbe-
lastung durch Abwassereinträge 
weiter zu reduzieren, nicht kon-
terkarieren darf.

In Bezug auf Klärschlamm soll 
die EU-Kommission dazu er-
mächtigt werden, feste Min-
destrückgewinnungsraten, etwa 
für Phosphor, festzulegen. � DK

GZ-Akademie:
Rentabler Umbau 
von Kläranlagen

Ein Best-Practise-Beispiel
Kläranlagen sind die gro-
ßen Energiefresser in den 
Kommunen. Das kostet zu-
nehmend mehr Geld und 
verursacht beachtlichen 
Co2-Ausstoß. Sowohl die 
finanzielle Seite als auch 
der Umweltschutzgedanke 
sind gute Gründe, sich mit 
einem möglichen Umbau 
der Kläranlagen zu beschäf-
tigen. Die Stadt Bad Kis-
singen hat eine Lösung ge-
funden, die zwar zunächst 
einige Investitionen nötig 
macht, dafür aber auf lan-
ge Zeit gesehen Planungssi-
cherheit, Kostensicherheit 
und eine vollständige De-
karbonisierung ermöglicht. 

Referent: Thomas Hor-
nung ist der Leiter des Tief-
baureferats der Stadt Bad 
Kissingen und hat diese raf-
finierte Lösung gefunden. 
Er stellt in seinem Vortrag 
vor, wie sein rentables Ener-
giewende-Projekt realisiert 
werden kann. Gerne beant-
wortet er im Anschluss Fra-
gen aus dem Zuhörerkreis.
15.3.2023, 10:00-11:30 Uhr
Anmeldung: www.bayeri-
sches-infrastrukturforum.de; 
Keine Teilnahmegebühr. r

https://kanalbau.com/de/
http://www.bayerisches-infrastrukturforum.de
http://www.bayerisches-infrastrukturforum.de


KO M M U N A L E  B A U T H E M E N 11GZ 2. Februar 2023

ABC der Heimischen Rohstoffe 
Verfüllen

Als „Verfüllung“ bezeichnet man die Auffül-
lung von Gewinnungsstätten, wie etwa Sand- 
und Kiesgruben oder Steinbrüchen, mit Bo-
denaushub und anderen rein mineralischen 
Materialien. Grundsätzlich wird zwischen der 
Nassverfüllung im Grundwasser, hauptsächlich 
Baggerseen, und der Trockenverfüllung ober-
halb des Grundwassers unterschieden. An die 
Nassverfüllung werden besonders strenge An-
forderungen gestellt, so dass diese nur in Aus-
nahmefällen möglich ist.

Folgenutzung möglich machen

Das Ziel der Verfüllung ist es, die vorüberge-
hend in Anspruch genommene Fläche so zurück-
zugeben, dass eine optimale Folgenutzung mög-
lich ist. Das kann die ursprüngliche Nutzungsform 
sein – meist Land- und Forstwirtschaft – oder ei-
ne angepasste Folgenutzung, die den Bedürfnis-
sen der Standortgemeinde besser gerecht wird. 
In jedem Fall ist die Verfüllung die unerlässliche 
Voraussetzung dafür. Die besondere Funktion 
der Verfüllung für die Rekultivierung wird auch 
vom Gesetzgeber anerkannt: Das Kreislaufwirt-
schaftsgesetz zählt die Verfüllung ausdrücklich 
zu den Verwertungsverfahren, bei dem die ver-
füllten Materialien einem sinnvollen Zweck zuge-
führt und somit im Stoffkreislauf gehalten wer-
den. Das unterscheidet die Verfüllung von der 
Deponierung, bei der Materialien endgültig aus 
der Kreislaufwirtschaft ausgeschleust werden.

In Kooperation mit
Bayerischer Industrieverband 

Baustoffe, Steine und Erden e. V.
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-

Hohes Schutzniveau in Bayern

Die Verfüllung erfolgt in der Regel mit Abraum 
aus der Gewinnungsstätte selbst und unbedenkli-
chem Bodenaushub. Vor der Verfüllung muss der 
Boden umfassend untersucht werden. Nur wenn 
die für den jeweiligen Standort festgelegten Gren-
zwerte eingehalten werden, darf das Material an-
genommen werden. Diese Grenzwerte werden 
für ganz Bayern einheitlich im sogenannten Ver-
füll-Leitfaden des Bayerischen Umweltministe-
riums vorgegeben. Neben den stofflichen Eigen-
schaften muss auch die Herkunft des Verfüllmate-
rials lückenlos dokumentiert werden. Abgerundet 
werden diese Maßnahmen durch eine detaillierte 
Grundwasserüberwachung. Unabhängige Frem-
düberwacher und die staatliche Aufsicht durch die 
Wasserwirtschaftsämter stellen sicher, dass die 
hohen Sicherheitsstandards stets gewahrt blei-
ben. Auf Grund des hohen Schutzniveaus kann 
in Bayern auch Bauschutt, bei dem ein Recycling 
technisch oder wirtschaftlich nicht möglich ist, in 
der Trockenverfüllung eingesetzt werden. So wer-
den wertvolle Deponiekapazitäten geschont.

Aushub, der vor allem bei Baumaßnahmen an-
fällt, ist besonders transportintensiv. Das ist ein 
Grund für die in letzter Zeit dramatisch gestiege-
nen Entsorgungskosten. Dazu kommt der durch 
den Transport verursachte CO2-Austoß. Die Ver-
füllung ortsnaher Gewinnungsstätten steht für ei-
ne Verwertung der kurzen Wege – zum Nutzen der 
Umwelt und der Bauherren gleichermaßen. � r

Zertifikatslehrgang: 

Schwammstadt 
Stadtentwicklung in Zeiten 

des Klimawandels
EU-gefördertes Fortbildungsprojekt an der HAW Hof

Zunehmend haben Städte und Kommunen mit starken Schwankun-
gen bei Niederschlägen zu tun. Diese zeigen sich in urbanen Sturz-
fluten sowie vermehrten und längeren Trockenperioden. In den 
Städten entwickeln sich vermehrt Hitzeinseln und es entstehen Über-
schwemmungen, u.a. weil die Kanalisationen für diese veränderten 
Situationen nicht ausgelegt sind und der Flächenversiegelungsgrad 
sehr hoch ist. Bei der Herausforderung, mit diesen Extremen umzu-
gehen, wird das Konzept der Schwammstadt als entscheidender Fak-
tor angesehen. Hierfür ist jedoch übergreifendes Wissen über das 
System Schwammstadt notwendig. Umfrageergebnisse der Hoch-
schule Hof haben gezeigt, dass die Anwendung von Schwammideen 
nicht an fehlender Technik liegt, sondern am fehlenden übergreifen-
den Verständnis des Systems Schwammstadt und daraus abgeleite-
ten Konzepten zur Umsetzung. 

Es braucht die Ideen der Unter-
nehmen und Beratungsorganisa-
tionen und die Transferkompe-
tenz der Städte und Gemeinden, 
um lokal angepasste Schwamm-
stadtkonzepte zu entwickeln und 
mit den alltäglichen Arbeitsauf-
gaben und Herausforderungen 
zu verknüpfen. Genau hier setzt 
der neue Zertifikatslehrgang 
„„Der Weg zur Schwammstadt - 
Stadtentwicklung in Zeiten des 
Klimawandels““ an, der seit No-
vember 2022 an der Hochschule 
für Angewandte Wissenschaften 
Hof mit Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) und des Landes 
Bayern durchgeführt wird. Neben 
der Vermittlung der Grundlagen 
von Niederschlag und Klimaent-
wicklung werden die verschiede-
nen Lösungsmöglichkeiten vor-
gestellt, die unter dem Begriff 
Schwammstadt bereits existie-
ren und sich in der Entwicklung 
befinden. Das besondere an die-
sem Lehrgang ist der Fokus auf 
ein umfassendes, interdiszipli-
näres Verständnis des Konzepts 
Schwammstadt sowie die Integ-
ration von Schwammstadtlösun-
gen in den Arbeitsalltag, z.B. mit 
der sogenannten SOWIESO-Stra-
tegie. Hierbei werden geplante 
und laufende Vorhaben auf ihr 
„Schwammpotenzial“ überprüft 
und das, was möglich ist, auch 
umgesetzt. Der Vorteil liegt ei-
nerseits in der Einsparung von 

Zeit und Geld, anderseits können 
unnötige Parallelprojekte ver-
mieden werden. Zudem wird im 
Lehrgang dem praktischen Üben 
und einem umfassenden Fach-
austausch der Teilnehmer sehr 
viel Zeit und Raum gewidmet. Im 
Idealfall bringen die Teilnehmer 
ihr eigens „Schwammprojekt“ 
mit, erhalten hierzu von den Do-
zenten hilfreiche Fachimpulse 
und bekommen von den ande-
ren Teilnehmern zudem wertvol-
les Feedback aus der Praxissicht. 

Teilnahmemöglichkeiten

Mitarbeiter von bayerischen 
Unternehmen (inkl. Planungs- und 
Beratungsbüros) sowie kommu-
nalen Organisationen als GmbH 
können kostenfrei teilnehmen. 
Aber auch Kommunenvertreter 
haben als Gast dieser Teilneh-
mergruppe die Möglichkeit der 
kostenlosen Teilnahme. Die An-
sprechpartner der Hochschu-
le geben hierzu gerne Auskunft. 
Mittlerweile läuft der 2. Durch-
gang des Kurses. Die bisherigen 
Kurse werden sehr gut angenom-
men, sodass der 3. Durchlauf 
auch schon vollständig belegt ist. 
Es sind zwei weitere Durchläufe 
im 2.  Quartal 2023 geplant, hier 
sind noch Plätze frei. 

Anmeldung und Informationen 
über E-Mail: schwammstadt@
hof-university.de � r

Bayerischer Ministerrat:

Startschuss  
für „Wohnbau-Booster Bayern“

Die Bayerische Staatsregierung leitet das Jahr 2023 mit einem 
„Wohnbau-Booster für Bayern“ ein. Unter anderem sollen mit 
verbesserten Konditionen für Darlehen, höheren Zuschüssen 
und einer Extra-Förderung für den Wohnungsbau in Stadt- und 
Ortskernen zusätzliche Anreize für den Bau von Mietwohnun-
gen geschaffen werden.

Die Rahmenbedingungen für 
den Bau neuer und kostengüns-
tiger Wohnungen sind schwie-
rig. Hohe Kosten und unsichere 
Förderung auf Bundesebene ha-
ben private Wohnungsbauun-
ternehmen allein in Bayern zur 
Streichung von 2.000 Wohnun-
gen veranlasst, die 2023 hätten 
gebaut werden sollen. Mit breit 
angelegten Maßnahmen auf Lan-
des- und Bundesebene soll der 
schwierigen Lage auf dem Woh-
nungsmarkt gegengesteuert wer-
den, wie Bauminister Christian 
Bernreiter nach der Sitzung des 
Ministerrats ausführte. Die Maß-
nahmen sind zunächst auf zwei 
Jahre angelegt. Bei Bedarf soll 
nachgesteuert werden.

Zuschüsse und Anreize

Konkret wird der staatliche Zu-
schuss von 500 auf bis zu 600 Eu-
ro pro Quadratmeter im Miet-
wohnungsbau erhöht. Objektab-
hängige Darlehen mit einem Zins-
satz von 0,5 Prozent können von 
25 auf durchschnittlich 50 Pro-
zent im Mietwohnungsbau ver-
doppelt werden. Zudem gibt es 
Anreize für längere Bindungs-

zeiten von bis zu 55 Jahren, eine 
Verlängerung des Kommunalen 
Wohnraumförderungsprogramm 
bis 2030 und für Kommunen die 
Erhöhung des Zuschusses von 
Maßnahmen im Bestand von 30 
auf 40 Prozent. 

Neben der verbilligten Abga-
be von geeigneten staatlichen 

darf die verbilligte Abgabe auch 
an Kommunen erfolgen kann, die 
sozialen Mietwohnungsbau be-
treiben.

Wenn Bauherren im Ortskern 
leerstehende Gebäude sanieren, 
soll eine Kombination von Wohn-
raum- und Städtebauförderung 
greifen. Auch ist eine Ausweitung 
der Spielräume für experimen-
tellen, einfachen Wohnungsbau 
vorgesehen. „Für künftige Projek-
te in einem schwieriger werden-
den Markt“ plant das Kabinett für 
2025 die Erhöhung des 500 Mio. 
Euro umfassenden Eigenkapitals 
der staatlichen BayernHeim um 
250 Millionen Euro. 

Konsequente Maßnahmen

Gleichzeitig muss Bernreiter 
zufolge auch der Bund nachzie-
hen und konsequente Maßnah-
men zur Förderung des Woh-
nungsbaus ergreifen. „Bayern 
legt mit dem Wohnbau-Booster 
vor, der Bund muss hier ebenso 
nachlegen. Das Ziel von 400.000 
neuen Wohnungen pro Jahr wird 
sonst auch in diesem Jahr wieder 
deutlich verfehlt“, warnte der Mi-
nister. 

Von der Bundesregierung for-
derte er die Schaffung zusätzlicher 
Investitionsanreize für den Woh-
nungsneubau (dauerhafte Einfüh-
rung einer degressiven Abschrei-
bung für Mietwohnungsneubau; 
Steuerbegünstigung für selbst-
genutztes Wohneigentum; Län-
deröffnungsklausel bei Grunder-
werbsteuer; Regionalisierung von 
Erbschaft- und Schenkungsteuer), 
die Sicherheit und Erhöhung von 
KfW-Förderung, mehr Möglich-
keiten bei der Baulandmobilisie-
rung (Befreiung von Bebauungs-
plan nicht nur im angespannten 
Wohnungsmarkt, sondern mit Zu-
stimmung der Kommunen über-
all in Bayern), weitere Maßnah-
men im Bauplanungsrecht, u.a. 
den Ausbau des beschleunigten 
Bebauungsplanverfahrens und 
Baurecht auf Zeit. Überdies müss-
ten die Sicherheit für private Ver-
mieter und die Wiedereinführung 
des Baukindergelds für Famili-
en (15.000 Euro pro Kind über 10 
Jahre bei Haushaltseinkommen 
von maximal 100.000 Euro) im Fo-
kus stehen.

Bundesratsinitiative

Der Freistaat, so Bernreiter, 
werde die Forderungen gegen-
über der Bundesregierung in 
Form einer Bundesratsinitiative 
an den Bund adressieren. Auch 
der Bund müsse Verantwortung 
für neuen und kostengünstigen 
Wohnraum übernehmen, „denn 
Wohnen ist heute mehr denn je 
eine der wichtigsten sozialen Fra-
gen unserer Zeit“.

„Die vorgesehene Verdoppe-
lung des objektabhängigen Dar-
lehens auf nun durchschnittlich 
50 Prozent im Mietwohnungsbau 
ist wichtig, korrigiert aber nur ei-
nen Fehlgriff aus der letzten Fort-
schreibung der Wohnraumförder-
bedingungen und stellt den Zu-
stand vor 2022 wieder her. Um 
den massiven Zinsanstieg kom-
pensieren zu können, reicht diese 
Maßnahme leider nicht aus“, kom-
mentierte der Bayerische Städte-
tag den „Wohnbau-Booster“.

Die nun angekündigte Erhö-
hung des allgemeinen Zuschus-
ses auf 600 Euro sei zu begrüßen

und entspreche einer lang-
jährig vom Bayerischen Städte-
tag erhobenen Forderung. Einen 
echten Schub könne die Verlän-
gerung des kommunalen Wohn-
raumförderungsprogramms bis 
zum Jahr 2030 und die damit ein-
hergehende Erhöhung des Zu-
schusses auf nun 40 Prozent ge-
ben. „Als kritische Randnotiz 
muss allerdings zum wiederhol-

Bauminister Christian Bernreiter. 
� Bild: stmb atelier krammer

Grundstücken im Erbbaurecht an 
staatliche Wohnungsbaugesell-
schaften soll geprüft werden, ob 
und wie bei fehlendem Staatsbe-

ten Mal erwähnt werden, dass 
kommunale Wohnungsbauge-
sellschaften nicht Adressaten die-
ser Förderung sein können“, be-
tonte der Kommunalverband. 

Auch hinter weiteren, ange-
kündigten Maßnahmen stünden 

aktuell noch Fragezeichen: Ei-
ne verbilligte Abgabe staatlicher 
Grundstücke auch an Kommu-
nen und deren Wohnungsbau-
gesellschaften wäre ein wichti-
ger Baustein für die Schaffung 
bezahlbarer Wohnungen. Aller-

dings stimmten die Erfahrungen 
der vergangenen Jahre, auch was 
die Bereitstellung von staatlichen 
Grundstücken an die eigene Bay-
ernHeim angeht, nicht optimis-
tisch, stellte der Bayerische Städ-
tetag fest. � DK

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/4948-gz-19-2022-abc-der-heimischen-rohstoffe
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/4948-gz-19-2022-abc-der-heimischen-rohstoffe
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc
https://www.corent-ag.de/
mailto:schwammstadt%40hof-university.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
mailto:schwammstadt%40hof-university.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
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Starkregen und Sturzfluten  
in der Planung

Von M.Sc. Markus Weinig und Dipl.-Ing. Univ. Andreas Rockinger
Extreme Starkregenereignisse und Sturzfluten können überall 
auftreten, auch fernab von Gewässern oder bisher bekannten 
Hochwassersituationen. Die gestiegenen Temperaturen lassen 
vor allem konvektive Starkregen häufiger werden, die sehr klein-
räumig auftreten und nahezu ortsfest abregnen können. Nicht 
selten fällt in wenigen Stunden mehr Wasser auf den Quadratme-
ter als sonst im ganzen Kalendermonat. Das Wasser kann dann 
nicht mehr im Boden versickern und fließt als Oberflächenabfluss 
der Topografie folgend ab. 

Versiegelte Flächen, wasser-
gesättigte oder auch stark aus-
getrocknete Böden verstärken 
diesen Effekt. Häufig ist das Ka-
nalnetz in solchen Situationen 
überlastet und kann kein Was-
ser mehr abführen. Die Folge: 
Abseits von Flüssen und Gewäs-
sern können so Sturzfluten und 
Ströme entstehen, die Boden 
abtragen und zu erheblichen 
Schäden an Bauwerken und In-
frastruktur führen. Lebensbe-
drohliche Situationen entste-
hen, wenn das Wasser Objek-
te mit sich reißt, hohe Fließge-
schwindigkeiten erreicht oder 
tiefgelegene Bereiche wie Keller 
in sehr kurzer Zeit flutet. Stadt-
räume und gebaute Umwelt 
sind darauf bisher nicht vorbe-
reitet und benötigen dringend 
ein Klima-Update.

Vorsorge treffen

Ein Mittel der Vorsorge ist ei-
ne stadtweite dezentrale Re-
genwasserbewirtschaftung, an-
hand derer sich Spitzen bei ex-
tremen Niederschlägen in der 
Fläche abmildern lassen. Gemäß 
dem Prinzip der Schwammstadt 
werden Niederschläge zunächst 
in Mulden, Senken, Baumgru-
ben, Rigolen und Zisternen so-
wie durch Gründächer gespei-
chert und zurückgehalten und 
dadurch der Vegetation zur Ver-
fügung gestellt. Die Verdun-
stung offen zurückgehaltenen 
Wassers leistet zudem einen 
Beitrag zur Kühlung der Städ-
te. Im letzten Schritt gilt es Was-

ser intakten Böden zur Versicke-
rung zuzuführen und möglichst 
nicht der Kanalisation und damit 
in die Vorflut einzuleiten, weil es 
hierdurch nur zu einer Verlage-
rung der Wassermassen kommt. 
Wichtig ist zudem durch gute 
Kommunikation mehr Bewusst-
sein für Vorsorgemaßnahmen 
und den Umgang mit Gefah-
rensituationen zu schaffen. Ei-
gentümerinnen und Eigentümer 
sind dabei besonders gefordert, 
da die Verantwortung für den 
individuellen Gebäude- und Ob-
jektschutz bei außergewöhnli-
chen und extremen Starkregen- 
ereignissen in privater Hand 
liegt, selbst wenn die Kanalisati-
on überstaut sein sollte.

Starkregengefahrenkarten 
und Risikomanagement

Viele Städte und Gemeinden 
entscheiden sich für ein kommu-
nales Starkregenrisikomanage-
ment mit dem die potenzielle 
Überflutungsgefährdung darge-
stellt, Risiken abgeschätzt und 
Vorsorgemaßnahmen entwi-
ckelt werden. Zunächst werden 
gemeindegebietsweite Starkre-
gengefahrenkarten erstellt: Auf 
Grundlage von Topografie, Flä-
chennutzung, Bodenkarten und 
gezielten Vermessungen wer-
den Regenereignisse und Ab-
flussverhalten digital modelliert 
und mögliche Überflutungsbe-
reiche, Wasserstände und Fließ-
geschwindigkeiten dargestellt.

Mit den Starkregengefahren-
karten lassen sich alle relevan-

ten Akteure in einen integralen 
Vorsorgeprozess einbinden. Ge-
fahrensituationen können ana-
lysiert und Vorsorgemaßnah-
men ressortübergreifend ent-
wickelt und koordiniert wer-
den. Das Risikomanagement 
wird derzeit durch das Staatsmi-
nisterium für Umwelt und Ver-
braucherschutz gefördert. Maß-
nahmen können kommunikati-
ver oder informativer Art sein, 
die Organisation von Abläu-
fen und Einsatzplänen betref-
fen oder bauliche Eingriffe dar-
stellen, die sich mithilfe des Mo-
dells auf ihre Wirksamkeit hin 
testen lassen. Eingriffe in den 
Stadtraum müssen dabei einer 
ganzheitlichen, nachhaltigen 
Stadtentwicklung gerecht wer-
den! Neben der reinen Starkre-
genvorsorge bieten sich enorme 
gestalterische Chancen Synergi-
en zwischen grüner, blauer und 
grauer Infrastruktur zu schaf-
fen und räumliche Situationen 
auch hinsichtlich Flächeneffizi-
enz, Stadt- und Landschaftsbild, 
nachhaltigem Umgang mit Bö-
den und Artenvielfalt sowie der 
Nutzbarkeit zu verbessern.

Gemeinsam handeln

Vorsorge gegen Klimarisiken 
und Starkregen im Planungs- 
und Baualltag zu verankern ist 
eine interdisziplinäre Heraus-
forderung, die uns alle betrifft. 
Für Städte und Gemeinden stellt 
dies eine neue Aufgabe dar, für 
die es keinen standardisierten 
Lösungsweg gibt. Es gilt mit den 
Akteuren vor Ort ins Handeln 
zu kommen und ein situations-
gerechtes Vorgehen zu entwi-
ckeln. Die BEN – Beratungsstel-
le Energieeffizienz und Nachhal-
tigkeit der Bayerischen Archi-
tektenkammer steht mit ihrem 
kostenfreien Beratungsangebot  
bereit (www.byak-ben.de). 

Landratsamt München: 

Online-Dienstleistungsangebot 
wird konsequent ausgebaut 

Digitale Einreichung von Bauanträgen ab 1. März möglich 
Weiterer Meilenstein für mehr Bürgerfreundlichkeit: Ab dem 1. 
März 2023 können Bauherrinnen und Bauherren ihre Bauanträge 
auch digital beim Landratsamt München einreichen. Die Digitalisie-
rung dieses Verfahrens soll die Antragstellung für Bauwillige deut-
lich vereinfachen; gleichzeitig kann die Bearbeitung der Antragsver-
fahren in der Unteren Baubehörde auf diese Weise noch effizienter 
gestaltet und die Verbescheidung somit beschleunigt werden. 

Entwickelt wurde der digitale 
Antrag, der bayernweit die Ein-
reichung und Bearbeitung von 
Bauanträgen vereinheitlichen 
soll, vom Bayerischen Bauminis-
terium in Zusammenarbeit mit 
dem Bayerischen Digitalministe-
rium. Die technische Umsetzung 
erfolgt in enger Zusammenar-
beit mit dem IT-Dienstleistungs-
zentrum des Freistaats Bayern. 
Mithilfe von Online-Assistenten 
werden die Antragsteller Schritt 
für Schritt durch den Ausfüllpro-
zess geleitet. 

Zugriff über das BayernPortal

Ebenso ist für die Nutzer auf 
einen Blick ersichtlich, welche 
Bauvorlagen mit dem Antrag 
eingereicht werden müssen. 
Auch Planungen aus den ein-
schlägigen Konstruktionspro-
grammen können über das neue 
Portal verlustfrei hochgeladen 
werden. Dies sorgt dafür, dass 
Bauanträge von Beginn an mög-
lichst vollständig eingereicht 
werden, was wiederum die Be-
arbeitungszeiten in der Unteren 
Baubehörde reduziert. 

Der Zugriff auf den digitalen 
Bauantrag erfolgt über das vom 
Freistaat bereitgestellte Bayern-
Portal. Über eine Schnittstelle 

gelangen die Anträge dann di-
rekt in die Software der Unte-
ren Bauaufsichtsbehörde. Der 
neue digitale Bauantrag ist ab 
dem 1. März unter folgendem 
Link im BayernPortal des Frei-
staats zu finden: https://www.
freistaat.bayern/dokumente/
behoerde/93442507417/online-
verfahren. 

Das Landratsamt München 
veröffentlicht hierzu rechtzei-
tig im Vorfeld weitere Informa-
tionen auf seiner Website unter 
www.landkreis-muenchen.de. 

Testbetrieb seit 1.1. mit  
ausgewählten Planungsbüros 

Bauanträge, die vor dem offizi-
ellen Start des Digitalen Bauan-
trages am 1. März gestellt wer-
den, müssen weiterhin schriftlich 
bei der betreffenden Gemeinde 
eingereicht werden. Bereits ab 
dem 1. Januar wird es einen qua-
lifizierten Testbetrieb mit ausge-
wählten Planern geben, in dem 
das Verfahren nochmals unter 
Praxisbedingungen erprobt wird. 
Während der Testphase sind die 
Büros aufgefordert, die jeweili-
gen Anträge parallel zur digita-
len Antragstellung auch schrift-
lich bei der zuständigen Gemein-
de einzureichen. 

Ab dem 1. März können An-
tragsteller dann selbst entschei-

den, ob sie ihren Bauantrag in 
Papierform oder auf digitalem 
Weg einreichen möchten. Ana-
loge Anträge sind ab diesem 
Stichdatum dann ebenfalls di-
rekt an die Untere Baubehör-
de im Landratsamt München zu 
richten, die Antragstellung bei 
der Gemeinde entfällt. 

Landrat Christoph Göbel: „Ich 
freue mich, dass wir mit der Ein-
führung des digitalen Bauantrags 
im Landkreis München eine wei-
tere, spürbare Erleichterung für 
unsere Mitbürgerinnen und Mit-
bürger schaffen können. Wir 
sprechen hier immerhin von weit 
über 1.000 Anträgen jährlich in-
nerhalb der letzten fünf Jahre. 

Aber auch darüber hinaus ar-
beiten wir nach Kräften daran, 
unser Dienstleistungsangebot 
weiter zu digitalisieren. Nicht 
zuletzt unsere Auszeichnung als 
‚Digitales Amt‘, die wir vom Bay-
erischen Staatsministerium für 
Digitales erhalten haben, nimmt 
uns hier besonders in die Pflicht, 
den Anforderungen des Online-
zugangsgesetzes möglichst um-
fassend gerecht zu werden.“ 

Zahl der verfügbaren Online- 
Dienstleistungen  
wächst kontinuierlich 

Das Landratsamt München 
bietet derzeit zu über 130 ein-
zelnen Verwaltungsleistungen 
eine digitale Antragstellung 
an. Bislang wurden rund 180 
Dienstleistungen, teils wieder-
um mit mehreren unterschied-
lichen Einzelleistungen, erfasst, 
die Digitalisierungspotenzial auf- 
weisen. Rund 60 Prozent da-
von können im eigenen Zustän-
digkeitsbereich bearbeitet wer-

den, etwa 15 Prozent werden 
durch den Freistaat Bayern zen-
tral umgesetzt. Für weitere 11 
Prozent kann auf bestehende 
Marktlösungen zurückgegriffen 
werden, rund sieben Prozent 
werden nach dem EfA-Prinzip 
(Einer für Alle) realisiert. 

Eigener Webauftritt  
wird optimiert

Alle Dienstleistungen für Bür-
gerinnen und Bürger wie auch 
für Unternehmen werden zen-
tral über das BayernPortal des 
Freistaats (www.freistaat.bay-
ern) zur Verfügung gestellt. 
Aber auch den eigenen Web-
auftritt optimiert die Verwal-
tung kontinuierlich. Aktuell ar-
beitet die zuständige Organisati-
onseinheit beispielsweise an ei-
ner komfortableren Darstellung 
der Verwaltungsleistungen, die 
sich an konkreten Lebenslagen 
orientieren soll. Eine angepass-
te Suche sowie individuelle Fil-
termöglichkeiten sollen helfen, 
möglichst schnell die gewünsch-
te Dienstleistung zu finden. 
Künftig soll außerdem auf den 
ersten Blick zu erkennen sein, 
um welche Art der Antragstel-
lung es sich handelt (Online/For-
mular/ Information/Beratung). 

Hohe Akzeptanz  
in der Bevölkerung

Dass die Online-Angebote für 
Dienstleistungen auch in der Be-
völkerung angenommen wer-
den, zeigen die Antragszahlen. 
Waren es 2019 und 2020 noch 
knapp 3.800 Anträge und damit 
ein Anteil von rund drei Prozent 
an der Gesamtsumme der einge-

gangenen Anträge, gingen 2021 
mehr als 85.500 Anträge auf digi-
talem Weg im Landratsamt Mün-
chen ein. Der extreme Anstieg 
bei der Zahl der Online-Anträge 
lässt sich in erster Linie auf die 
CoronaPandemie zurückführen. 
So konnten beispielsweise Test-, 
Genesenen- oder Impfnachwei-
se digital eingereicht oder zeit-
weise benötigte Anträge zur 
Einreise nach Bayern im Zuge 
der Berufsausübung online ge-
stellt werden. 2021 wurden rund 
30.000 Test- oder Impfnach-
weise im Zusammenhang mit 
Corona online beim Landrats- 
amt eingereicht. Im selben Zeit-
raum gingen knapp 11.000 An-
fragen allein zur Einreise-The-
matik nach Bayern auf digita-
lem Weg ein. Mit Lockerung bzw. 
Rücknahme der Maßnahmen 
nahm dann auch die Anzahl der 
Online-Anträge in diesem Kon-
text wieder ab. 

Aber auch bei regulär ange-
botenen Dienstleistungen wird 
immer häufiger auf den digi-
talen Weg zurückgegriffen. So 
nutzten Bürgerinnen und Bür-
ger 2022 beispielsweise mehr 
als 3.600 Mal den Online-Antrag 
zur Einbürgerung. 2.500 Anträ-
ge zur MVV-Bezuschussung gin-
gen ebenso online ein wie et-
wa 2.000 Anträge auf Erteilung 
oder Verlängerung des Land-
kreisPasses. 

Die Entwicklung bzw. der Aus-
bau digitaler Angebote sowie die 
Optimierung bestehender Ange-
bote auch mit Blick auf interne 
Abläufe wird auch in den kom-
menden Jahren ein zentrales 
Thema sein, das das Landrats- 
amt München bereichsübergrei-
fend vorantreiben wird.�  r

Ausschnitt Starkregengefahrenkarte Kempten (außergewöhnlicher 
Starkregen). � Bild: Ingenieurbüro Reinhard Beck / Stadt Kempten

Genossenschaftliches 
Wohnen wird  

noch attraktiver
Das KfW-Förderprogramm für 
genossenschaftliches Wohnen 
erfreut sich großer Beliebtheit. 
Neue Zinskonditionen machen 
die Förderung nun noch lukrati-
ver – bis zu 35.000 Euro Erspar-
nis in zehn Jahren sind möglich.

Der Bund und die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) fördern 
mit Hilfe zinsgünstiger langfristi-
ger Kredite sowohl den Erwerb 
von Genossenschaftsanteilen als 
auch die Gründung eigener Woh-
nungsgenossenschaften. Die För-
derung richtet sich an Privatper-
sonen, die eine Genossenschafts-
wohnung selbst nutzen wollen. 
Die Zinsen der KfW-Kredite, die 
bisher 1,5 Prozent unter dem 
durchschnittlichen Marktniveau 
lagen, werden nun auf 2 Prozent 
unter Marktzins angehoben. Dar- 
über hinaus gibt es einen Til-
gungszuschuss in Höhe von 15 
Prozent der Kreditsumme. Insge-
samt sind Kreditförderungen bis 
zu einer Höhe von 100.000 Euro 
und damit Ersparnisse bis 35.000 
Euro gegenüber der Hausbank 
möglich.

In Deutschland gibt es rund 
2.000 Wohnungsgenossenschaf- 
ten, die etwa 2,2 Millionen Woh-
nungen bewirtschaften. Rund 
fünf Millionen Menschen leben 
in einer Genossenschaftswoh-
nung, etwa drei Millionen sind 
Mitglied in einer Wohnungsge-
nossenschaft.

Am 4.10.2022 startete das 
von Bund und KfW neu ange-
legte Förderprogramm zum Er-
werb von Genossenschaftsan-
teilen. Die Förderung erfolgt so-
wohl bei Neugründung als auch 
bei der Beteiligung an einer be-
stehenden Wohnungsgenossen-
schaft. Es handelt sich um eine 
Kreditförderung. Der Zinssatz 
für den Kredit wird während 
der ersten Zinsbindungsfrist aus 
Bundesmitteln verbilligt. Zusätz-
lich wird ein Teil der Darlehens-
schuld erlassen. Voraussetzung 
für die Förderung ist, dass die 
Genossenschaftsanteile für die 
Selbstnutzung der Wohnung er-
forderlich sind. � r

Trübe Aussichten
Bei der Wohnungswirtschaft Bayern rollt die Stornowelle

Die sozial orientierten bayerischen Wohnungsunternehmen zie-
hen die Notbremse. Im Wohnungsbau und bei energetischen Mo-
dernisierungen werden zahlreiche Projekte gestrichen. 

Betroffen sind 2.000 neue 
Wohnungen, darunter 1.000 So-
zialwohnungen und rund 1.500 
Modernisierungsmaßnahmen. 
Das ergab eine Umfrage des 
Verbands bayerischer Woh-
nungsunternehmen unter den 
495 Mitgliedern. Als Hauptgrün-
de für den Investitionsrückgang 
nennen die Wohnungsunter-
nehmen gestiegene Material- 
und Finanzierungskosten sowie 
die mangelnde Verlässlichkeit 
bei den Förderprogrammen.

Gegenüber den ursprüngli-
chen Plänen legen Wohnungs-
unternehmen für die Jahre 2023 
und 2024 rund 19Prozent aller 
geplanten Neubauprojekte und 
über 27 Prozent aller geplanten 
Modernisierungen auf Eis. Bei 
41 Prozent der befragten Woh-
nungsunternehmen wird das In-
vestitionsniveau im Jahr 2023 
sinken. Verbandsdirektor Hans 
Maier sieht die Ursache für die-
se Entwicklung in einer toxi- 
schen Gemengelage für die Woh- 
nungswirtschaft: „Die aktuel-
le Energiekrise reiht sich in ei-
ne lange Kette ein. Teure Bau-
kosten, steigende Zinsen und ei-
ne unzureichende Förderung für 
den Wohnungsbau führen zu ei-
nem starken Rückgang der In-
vestitionen.“ Gerade für die sozi-
al orientierten Verbandsmitglie-
der mit ihren niedrigen Mieten 
sei der Wohnungsbau derzeit 
wirtschaftlich nicht mehr mach-
bar. „Unsere Mitglieder werden 
jetzt erst einmal auf Sicht fahren 
und die weitere Entwicklung ab-
warten“, sagt Maier.

Besonders gravierend: Die 
derzeitige Entwicklung schädigt 
insbesondere die politischen Be-
mühungen zur Schaffung neuer 
geförderte Wohnungen und die 
Energiewende im Gebäudesek-
tor. „Der Rückgang im Neubau 
umfasst allein in Bayern über 
1.000 geförderte Wohnungen, 
die in den kommenden zwei Jah-
ren entstehen sollten. Bei den 
gestrichen 1.500 Sanierungs-
maßnahmen handelt es sich fast 
ausschließlich um Projekte der 
energetischen Sanierung zur Re-
duzierung des CO2-Ausstosses“, 
erklärt Maier.

Diese Entwicklung kommt 
damit aus Sicht des Verbands-
direktor zur Unzeit. Denn der 
Wohnungsmarkt ist in zahlrei-
chen bayerischen Städten äu-
ßerst angespannt. Hinzu kom-
me der Druck, Klimaschutzmaß-
nahmen im Wohnungsbestand 
durchzuführen.  � r

Kostensteigerungen  
belasten Bau

(BBIV) München. „Die Kos-
ten für Baumaterialien steigen 
seit Monaten rasant an. Die hö-
heren Baukosten können die 
Bauunternehmen aber meis-
tens nicht vollständig weiterge-
ben. Sie sind daher Inflationsge-
schädigte.“ Mit diesen Worten 
kommentiert Thomas Schmid, 
Hauptgeschäftsführer des Baye-
rischen Bauindustrieverbandes, 
die vom Statistischen Bundes-
amt veröffentlichten Novem-
berzahlen zu den Erzeugerprei-
sen für Baumaterialien. Seit Ja-
nuar 2021 ist beispielsweise der 
Erzeugerpreis für Bitumen aus 
Erdöl um knapp 53 Prozent ge-
stiegen, der Dieselpreis war 27 
Prozent höher als im Vorjahr, 
der Preis für Betonstahl knapp 
49 Prozent.

„Die Bauunternehmen stel-
len diese massiven Kostenstei-
gerungen vor große Heraus-
forderungen: Diese in bereits 
laufenden Projekten oder ab-
geschlossenen Verträgen wei-
terzugeben, ist oft nicht mög-
lich. Dann müssen sie diese Ver-
teuerung selbst schultern. Weil 
die Baukosten zudem volati-
ler und damit unvorhersehba-
rer geworden sind, ist auch die 
die Einpreisung in neue Angebo-
te schwierig und aufwändig ge-
worden.“ erläutert Schmid. � r

http://www.byak-ben.de
https://www.freistaat.bayern/dokumente/behoerde/93442507417/onlineverfahren
https://www.freistaat.bayern/dokumente/behoerde/93442507417/onlineverfahren
https://www.freistaat.bayern/dokumente/behoerde/93442507417/onlineverfahren
https://www.freistaat.bayern/dokumente/behoerde/93442507417/onlineverfahren
http://www.landkreis-muenchen.de
http://www.freistaat.bayern
http://www.freistaat.bayern
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Neue Difu-Studie:

Frischer Wind in die Innenstädte
Welche Handlungsoptionen haben Kommunen, um in den Stadt-
zentren Leerstand zu vermeiden, bezahlbares Wohnen zu ermög-
lichen und den Innenstadtbesuch langfristig attraktiv zu machen? 
Diesen und weiteren Fragen ging das Deutsche Institut für Urba-
nistik in einem interdisziplinären Forschungsprojekt nach. Die dar- 
aus entstandene Difu-Studie „Frischer Wind in die Innenstädte“ 
soll einen Beitrag zur künftigen Ausrichtung der Innenstädte lie-
fern und eine kritische Reflexion der bisherigen und zukünftigen 
Innenstadtpraxis anregen. 

Kommunen benötigen ein wi-
derspruchsfreies gemeinsames 
„Zielbild“ für ihre Innenstadt, das 
die langfristig gewünschte Ent-
wicklung definiert. Ein Beispiel 
könnte laut Studie die „Alltägli-
che Innenstadt“ sein. Damit die 
Innenstadt die Stadtgesellschaft 
verbindet, brauche es eine Viel-
falt an Angeboten und Anlässen 
„von Hochglanz bis ohne Glanz“, 
um das Verweilen für alle zur 
Normalität werden zu lassen.

Nutzungsvielfalt erweitern

Die vorhandene Nutzungs-
vielfalt sollte laut Difu-For-
schungsteam erweitert und bis-
her eventuell weiter entfernte 
Nutzungen in die Innenstadt in-
tegriert werden, beispielswei-
se Bildung, nichtkommerziel-
le Kultur- und Freizeitangebo-
te, Gesundheitsangebote, sozi-
ale Einrichtungen, Wohnen und 
Verwaltung. Zudem sollte Mul-
tifunktionalität ein selbstver-
ständlicher Bestandteil der Ge-
bäude- und Flächennutzung 
werden. So könnten Gebäu-
de morgens anderen Zwecken 
dienen als abends. Mischen sei 
möglich und notwendig, müs-
se aber gesteuert werden, um 
Konflikte zu vermeiden. 

Urbane Transformation

Oft noch zu wenig Relevanz 
bei der Innenstadtentwicklung 
wird aus Difu-Sicht den zentralen 
„Transformationsbausteinen“ 
Klimaanpassung, Klimaschutz, 
Mobilitätswende, sozialer Zu-
sammenhalt, Gemeinwohlorien-
tierung und Kreislaufwirtschaft 
zugestanden. Dabei könnten  
sie viele wirksame Impulse 
für die Resilienz und „frischen 

Wind“ in die Innenstädte tragen.
Die urbane Transformation 

biete viele Möglichkeiten, die In-
nenstadt im Kaleidoskop der Zu-
kunftsthemen zu positionieren: 
So könnten freiwerdende Flä-
chen neu oder anders genutzt 
werden. Versiegelte Straßen 
und Plätze, Dach- und Fassaden-
flächen aber auch Gebäude für 
Klimaschutz, Klimaanpassung 
sowie Energieerzeugung könn-
ten eine stärkere Rolle spielen. 
Aufenthalts- und Lebensquali-
tät seien durch eine mobilitäts-
gerechte Stadt – gut erreichbar, 
aber wenig fahrende oder par-
kende Autos – zu verbessern.

Unterschiedliche 
soziale Realitäten

Als Begegnungsort der Stadt-
gesellschaft zeige sich in der In-
nenstadt auch das Aufeinander-
treffen unterschiedlicher sozia- 
ler Realitäten, heißt es weiter. 
Durch vielfältige Angebote für 
das Miteinander könne die In-
nenstadt zum gesellschaftli-
chen Zusammenhalt beitragen 
und ihn fördern. Eine stärke-
re Ausrichtung der Innenstadt 
auf das Gemeinwohl sei außer-
dem notwendig, um unsoziale 
Logiken des Immobilienmark-
tes zu durchbrechen und Zu-
gänglichkeit, breite Nutzungs-
mischung und bezahlbare Flä-
chen für Kleingewerbe, Hand-
werk, Kunst, Kultur und Soziales 
zu ermöglichen.

Europäischer „Green Deal

Mit dem europäischen „Green 
Deal“ werde die Kreislaufwirt-
schaft zu einem Handlungsfeld 
für die kommunale Wirtschafts-
entwicklung, die auch die Innen-

städte betrifft. Angebote zum 
Reparieren und Wiederverwen-
den, nachhaltige Bauweisen und 
„Urban Mining“ sollten ins urba-
ne Repertoire gehören. Denkt 
man all diese Perspektiven wei-
ter, könnte die Innenstadt in ih-
rer zentralen Funktion auch ein 
„Schaufenster der zukunftsorien-
tierten Transformation“ werden.

Verwaltung steht oft in der 
Kritik, wenn es um schnelle Um-
setzung und klare Verantwort-
lichkeiten geht. Im Rahmen der 
Transformation der Innenstadt 
sind laut Untersuchung eine An-
sprechperson bzw. eine Präsenz 
vor Ort notwendig. Diese soll-
te aber nicht als Einzelkämp-
fer mit Allzuständigkeit (z.B. In-
nenstadtmanager) verstanden 
werden. Vielmehr müsse da-
hinter „eine ressortübergrei-
fende Arbeitsstruktur mit Ent-
scheidungskompetenz“ aufge-
baut werden. Es gelte, Verwal-
tungshierarchien aufzubrechen 
und die städtischen Zielkonflik-
te auszuhandeln.

Erweiterung der  
Förderprogramme

Mit Blick auf weitere Bundes- 
und Landesförderungen hält das 
Forschungsteam eine Erweite-
rung bestehender Förderpro-
gramme (z.B. Mobilität, Klima) 
um den Fokus Innenstadt für ziel-
führender als ein eigenes Trans-
formationsförderprogramm für 
die Innenstadt. Aus Nachhaltig-
keitsgesichtspunkten sollten ver-
stärkt Förderungsmöglichkeiten 
für Rückbau und Nachnutzung 
von Bestandsflächen zur Verfü-
gung gestellt werden.

Da die Handlungsspielräu-
me der Kommunen insbesonde-
re durch ein vielerorts geringes 
kommunales Flächenvermögen 
in der Innenstadt eingeschränkt 
sind, bedürfe es überdies ei-
ner Erweiterung der Handlungs-
möglichkeiten, wie etwa durch 
Maßnahmen der Innenstadt- 
entwicklung, Regelungen zum 
Gewerbemietrecht oder den 
Schutz für bestimmte Nutzun-

Bei dem Treffen im Rathaus am Maxplatz übergab eine Delegation der Bamberger Gastronomie 
eine Unterschriftenliste an Oberbürgermeister Andreas Starke (zw.v.r.) Unterschriften für mehr 
Platz vor der Gaststätte. � Foto: Pressestelle Stadt Bamberg/Lienhardt

Bamberger Gastronomen setzen sich für Erhalt  
größerer Freischankflächen in Innenstadt ein

Der Kleine Sitzungssaal im Bamberger Rathaus war bis auf den 
letzten Platz belegt: Eine starke Delegation aus der Bamberger 
Gastronomie traf sich zum persönlichen Gespräch mit Oberbür-
germeister Andreas Starke, Wirtschaftsreferent Dr. Stefan Gol-
ler und Ordnungsreferent Christian Hinterstein. Erklärtes Ziel der 
Gastronomen ist es, die erweiterten Freischankflächen aus den 
Corona-Jahren auch in Zukunft nutzen zu können.

„Das hat uns das Überleben 
gesichert“ oder „die Gäste wol-
len jetzt auch gar nicht mehr so 
eng sitzen wie vor der Pande-
mie“ sind Argumente, die von 
den Gastronomievertretern ge-
nannt wurden.

Während der vergangenen 
Corona-Jahre hatte es die Stadt 
Bamberg den Bamberger Knei-
pen-, Bar- und Cafébesitzern 
großzügig ermöglicht, die Frei-
schankflächen vor ihren Lokalen 

zu erweitern – ohne zusätzliche 
Gebühren. „Die Gastronomiebe-
triebe wurden von den Corona-
maßnahmen hart getroffen. Das 
ist uns bewusst und wir wollen 
unser Möglichstes tun, um die 
Gastronomen zu unterstützen“, 
so Bambergs Oberbürgermeis-
ter Andreas Starke.

Gerade in Hinblick auf die ak-
tuell hohen Energiepreise war-
tet bereits die nächste Heraus-
forderung. Die gewünschten er-

weiterten Außenflächen können 
in dieser schwierigen Lage hel-
fen, etwa am Katzenberg, in der 
Austraße, Sandstraße oder am 
Harmoniegarten. Ihr Anliegen 
unterstrich die Delegation mit 
einer Unterschriftenliste, die an 
den Oberbürgermeister überge-
ben wurde.

Oberbürgermeister Andreas 
Starke zeigte sich aufgeschlos-
sen und kündigte an, das The-
ma im Stadtrat zeitnah beraten 
zu lassen: Dies soll bereits in der 
ersten Vollsitzung nach der Win-
terpause, nämlich am 25. Janu-
ar 2023, geschehen. „Wir wollen 
Planungssicherheit schaffen“, so 
Starke bei dem Treffen in konst-
ruktiver Atmosphäre.� r

gen. Welche Rolle eine zeitge-
nössische Innenstadt tatsäch-
lich ausfüllen kann, muss aus Di-
fu-Sicht letztlich stadtindividuell 
entschieden werden.

„Die Innenstadt ist ein Gemein-

schaftswerk. Die jetzt notwendi-
ge Transformation kann sich für 
Kommunen als Chance erwei-
sen, die Stadtgesellschaft in die-
sen wichtigen Prozess einzubin-
den“, betont Difu-Wissenschaft-

lerin Sandra Wagner-Endres. Ei-
nige Städte zeigten dies bereits. 
Für „frischen Wind in der Innen-
stadt“ brauche es große Ideen 
und die Bereitschaft, mutige Ent-
scheidungen zu treffen. � DK

Mitteilung aus dem Bayerischen Landwirtschaftsministerium:

Durch Dorferneuerung  
zu besserer Grundversorgung

5,2 Millionen Euro für Investitionen von Kleinstunternehmen

Dorfläden, Bäcker und Metzger, Dorfwirtshäuser und Handwerks-
betriebe – sie alle sichern die Grundversorgung im ländlichen 
Raum und machen ihn lebens- und liebenswert. Nach Mitteilung 
des für die Ländliche Entwicklung zuständigen Bayerischen Agrar-
ministeriums in München wurden im zu Ende gehenden Jahr In-
vestitionen von mehr als 110 solcher kleinen Unternehmen mit 
insgesamt 5,2 Millionen Euro gefördert. Die im Rahmen der Dorf- 
erneuerung umgesetzten Gesamtinvestitionen betragen für Pro-
jekte dieser Kleinstunternehmen rund 26,6 Millionen Euro. 

In Zeiten von Corona habe 
sich die Bedeutung einer stabi-
len Grundversorgung mit regi-
onalen Produkten gezeigt, ge-

rade in den ländlichen Gebie-
ten. Deshalb werden solche Un-
ternehmen laut Ministerium in 
der Dorferneuerung gezielt ge-

fördert. Seit Start dieser Förde-
rung im Jahr 2017 hat der Frei-
staat insgesamt rund 420 Pro-
jekte mit über 25 Millionen Euro 
unterstützt, darunter 73 Dor-
fläden, 102 Gasthöfe, 61 Bäcker 
und 122 Metzger. Die Unterneh-
men haben zusammengenom-
men mehr als 85 Millionen Euro 
in ihre Betriebe investiert. Das 
stärkt auch die Wertschöpfung 
in den Regionen.

Förderung bis 45 Prozent

Als Kleinstunternehmen gel-
ten Betriebe mit weniger als 
zehn Mitarbeitern und einem 
Jahresumsatz unter zwei Mil-
lionen Euro. Diese können mit 
bis zu 45 Prozent der Kosten 
und maximal 200.000 Euro ge-
fördert werden. Die Fördermit-
tel stammen aus der Bund-Län-
der-Gemeinschaftsaufgabe Ag-
rarstruktur und Küstenschutz 
(GAK). 

Beratung für Kommunen, 
Bürger und Unternehmen

Der Freistaat steht den Kom-
munen, Bürgern sowie Unter-
nehmerinnen und Unterneh-
mern auch beratend zur Seite: 
Die landesweit sieben Ämter für 
Ländliche Entwicklung betreu-
en derzeit Dorferneuerungen in 
rund 2.200 Ortschaften. � r

Das Café Handvollgrün in Missen im Allgäu von Franziska Rust (r.) 
und ihrem Mann Nikolas.  � Bild: Franziska Rust

https://www.baywa.de/de/i/entdecken/kommunal-gewerbetechnik/uebersicht-kommunal-gewerbetechnik/
https://www.baywa.de/de/i/entdecken/kommunal-gewerbetechnik/uebersicht-kommunal-gewerbetechnik/
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie vie-
le Einwohner vertreten Sie?

Der Markt Bruck i.d.OPf. mit 
seinen rund 4.500 Einwohnern 
liegt im Landkreis Schwandorf 
in der Urlaubsregion „Oberpfäl-
zer Seenland“ und im Naturpark 
„Oberer Bayerischer Wald“.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Ich bin seit Mai 2020 haupt- 
amtliche Bürgermeisterin.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Vor meiner Wahl zur Bürger- 

die hohe Inflationsrate, die 
Energiekrise und der starke 
Anstieg der Gas-, Strom- und 
Kraftstoffpreise. 
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Ganztagsbetreuung für 
Grundschulkinder, ökologi-
scher Ausbau des Sulzbachs 
mit Hochwasserrückhalt in der 
Fläche, Dorferneuerung mit 
Bau eines Dorfgemeinschafts-
hauses, Ausbau der Erneuer-
baren Energien, Innenentwick-
lung mit dem primären Ziel  
einer Beseitigung bestehen-
der und Vermeidung künftiger 

Heike Faltermeier
Erste Bürgermeisterin  

des Marktes Bruck i.d.OPf.

meisterin war ich im elterlichen Betrieb als 
Kaufmännische Angestellte im Qualitätsma-
nagement tätig.

Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Das politische Geschehen habe ich schon seit 
meiner Jugend mit wachsendem Interesse ver-
folgt. Nach fast 30 Jahren Mitgliedschaft in der 
Frauenunion, wollte ich nicht länger nur im Hin-
tergrund politisch tätig sein. Stattdessen woll-
te ich die örtlichen Probleme und Herausforde-
rungen anpacken, zukunftsorientiert mitgestal-
ten und meine Heimatkommune aktiv voran-
bringen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Durch meine langjährige Tätigkeit als 
CSU-Ortsvorsitzende und Mitglied des Markt-
gemeinderates habe ich Einblick in die kommu-
nalpolitischen Abläufe und Entscheidungspro-
zesse erhalten.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Meine größte Herausforderung beim Amts-
antritt waren die Coronakrise und die weitrei-
chenden Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie, die lange Zeit vieles blockierten und 
hemmten. Herausfordernde Themen waren au-
ßerdem die Digitalisierung, insbesondere der 
örtlichen Grund- und Mittelschule, die Auswei-
sung und Erschließung von Bauland sowie die 
dringend notwendige Ertüchtigung der örtli-
chen Wasserversorgungseinrichtung.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Im Fokus stehen aktuell die Erneuerung des 
Wasserleitungsnetzes und der Hochbehälter, 
der Breitband-Glasfaserausbau (FTTB/FTTH), 
der Neubau eines weiteren Kinderhauses, der 
Bau einer neuen Schulsporthalle, der Ausbau 
der Radweginfrastruktur sowie die Erneuerung 
mehrerer Orts- und Gemeindeverbindungsstra-
ßen. Weitere beherrschende Themen sind der 
Russland-Ukraine-Krieg, die Kriegsflüchtlinge, 

Leerstände sowie Ausweisung eines neuen In-
dustrie- und Gewerbegebietes.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Nicht unterkriegen lassen und mutig den ei-
genen Weg gehen. Dies gilt nicht nur, aber ins-
besondere für meine Kolleginnen. Trotz Eman-
zipation und Gleichberechtigung werden  
Frauen gerade in beruflicher Hinsicht oftmals 
völlig zu Unrecht unterschätzt.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Meiner Meinung nach ist es sehr wichtig, al-
le Beteiligten möglichst frühzeitig und umfas-
send in die Entscheidungsfindung einzubinden 
und ihnen zuzuhören (z.B. durch Arbeitskreise, 
Bürgerversammlungen, Informationsveranstal-
tungen etc.). Die Betroffenen dürfen sich nicht 
übergangen fühlen. Information, Transparenz 
sowie die Möglichkeit der Mitsprache und Mit-
gestaltung erhöhen die Akzeptanz von Ent-
scheidungen.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Bedeutung der Digitalisierung wird wei-
ter zunehmen. Dem wachsenden Einfluss der 
Digitalisierung kann sich auch die Kommunal-
politik nicht entziehen. Aktuelle und ganz kon-
krete Beispiele hierfür sind die Entfristung der 
gesetzlichen Ermächtigungen für Hybridsitzun-
gen kommunaler Gremien sowie der weitere 
Ausbau des E-Governments.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Wer den Hafen nicht kennt, in den er segeln 
will, für den ist kein Wind der richtige (Seneca).

Nur wenn du dein Ziel kennst, findest du den 
Weg.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Ich war sehr stolz, die erste Frau überhaupt 
zu sein, die in Bruck i.d.OPf. als Bürgermeisterin 
in das Rathaus einziehen durfte. Gleichzeitig ist 
und bleibt dies für mich Ansporn und Verpflich-
tung unsere lebens- und liebenswerte Heimat-
kommune mit den richtigen Weichenstellungen 
weiter voranzubringen und zukunftsorientiert 
zu gestalten. In diesem Zusammenhang würde 
es mich freuen, als bürgernah, menschlich, fair 
und gerecht in Erinnerung zu bleiben.� r
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Jahrespressekonferenz des Landkreises Erding:

Gut aufgestellt
„Im Landkreis Erding ist es uns gelungen, besonders im sozialen Be-
reich neue Strukturen aufzubauen und bestehende Einrichtun-
gen zu erweitern“, hob Landrat Martin Bayerstorfer im Rahmen 
der Kreis-Jahrespressekonferenz hervor. Er stellte Maßnahmen 
und Aktionen vor, die im vergangenen Jahr in die Wege geleitet 
bzw. durchgeführt wurden.

Bestens entwickelt hat sich 
laut Lautkreischef der im Jahr 
2021 etablierte Pflegestütz-
punkt. Mittlerweile biete er zu-
sätzlich zum Angebot im Land-
ratsamt in sechs Landkreiskom-
munen kostenlos Beratungs- und 
Unterstützungsleistungen rund 
um das Thema Pflege an. „Unser 
bayernweit einzigartiges Pionier-
projekt des Pflegekrisendienstes, 
der sich temporär um zu Pflegen-
de kümmert, wenn kein anderer 
Pflegedienst oder ehrenamtliche 
Helfer die Tätigkeit übernehmen 
können, wurde vom Staatsminis-
terium für Gesundheit und Pfle-
ge mit dem 1. Preis beim Wettbe-
werb ‚Innovative Wege zur Pfle-
ge – Preis für zukunftsweisende 
Wohn- und Pflegeprojekte‘ prä-
miert“, führte Bayerstorfer aus. 

Gestiegene Flüchtlingszahlen

Weiterhin widme sich der Land-
kreis Erding mit großem Einsatz 
der Unterbringung und Versor-

gung geflüchteter Menschen. 
„Seit Beginn des auf das Schärfs-
te zu verurteilenden russischen 
Angriffskrieges gegen die Ukrai-
ne kommen noch deutlich mehr 
schutzsuchende Menschen zu uns 
und hoffen auf unsere Unterstüt-
zung. Aktuell haben rund 2.400 
Geflüchtete Schutz und Zuflucht 
in den Städten, Märkten und Ge-
meinden unseres Landkreises ge-
funden – so viele wie nie zuvor“, 
unterstrich der Landrat. 

Zudem werde weiter daran ge-
arbeitet, die Bildungslandschaft 
für kommende Generationen 
auszubauen und zu verbessern. 
Umfangreiche Um- und Ausbau-
maßnahmen an den Schulen des 
Landkreises, wie etwa die Grund-
steinlegung für den Erweite-
rungsbau des Anne-Frank-Gym-
nasiums oder auch der Start der 
Berufsfachschule für Kinderpfle-
ge an der Dr. Herbert Weinber-
ger-Berufsschule, schafften neue 
Perspektiven für Kinder und Ju-
gendliche.

V.l.: Wolfgang Köber (M&V Schmidt Stiftung und DWS), Doris Cristina Banciu, Oana Fulea, Landrat Stefan Rößle, 
Daniela Cimpean, Vorsitzende des Kreises Hermannstadt, Dr. Siegfried Hammerl, Magarete Hammerl und 
Klemens Heininger, Geschäftsführer des Wirtschaftsförderverbandes DONAURIES e.V..� Bild: Wolfgang Köber (DWS)

Wirtschaftsförderverband Donauries zu Gast  
beim Deutschen Wirtschaftsclub Siebenbürgen 

Präsentation der Region Donauries und Diskussion einer möglichen Zusammenarbeit
Eine interessante Geschichte, historische Städte, eine starke Wirt-
schaft und der Blick über den Tellerrand: Sehr schnell sind erste Ge-
meinsamkeiten zwischen dem Donauries und Siebenbürgen aus-
gemacht. Um die Gemeinsamkeiten zu vertiefen und sich besser 
kennenzulernen war eine Delegation aus dem Landkreis Donau-Ries 
beim Mitgliedertreffen des Deutschen Wirtschaftsclubs Siebenbür-
gen (DWS) eingeladen. Der Vorsitzende des Deutschen Wirtschafts- 
club Siebenbürgen, Wolfgang Köber, begrüßte die Delegation, die 
aus Landrat Stefan Rößle, Dr. Siegfried Hammerl, Magarete Ham-
merl und Wirtschaftsreferent Klemens Heininger bestand und de-
nen die Gelegenheit geboten wurde, die Region vorzustellen. 

Die Präsentation mündete in 
eine angeregte Diskussion, die 
die europäische Energiepolitik, 
Standortfragen und die Pros- 
perität der Regionen behandel-
te. Auch der Krieg in der Ukraine 
wurde angesprochen, der auch 
Ausgangspunkt der Delegations-
reise war. Der Besuch der ukrai-
nischen Schule in Hermannstadt, 
die auf Initiative von Landrat Ste-
fan Rößle und der Michael und 
Veronica Schmidt Stiftung von 
der Firma PAS Dr. Hammerl finan-
ziert wurde, war Grund des Besu-
ches der Donau-Rieser.

Vielfältige Möglichkeiten

Sowohl die Donau-Rieser, als 
auch die Vertreter des Wirt-
schaftsclubs begrüßten es, die 
Diskussion fortzusetzen. „Ob eu-
ropäische Synergien, Zusammen-
arbeit bei Schulen, unternehme-

rische Netzwerke, die Möglichkei-
ten für eine Zusammenarbeit sind 
vielfältig und wir freuen uns dar-
auf, sie zu konkretisieren,“ schloss 
Wolfgang Köber den Abend. „Ru-
mänien und gerade Siebenbür-
gen, bieten sich aufgrund der Nä-
he und der deutschen Sprache 
besonders für Unternehmen aus 
Deutschland an,“ so Landrat Ste-
fan Rößle, der das Thema nun 
auch im Wirtschaftsförderver-
band Donau-Ries spielen möchte. 

Die Delegation wurde auch 
von der Vorsitzenden des Kreises 
Hermannstadt, Daniela Cimpean, 
empfangen. In einem Gespräch 
wurden die Möglichkeiten einer 
Zusammenarbeit in wirtschaft-
lichen Belangen, aber auch in 
weiteren Bereichen wie Bildung, 
Tourismus und Gesundheit disku-
tiert. Auch hier freut man sich auf 
eine weitere Zusammenarbeit.

Neben der Präsentation des 

Landkreises im DWS, des Ge-
sprächs mit der Kreisvorsitzen-
den und dem der Schulbesichti-
gung, besuchte die Delegation 
Schäßburg, die rumänische Schu-
le und das damit zusammenhän-
gende After-School-Projekt der 
Michael und Veronica Schmidt 
Stiftung in Deutsch-Kreuz, die 
deutsche Charlotte- Dietrich- 
Schule, den deutschsprachigen 
Lehrgang für Grundschulpädago-
gik an der Universität Hermann-
stadt und das Gewerbegebiet in 
Hermannstadt.

Mehr Informationen zu Ver-
anstaltungen und Projekten 
des Wirtschaftsförderverban-
des Donauries sowie zur Mar-
kenpartnerschaft sind unter 
www.wirtschaft-donauries.bay-
ern zu finden. Informationen 
zum Deutschen Wirtschaftsclub 
Siebenbürgern können unter  
https://www.dwsb.ro/ abgerufen 
werden. � r

Am Klinikum Landkreis Erding 
wurden überdies nach rund ei-
nem halben Jahr Bauzeit die neu-
en chirurgischen Ambulanzen in 
Betrieb genommen. Die Verzah-
nung von ambulant-stationärer 
Versorgung wird weiter vorange-
trieben. Wie Bayerstorfer beton-
te, wurde das Klinikum mit sei-
nem Konzept zur Demenzbetreu-
ung mit dem Klinik- Kompetenz- 
Bayern (KKB)- Innovationspreis 
ausgezeichnet.

ÖPNV

Ein durchwachsenes Jahr 2022 
hatte der ÖPNV zu verzeichnen. 
Bedingt durch die Corona-Pan-
demie und den Ukraine-Krieg sei-
en die Fahrgastzahlen teils im-
mer noch stark schwankend. Der 
Landkreis Erding als zuständiger 
Aufgabenträger für den MVV-Re-
gionalbusverkehr habe sein An-
gebot im MVV-Regionalbusver-
kehr zum Fahrplanwechsel Ende 
des Jahres weiter angepasst. 

Bewährt haben sich die in den 
vergangenen Jahren vom Land-
kreis eingerichteten Corona-Ver-
stärkerbusse, da sie die Kapazität 
im MVV-Regionalbusverkehr er-
höhen konnten. Daher habe man 
sich entschieden, diese Verstär-
kerbusse in den Regelverkehr auf-
zunehmen, teilte der Landrat mit. 

Aktuell befinde sich der Land-
kreis Erding auf den letzten Me-

tern des Zertifizierungsprozes-
ses „Fair Trade Landkreis“. Die 
Fair Trade Standards sollen Un-
gerechtigkeiten des konventi-
onellen Handels sowie instabi-
le Märkte ausgleichen und eine 
nachhaltige Entwicklung von Pro-
duzenten fördern. Um das Netz-
werk des fairen Handels zu ver-
größern, dürfen sich Geschäfte, 
Gastronomiebetriebe, Kirchen, 
Schulen und Vereine melden, die 
Produkte aus dem fairen Handel 
verwenden. 

Sozialpreis des Landkreises

Auf Bayerstorfers Anregung hat 
der Erdinger Kreistag mit großer 
Mehrheit die Einführung eines So-
zialpreises für den Landkreis be-
schlossen. Gewürdigt werden sol-
len dabei „soziales Engagement 
und hervorragende Verdiens-
te um das soziale Leben im Land-
kreis“ in den Bereichen Altenhilfe, 
Behindertenarbeit, Hospizarbeit, 

Kooperative Direktvermarktung: 

Verkaufscontainer „Kleeberger Kistl“  
in Ruhstorf a. d. Rott eröffnet

Im Rahmen eines Forschungs- und Innovationsprojektes hat 
der Arbeitsbereich Diversifizierung der Bayerischen Landesan-
stalt für Landwirtschaft (LfL) im niederbayerischen Ruhstorf a. 
d. Rott eine kooperative Direktvermarktung über Automaten 
und Vertrauenskasse aufgebaut, das „Kleeberger Kistl“. Insge-
samt 15 Direktvermarkterinnen und Direktvermarkter aus dem 
Rott- und Inntal machen bei dem Kooperationsprojekt mit und 
liefern Waren vom Hof direkt zum Verkaufscontainer. Verbrau-
cherinnen und Verbraucher können im „Kleeberger Kistl“ vie-
le Lebensmittel direkt von Erzeugern aus der Region einkaufen 
– und das rund um die Uhr und auf Wunsch auch bargeldlos.

Flexible und kontaktlose Einkaufsmöglichkeiten wie die Auto-
matenvermarktung werden immer beliebter. Laut einer LfL-Er-
hebung aus dem November 2022 gibt es in Bayern bereits 357 
Direktvermarkterinnen und Direktvermarkter mit insgesamt 
512 Verkaufsautomaten, die ihre hofeigenen Produkte rund 
um die Uhr flexibel vermarkten. Auch für diese Form der Di-
rektvermarktung ist ein kooperativer Vermarktungsansatz sinn-
voll. So können sich Landwirte zusammenschließen, um für Ver-
braucher ein noch attraktiveres Produktportfolio zu schaffen:  
https://www.lfl.bayern.de/kooperative-direktvermarktung � r

Betreuung von Kranken/Men-
schen mit Behinderung, Hilfe für 
sozial und wirtschaftlich Schwa-
che und Benachteiligte (inklusive 
Geflüchtete und Asylsuchende) 
sowie in der Jugendarbeit.

Das Vorschlagsrecht haben al-
le Bürger sowie Gemeinden, Kir-
chen, Organisationen und Ver-
bände. Die Preisträger (maximal 
zwei) müssen aus dem Landkreis 
stammen oder vor Ort wirken. 
Dotiert ist die Auszeichnung mit 
insgesamt 4.000 Euro. Bayerstor-
fer zufolge „gebührt Menschen, 
die sich ums Allgemeinwohl ver-
dient machen und Arbeit am und 
für den bedürftigen Menschen 
erbringen, gerade in Zeiten ab-
nehmenden sozialen Engage-
ments und zunehmender Ich-Be-
zogenheit Dank, Wertschätzung 
und Anerkennung. Der Sozial-
preis soll diejenigen ehren, die 
Vorbildcharaktere sind, aber sel-
ten im gebührenden Rampen-
licht stehen.“ � DK

mailto:info%40gemeindezeitung.de?subject=
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Zunächst die Preisfrage der 
heutigen Ausgabe: Ist dieser 
Text von einem lebendigen, 
denkenden Wesen verfasst 
oder von einem ChatBot?

Das mag jetzt ein etwas ab-
gefahrener Texteinstieg sein, 
aber wenn man in den letzten 
Tagen und Wochen die Diskus-
sionen rund um ChatGPT ver-
folgte, dem derzeit wohl aus-
gefuchstesten textbasierten, auf maschinellem 
Lernen beruhenden Dialogsystem mit Benut-
zerschnittstelle, konnte man ja geradezu Wun-
derdinge über dessen Fähigkeiten zur Textpro-
duktion lesen und hören. Jedenfalls die Kolum-
ne eines alten schwarzen Katers, der schon 
eine Menge textlicher Spuren im Internet ver-
breitet hat, müsste er locker hinkriegen. Und 
das, obwohl derzeit nur ein kostenloser Pro-
totyp im Umlauf ist, der uns in Erstaunen ver-
setzen und wohl auch für einen eventuell kom-

merziellen Nachfolger anfixen soll.
Soweit ich das verstanden habe, kann man 

dem ChatBot eine Aufgabe stellen (z.B. schrei-
be ein Referat über den staatlichen Aufbau der 
Bundesrepublik) und schon sucht sich das Pro-
gramm blitzschnell aus Milliarden von Einzel-
informationen im Netz solche heraus, die zum 
Thema passen und fügt sie dann in einer Sinn-
logik aneinander, die dem gedanklichen Auf-
bau eines Referats entspricht. Solche Texte ge-
lingen ihm anscheinend umso besser, je weni-
ger originell das ihm gestellte Thema ist und 
je mehr ähnliche Texte es im Internet zu fin-
den gibt. Dabei erscheint es, als lerne das Pro-
gramm fortwährend, weil leichte Nuancen in 
der Fragestellung bewirken, dass ein mögli-
cherweise komplett anderer Text ausgewor-
fen wird.

Das ruft jetzt natürlich einige auf den Plan, 
die alte Geschäftsmodelle koppheister gehen 
sehen. Allen voran Lehrkräfte und Professoren, 
die sich in verschiedenen Tonlagen ausmalen, 
was eine ChatBot-Nutzung mit gewachsenen 
Prüfungsformen wie Hausarbeiten, Referaten 
oder Seminararbeiten machen könnte. Jour-
nalisten spekulieren eifrig, welche Art von Ar-

tikeln oder Berichterstattung 
künftig selbstständig vom Kol-
legen Computer erstellt wer-
den und für was es noch der 
rasenden Reporter bedürfe.

Auch auf die Arbeit im Rat-
haus könnte das Phänomen 
ChatGPT oder anderer Chat-
Bots, die derzeit in den Hirnen 
von Entwicklern aller großer 
Internetfirmen entstehen (in 

Amerika wohlgemerkt, natürlich nicht in Euro-
pa, denn bei uns hätten wir eher eine Regle-
mentierungs- als eine Entwicklungsidee), Aus-
wirkungen haben. So könnte ich mir gut vor-
stellen, dass so mancher und so manche in der 
Verwaltung, die heute bei der Anforderung für 
ein Grußwort zum Firmenjubiläum, zur Sie-
gerehrung oder zur Kindergarteneinweihung 
mühsam Daten, Fakten und Anekdoten zusam-
mentragen und nach einem würzenden Zitat 
suchen, in Zukunft einfach eine Fünfminutenre-
de bei ChatGPT bestellen. 

Oder der Glückwunschbrief zum 95. Geburts-
tag von Amrei Gsottenbauer – wohlgesetzte 
Worte aus dem Netz statt ewig gleicher Flos-
keln. Vielleicht schaut ein Brief zum gleichen 
Anlass an Notburga Freifrau von Immer-Glei-
chern ganz anders aus als der fürs Amrei? Fas-
zinierend.

Natürlich ist die Entwicklung auch nicht oh-
ne. Im Grunde begeht der ChatBot millionenfa-
che Urheberrechtsverletzungen, wenn er sich 
einfach aus den im Internet bereits vorhande-
nen Texten bedient. Im Bereich der Erstellung 
von Bildern durch künstliche Intelligenz, die 
sich die Vorstellung von Gegenständen durch 
das Durchsuchen von Bilddateien erworben 
hat, wird dies ja auch schon geltend gemacht. 
Zudem wird die Produktion von Texten aller Art 
ja wohl auch immer uniformer und gleichför-
miger, wenn ab einem gewissen Punkt zu ge-
wissen Themen nur noch die ChatBots vernei-
nender abschreiben, ohne dass ein weiterer 
origineller Gedanke von einem belebten den-
kenden Wesen dazu kommt.

Denn schon der erste Bundespräsident Theo-
dor Heuss stellte hellsichtig fest: „Eines Tages 
werden Maschinen vielleicht nicht nur rech-
nen, sondern auch denken. Mit Sicherheit wer-
den sie aber niemals Phantasie haben“.

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Selbst denken  
oder sich auf ChatBots 

verlassen?

Informierten über den Fortschritt bei den Hilfsprojekten für die Initiative „1000 Schulen für die Welt“ (v.l.): 
Gerhard Meißner (Vorsitzender des Zoe-Unterstützerkreis Türkenfeld), Abbé Stephane (Direktor Caritas in 
der Diözese Bokungu-Ikela, Demokratische Republik Kongo), Landrat Thomas Karmasin, Bischof Toussaint 
Iluku Bolumbu (Diözese Bokungu-Ikela), Margret Kopp (Vorsitzende Aktion PiT Togohilfe e.V.), Peter Kiefer 
und Rainer Widmann (beide Afrika-Team Kolpingsfamilie Olching e.V.). � Bild: Landratsamt Fürstenfeldbruck

Landkreis Fürstenfeldbruck:

„1000 Schulen für unsere Welt“
Bischof aus Kongo berichtet über Projekte der Landkreis-Initiative 

Landrat Thomas Karmasin informierte über den Stand der Projek-
te des Landkreises Fürstenfeldbruck im Rahmen der Initiative „1000 
Schulen für unsere Welt“. Der kongolesische Bischof Toussaint Iluku 
Bolumbu der Diözese Bokungu-Ikela berichtete dabei über eines die-
ser Projekte im Kongo und über die dortige Schulbildung.

Bei seinem Besuch in Europa 
wurde der Bischof der Diöze-
se Bokungu-Ikela in der Demo-
kratischen Republik Kongo auch 
von Landrat Thomas Karmasin 
im Landkreis Fürstenfeldbruck 
willkommen geheißen. Eben-
falls anwesend waren sein Assis-
tent Priester Abbé Stephan, Pe-
ter Kiefer und Rainer Widmann 
aus dem Afrika-Team der Kol-
pingsfamilie Olching sowie Mar-
gret Kopp von der Aktion PiT - To-
gohilfe e.V. und Gerhard Meißner 
vom Zoe-Unterstützerkreis Tür-
kenfeld.

Bestmögliche Chancen  
für die Zukunft

Bischof Toussaint Iluko Bolum-
bu berichtete von einer Herzens-
angelegenheit, die er als vorran-
gige Aufgabe in seinem Diözesan-
gebiet, das beinahe so groß ist 
wie die Schweiz, verfolgt: die Ver-
besserung der Schulbildung von 
Mädchen und Jungen in den sehr 
abgelegenen und schwer zugäng-
lichen Pfarreien im Regenwald, 
mit dem Ziel, ihnen die bestmög-
lichen Chancen für die Zukunft zu 
ermöglichen. 

Zur Verbesserung der Schulbil-
dung in abgelegenen Regionen 
Afrikas will auch der Landkreis 
Fürstenfeldbruck im Rahmen der 
Initiative „1000 Schulen für un-
sere Welt“, die von den kommu-
nalen Spitzenverbänden initiiert 
wurde, beitragen. Landrat Tho-
mas Karmasin zeigte auf, dass von 
den seit 2019 von ihm und dem 
Landkreis angestrebten zehn 
Schulbauprojekten bisher bereits 
sechs in Togo erfolgreich abge-
schlossen werden konnten. Dar-
unter ist die sogenannte „Schwal-
benschule“ in Koutandiégou, 
die laut Margret Kopp als attrak-
tivstes Schulgebäude der Regi-
on zählt und deswegen als Prü-
fungszentrum bei den jährlichen 
Grundschulabschlussprüfungen 
genutzt wird.

Bei einer weiteren Schule in 
Kagoma (Uganda) konnte der 
Schulbetrieb nach vielen Schwie-
rigkeiten durch Corona- und Ebo-
la-Ausbrüche nach Berichten von 
Gerhard Meißner vom Zoe-Un-
terstützerkreis Türkenfeld bereits 
wieder aufgenommen werden. In 
der Corona-Zwangspause waren 
bestehende Gebäude renoviert 
worden, jetzt soll der Schlafsaal 
für die Internatskinder der 
Zoe-Mittelschule in Angriff ge-
nommen werden. In Bomongo in 
Kongo, einem Stadtteil von Ikela 
in der Diözese Bokungu-Ikela, 
konnte durch die Unterstützung 
der Kolpingsfamilie Olching ein 
Gebäude für vier Klassen offiziell 
fertiggestellt werden, ein weite-
rer Bau mit Platz für die verblie-
benen vier Klassen steht kurz vor 
der Fertigstellung. 

Bischof Toussaint Iluko Bolumbu 
schilderte anschaubar, wie der 
Schulalltag in Bomongo aussieht: 

In einem Klassenzimmer, das 

ursprünglich für 40 bis 50 Grund-
schulkinder gebaut wurde, sitzen 
bis zu 160 Jungen und Mädchen 
dicht an dicht und verfolgen den 
Unterricht einer Lehrkraft, die an-
statt auf eine Tafel an die Wand 
schreibt. Die meisten Schulkinder 
sitzen dabei auf dem blanken Bo-
den, Bücher oder Schulhefte sind 
eine Seltenheit und einzelne Stif-
te werden von Kind zu Kind wei-
tergereicht. 

Bis zu drei Stunden Schulweg

Der Bischof berichtete auch, 
dass der Bedarf an Schulen für 
die oft kinderreichen und meist 
armen Familien noch viel höher 
wäre, als die zehn vom Landkreis 
geplanten Schulen, da vor ein 
paar Jahren die Schulgebühr ab-
geschafft und der Zulauf an Kin-
dern seitdem extrem gestiegen 
sei. Außerdem würden Schul-
bauten in abgelegeneren Regio-
nen des dichten Regenwaldes im 
Kongo-Becken auch helfen, den 

Schulweg von teilweise bis zu 
drei Stunden zu Fuß deutlich zu 
verkürzen. Er bedankte sich aus-
drücklich für die Unterstützung, 
die seine Diözese aus dem Land-
kreis bereits erhält.

Auch der Kolpingsfamilie 
Olching ist dieser Bedarf be-
kannt, nach Abschluss der Bau-
arbeiten am Schulbau in Bomon-
go soll eine weitere Schule in Git-
hunguri (Kenia) errichtet werden. 
Margret Kopp plant ebenfalls 
neue Projekte, darunter einen 
Vorschul-Kindergarten für vier 
Gruppen in Illico (Togo). Auch in 
Uganda wiederum warteten laut 
Gerhard Meißner (Zoe-Unter-
stützerkreis) in einer weiteren 
Pfarrei bereits drei neue Grund-
schulprojekte darauf, in Angriff 
genommen zu werden. 

Wichtig sei, so betonten al-
le Projektpartner, dass bei den 
Schulbauprojekten ausreichend 
Unterstützung und Motivation 
bei der Bevölkerung herrsche 
und ein zuverlässiger Partner vor 
Ort sei. Außerdem müsste die Fi-
nanzierung von Lehrgehälter und 
laufenden Kosten für den Schul-
betrieb schon vorab durch die je-
weilige (Provinz-)Regierung zuge-
sagt werden. � r

CSU Kreisverband Neustadt/Aisch – Bad Windsheim:

„Wasser ist  
das Lebensmittel Nr. 1“

FWF trifft vielfältige Vorsorge zur Versorgungssicherheit
Marktbergel (pmw). „Wasser muss wertvoller und werthaltiger wer-
den“, so der Tenor bei einer Tagung der CSU mit Dr.-Ing. Hermann 
Löhner, dem Geschäfts- und Werkleiter der Fernwasserversorgung 
Franken (FWF) mit Sitz in Uffenheim. Die CSU-Kreisvorstandschaft 
mit Bürgermeistern und Ortsvorsitzenden war sich mit dem FWF-
Chef einig: „Wasser ist als Lebensmittel Nr. 1 ein kostbares Gut, mit 
welchem sorgsam umgegangen werden muss“.

Gemeinsam mit der Kommu-
nalpolitischen Vereinigung tag-
te die CSU-Kreiskonferenz in 
Marktbergel unter Leitung des 
CSU-Kreisvorsitzenden Dr. Chris-
tian von Dobschütz. Nach einem 
kurzen Abriss zur Historie der 
FWF erläuterte Löhner auch de-
ren Aufgaben als rein kommuna-
ler Zweckverband, der weite Tei-
le Mittel- und Unterfrankens mit 
Trinkwasser versorge. Die Ent-
scheidungshoheit der FWF läge 
zu 100 Prozent in kommunaler 
Hand, beim Landkreis Neustadt 
a.d. Aisch – Bad Windsheim, fünf 
weiteren Landkreisen und der 
Großen Kreisstadt Rothenburg.

Versorgungssicherheit  
durch Zusammenarbeit

Es wurde deutlich, dass die 
FWF sehr flexibel reagieren und 
vielfältige Vorsorge treffen müs-
se, zum Beispiel Starkregenereig-
nissen ebenso im Blick hat, wie 
langanhaltende Trockenheit. „Die 
Sicherstellung der Versorgung ist 
zudem durch überregionale Zu-
sammenarbeit mit anderen Ver-
sorgungsunternehmen gewähr-
leistet“ so Löhner. Im Landkreis 
Neustadt a.d. Aisch – Bad Winds-
heim betreibe die FWF die Was-
sergewinnung vor allem aus 
dem Bereich Uehlfeld. Da eige-

ne Erschließungsgebiete in Mit-
tel- und Unterfranken den Be-
darf aber nur zur Hälfte decken 
könne, werde der Rest von be-
nachbarten Verbänden aus dem 
nordbayerischen Ausgleichs- und 
Verbundsystem bezogen. „Eine 
Liefergarantie, die alle Eventua-
litäten einschließt, gibt es aller-
dings nicht“, meinte der Wasser- 
experte. So hätte zum Beispiel 
ein Strom-Black-Out Auswirkun-
gen auf die Wasserlieferung. Das 
Unternehmen treffe aber man-
nigfache Vorsorge zur zumin-
dest tageweisen Überbrückung 
von Stromausfällen und zudem 
auch zum Schutz vor terroristi-
schen Angriffen oder Sicherung 
der Elektronik.

Tourismus  
als Erfolgspotential

Schon länger befasst sich die 
CSU mit Themen zur Zukunft des 
Landkreises. Neben der Versor-
gungssicherheit mit Trinkwas-
ser hoher Qualität beschäftigte 
sich diese Konferenz nochmals 
mit der Förderung des Tourismus. 
„Für Frankens Mehrregion ist dies 
ein wichtiger Wirtschaftsfaktor, 
hier müssen die vorhanden Stär-
ken weiter gestärkt werden“, da-
rin sah CSU-Kreisvorsitzender 
Dobschütz „das wohl größte Er-

folgspotential für unsere Hei-
mat“. Das Positionspapier des 
CSU-Kreisverbandes hierzu trägt 
den Titel: „Frankens Mehrregion 
– Heimstätte für einen authenti-
schen, nachhaltigen und naturna-
hen Tourismus“. Aufgezählt wird 
dabei unter anderem die Inten-
sivierung der Unterstützung von 
Hotellerie und Gastronomie, der 
weitere Ausbau attraktiver An-
gebote von Museen bis hin zu 
Bädern sowie eine konsequen-
te Nutzung der Digitalisierung zur 
Information für auswärtige Tou-
risten, aber auch zur Online-Bu-
chung von Unterkünften und An-
gebotspaketen. Große Chancen 
sieht die CSU dabei in der Vernet-
zung mit der Landwirtschaft. Hof-
verkauf, Heckenwirtschaften und 
Urlaub auf dem Bauernhof seien 
bereits vorhandene vorbildliche 
Beispiele. Besonders für groß-
städtische Besucher zähle zum 
„Erlebnisfaktor Land“ zudem ein 
reichhaltiges Angebot regional 
erzeugter Produkte.

Frankens Mehrregion  
fördern und ausbauen

„Die CSU wird innovative Tou-
rismusideen aktiv fördern und 
befördern und will so die Attrak-
tivität des Landkreises weiter vor- 
antreiben, zum Beispiel mit Ge-
sundheitstourismus, mit Kulina-
rik und einem gut ausgebauten 
Netz an Rad- und Wanderwe-
gen“, so der CSU-Kreisvorsitzen-
de. Der Diespecker Bürgermeis-
ter Dr. Christian von Dobschütz 
will gemeinsam mit dem kom-
munalen CSU-Team den Stand-
ort von Frankens Mehrregion in-
nerhalb Bayerns als einem dem 
beliebtesten Reiseziele Europas 
weiter ausbauen. � r

Grundschule Offenstetten 
gewinnt Spielwarenpaket
Die Initiative „Spielen macht Schule – auch am Nachmittag“  

stattet GSO mit einem Spielwarenpaket aus
Die Grundschule Offenstetten zählt zu den Gewinnern des Projek-
tes „Spielen macht Schule – auch am Nachmittag“ und erhält eine 
komplette Spielwarenausstattung. Die Initiative richtet sich spe-
ziell an Einrichtungen, die eine Nachmittagsbetreuung für Grund-
schulkinder anbieten. So wird das klassische Spielen gefördert, 
denn: Spielen macht schlau!

Die Einrichtung ist dem letzt-
jährigen Aufruf der Initiative ge-
folgt und hat sich erfolgreich um 
ein hochwertiges Spielwarenpa-
ket beworben. „Spielen macht 
Schule – auch am Nachmittag“ 
wurde zum neunten Mal vom 
Deutschen Verband der Spielwa-
renindustrie e.V. (DVSI) und dem 
Verein Mehr Zeit für Kinder als 
sinnvolle Erweiterung von „Spie-
len macht Schule“ ausgeschrie-
ben. Die kostenlosen Spielwa-
renpakete werden in diesem 
Jahr von den Fachhändlern der 
VEDES, die eine Bildungspartner-
schaft mit den Einrichtungen ein-
gehen, übergeben und von den 
Herstellern Amigo, Bruder, Fer-

bedo, Hasbro, Kosmos, Mattel 
und Ravensburger zur Verfügung 
gestellt.

Insgesamt gibt es dieses Jahr 
100 Gewinner. Und die werden 
wirklich sehr gut ausgestattet: 
„Wir dachten, es kommen vier 
oder fünf Spielesets, aber das 
ist wesentlich mehr“, so Rekto-
rin Liane Köppl. Lehrerin Marti-
na Sommerer holte den Gewinn 
bei einem Spielwarengeschäft in 
Mainburg ab – zum Glück war sie 
im Kombi unterwegs. Eingesetzt 
werden die Spiele in der Mittags- 
und Ganztagsbetreuung. Alle In-
formationen zum Wettbewerb 
gibt es im Internet unter: www.
spielen-am-nachmittag.de. � r

Die glücklichen Gewinner.	 Bild: Ingo Knott, Stadt Abensberg.

http://www.spielen-am-nachmittag.de
http://www.spielen-am-nachmittag.de
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Vorschau auf GZ 4/2023
In unserer Ausgabe Nr. 4, die am 16. Februar 2023 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 IT, E-Government, Breitband, Mobilfunk
•	 Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
•	 Arbeitsplatz Kommune
•	 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung,  

Facility Management
•	 Schulungen und Weiterbildung

Abzeichen

Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Kommunale  
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

Fahnenmasten / Fahnen

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling

Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademie

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Altersversorgung

GemeindeZeitung auf folgenden 
Social Media Kanälen:

     

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Tel. +49 (0) 8732 - 92 15 0
www.unterholzner-photovoltaik.de

• Photovoltaik
• Batteriespeicher
• Ladeinfrastruktur
• Lastmanagement
• und mehr

Photovoltaik

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
für 2023 sichern unter: 0800 410 1 410 111

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86 
85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Kommunale Fachmedien

Aber wir bieten komplette Lösungen 
für öffentliche Verwaltungen:

Zum Beschaffen, Verwalten und Nutzen von  
digitalen und gedruckten Medien.

Flamingos haben wir nicht!

www.schweitzer-online.de

Wir vereinfachen deinen Alltag mit der passenden Software.
m71-service.de

Softwarelösungen
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AGFK Auszeichnung. � Bild: AGFK Bayern, Tobias Hase

Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche Kommunen e.V. (AGFK Bayern):

Feierliche Auszeichnung  
und Aufnahme

Zehn neue „Fahrradfreundliche Kommunen in Bayern“ ausgezeichnet
Elf neue Mitglieder in der Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche Kommunen in Bayern e.V.
Insgesamt 119 Mitgliedskommunen haben sich in der Arbeits-
gemeinschaft fahrradfreundliche Kommunen e.V. (AGFK Bayern) 
zusammengeschlossen, um gemeinsam den Radverkehr zu för-
dern. Jetzt wurden die jüngsten Auszeichnungen als „Fahrrad-
freundliche Kommune in Bayern“ von Ministerialdirektor Dr. 
Thomas Gruber, Amtschef des Bayerischen Staatsministeriums 
für Wohnen, Bau und Verkehr, und Matthias Dießl, Vorsitzender 
der AGFK Bayern und Landrat des Landkreises Fürth, in Mün-
chen bei einem feierlichen Festakt verliehen. 

Zur Feier der Radverkehrsför-
derung in Bayern war geladen 
und rund 100 Gäste aus Politik, 
Wirtschaft, Verwaltung und Ver-
bänden folgten kamen in die Gas-
zählerwerkstatt in München. Un-
ter der Moderation von Roman 
Roell (BR) wurden in der gemein-
samen Veranstaltung der AGFK 
Bayern und des Staatsministeri-
ums für Wohnen, Bau und Ver-
kehr die Erfolge für den Radver-
kehr im Jahr 2022 gewürdigt.

Voraussetzung für eine dauer-
hafte Mitgliedschaft in der AGFK 

Bayern ist die Auszeichnung als 
„Fahrradfreundliche Kommune 
in Bayern“, die vom Bayerischen 
Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr verliehen wird. 
Im Prüfverfahren für die Aus-
zeichnung werden die Kommu-
nen nach einem einheitlichen 
Kriterienkatalog auf ihre Fahr-
radfreundlichkeit geprüft. Zehn  
AGFK-Mitgliedskommunen ha-
ben sich dem anspruchsvollen 
Verfahren mit Erfolg unterzogen 
und dürfen von 2023 bis 2029 of-
fiziell den Titel tragen: Die Städte 

Bad Tölz, Bamberg, Coburg, Eich-
stätt und Weißenhorn, die Ge-
meinden Eching und Neufahrn 
b. Freising sowie die Landkreise 
Coburg, Neustadt an der Aisch 
– Bad Windsheim und Neu-Ulm. 
Insgesamt tragen den Titel inzwi-
schen 62 bayerische Kommunen.

Fortschrittsverpflichtung

Auch bereits ausgezeichnete 
Mitgliedskommunen unterliegen 
einer Fortschrittsverpflichtung. 
Die Anerkennung für geleistete 
Radverkehrsaktivitäten erfordert 
nach sieben Jahren eine Rezertifi-
zierung. Im Jahr 2022 durchliefen 

die Städte Augsburg und Erlan-
gen den Rezertifizierungsprozess 
erfolgreich und werden in den 
kommenden Jahren ebenfalls er-
neut das Siegel tragen.

Christian Bernreiter, bayeri-
scher Verkehrsminister konnte 
leider nicht selbst an der Veran-
staltung teilnehmen, ließ aber 
Grüße ausrichten: „Das Fahr-
rad ist ein Verkehrsmittel mit 
großem Potenzial. Es ist insbe-
sondere auf kurzen bis mittle-
ren Strecken meist das schnells-
te und kostengünstigste Ver-
kehrsmittel. Zudem schont es 
das Klima und ist gut für die Ge-
sundheit. Ich freue mich des-
halb, dass sich weitere Kommu-
nen dem anspruchsvollen Zerti-
fizierungsprozess gestellt haben 
und für ihre Bürgerinnen und 
Bürgern vor Ort fahrradfreund-
liche Bedingungen schaffen. Ei-
ne fahrradfreundliche Kultur 
und die passende Infrastruktur 
sind wichtige Stellschrauben, 
um den Umstieg aufs Fahrrad 

zu erleichtern und die Bedeu-
tung des Radverkehrs zu stär-
ken. Herzlichen Dank für Ihr En-
gagement!“

Bereits im Juli konnte die AGFK 
Bayern im Rahmen ihrer Jubilä-
umsfeier zum 10-jährigen Beste-
hen 15 neue Mitgliedskommu-
nen aufnehmen. Mit den Städ-
ten Cham, Freilassing und Penz-
berg, den Gemeinden Aschheim, 
Gilching, Unterföhring, Unter-
haching und Waakirchen, dem 
Markt Markt Schwaben und den 
Landkreisen Freising und Lindau 
(Bodensee) wurden heute nun 
elf weitere Mitgliedskommu-
nen im Verein begrüßt. „Die AG-
FK Bayern ist innerhalb eines Jah-
res von 93 auf 119 Mitgliedskom-
munen angewachsen und damit 
bundesweit eines der größten 
kommunalen Netzwerke für Rad-
verkehrsförderung. Das Wachs-
tum des Vereins bestärkt die zu-
nehmende Relevanz des Rad-
verkehrs für Politik und Verwal-
tung aber insbesondere für die 

Menschen in Bayern“, so Landrat  
Matthias Dießl, Vorsitzender der 
AGFK Bayern.

Über die AGFK:

In der AGFK haben sich der-
zeit 119 bayerische Kommunen 
mit insgesamt über 6,7 Millio-
nen Einwohnern mit dem Ziel zu-
sammengeschlossen, gemein-
sam den Radverkehr zu fördern, 
Erfahrungen auszutauschen und 
Synergieeffekte zu nutzen. Die 
AGFK Bayern vertritt die Interes-
sen ihrer Mitglieder im Radver-
kehrsbereich u.a. in der Landes- 
und Bundespolitik und bei kom-
munalen Spitzenverbänden. Da-
zu zählen sowohl die Förderung 
einer radverkehrsfreundlichen 
Mobilitätskultur als auch der Aus-
bau von Radinfrastruktur und die 
Erhöhung der Sicherheit für Rad-
fahrerinnen und Radfahrer. Alle 
Mitglieder werden nach einem 
Kriterienkatalog auf ihre Fahrrad-
freundlichkeit geprüft. � r


